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Der Begriff „Pädophilie“ bezeichnet das primäre sexuelle Interesse an Personen, die
noch nicht die Pubertät erreicht haben. Er setzt sich zusammen von griechisch „pais“:
Knabe, Kind und „philia“: Freundschaft. Übersetzt also „Knabenfreundschaft“ oder
„Kinderfreundschaft“. Vonseiten der Wissenschaft wird „Pädophilie“ als psychische
Störung angesehen, und zwar als Störung der Sexualpräferenz (Paraphilie).

Über die Ursachen der so genannten „Pädophilie“ besteht Uneinigkeit, ebenso wie über die Anzahl so genannter „Pädophiler“. Schätzungen gehen
davon aus, dass etwa 2 bis 20 Prozent aller Täter, die sexuelle Übergriffe auf Kinder verüben, im o. g. Sinne „pädophil“ sind. Das heißt, 80 bis 98
Prozent aller Taten, die landläufig als „sexueller Missbrauch“ gelten, werden NICHT von so genannten „Pädophilen“ verübt.

In der Öffentlichkeit wird häufig jegliche sexualisierte Gewalt an Kindern als „Pädophilie“ bezeichnet, bzw. jeder Täter als „Pädophiler“. Das führt in
mehrfacher Hinsicht zu Fehlschlüssen:

Da „Pädophilie“ als psychische Störung gilt, wird dadurch der falsche Eindruck erweckt, sämtliche Täter seien „krank“, bzw. psychisch gestört.
Tatsächlich ist jedoch der weitaus überwiegende Teil (80 bis 98 Prozent) derer, die sexualisierte Übergriffe auf Kinder verüben, ist weder krank,
noch ausschließlich an Kindern als Sexualpartner interessiert, und funktioniert auch in den meisten Lebensfeldern völlig normal und unauffällig.

Die verallgemeinernd angewandte Bezeichnung „Pädophilie“ für jegliche Form sexualisierter Übergriffe auf Kinder führt außerdem dazu, dass diese
Straftaten geringer geahndet werden, weil man ALLEN Tätern eine psychische Störung unterstellt und entsprechend auf Hilfe statt Strafe plädiert.
Somit wirkt sich eine unpräzise öffentliche Darstellung der tatsächlichen Verhältnisse und Hintergründe täterfreundlich aus.

Nicht zuletzt ist es hinsichtlich der Prävention bzw. Ansätzen zur Tätertherapie dringend notwendig, sich die tatsächlichen Proportionen, was die
Beteiligung von so genannten „Pädophilen“ an der Gesamtzahl der sexualisierten Straftaten gegen Kinder betrifft, klarzumachen. Wenn Prävention–
wie im vom Bundesjustizministerium finanziell sehr gut ausgestatteten Projekt „Dunkelfeld“ der Berliner Charité – vor allem darauf zielt, dass
„pädophil“ veranlagte Männer nicht zu Straftätern werden, dann spricht man mit solch einem Angebot maximal 2 bis 20 Prozent aller Täter an. Bei 80
bis 98 Prozent aller Sexualstraftäter (gegen Kinder) wird dies keine einzige Tat verhindern.

Der Hauptkritikpunkt von Betroffenen am Begriff „Pädophilie“ gilt allerdings der Verharmlosung der Gewalt, die auch den von so genannten
„Pädophilen“ verübten sexualisierten Übergriffen auf Kinder innewohnt.

„Pädophilie“ wird von „Pädophilen“ häufig mit „Kinderliebe“ bzw. „Kinderfreundschaft“ übersetzt. Und tatsächlich wollen sich „Pädophile“ selbst oft
am heftigsten von den anderen Sexualstraftätern (gegen Kinder) abgrenzen, indem sie darauf verweisen, dass sie sich Kindern in „Liebe“
annäherten und dass bei ihren Handlungen keine Gewalt im Spiel sei. Sie sehen sich selbst als „Freunde“ der Kinder, sprechen auch von
„Verliebtheit“ in ein Kind, und geben vor, ihr (sexuelles) Interesse diene der „Befreiung“ der kindlichen Sexualität. Gerade aus Kreisen der so
genannten „Pädophilen“ kommen die leidenschaftlichsten Plädoyers für die „unverfälschte, freie Entfaltung der kindlichen Sexualität“ und der
„wahren, von prüden Zwängen befreiten Liebe zwischen Erwachsenen und Kindern“.

Festzuhalten ist: Laut Definition bezeichnet „Pädophilie“ das primäre sexuelle Interesse an Kindern. Das heißt, es geht ganz klar um sexuelles
Interesse. Nicht um „Liebe“, nicht um Freundschaft. Und auch um die Sexualität des Kindes geht es nicht, weder seine „freie“ noch seine „unfreie“.
Es geht einzig und allein um den Erwachsenen. „Pädophilie“ ist also zuallererst einmal ein Ausdruck für das sexuelle Bedürfnis eines Erwachsenen.
„Pädophilie“ umschreibt Erwachsenen-/Täterinteressen, und zwar sexuelle.

Auch wenn dies von den meisten Menschen (noch dazu, wenn das Gegenüber „nur“ ein Kind ist) nicht gesehen wird: Allein in dieser Einseitigkeit
der Interessenslage liegt bereits Gewalt. Ein Kind hat eigene Rechte, eigene Interessen, es ist ein eigenes Subjekt. Es ist weder Besitz von
irgendjemandem, noch eine Art „Verlängerung“ der Eltern/Erwachsenen. Erst recht ist ein Kind nicht dazu da, die Bedürfnisse von Erwachsenen zu
bedienen, schon gar nicht die sexuellen.

Auszug aus Wikipedia: „Neben dem sexuellen Interesse ist bei Pädophilen ein Bedürfnis nach emotionaler Nähe zu Kindern festzustellen.“ Auch
hier: Es geht NICHT um das Bedürfnis nach emotionaler Nähe VON Kindern. Es geht um das Bedürfnis nach emotionaler Nähe des
Erwachsenen/Täters, das sich im Falle eines so genannten „Pädophilen“ primär an Kinder richtet. „Pädophile“ suchen die emotionale Nähe zu
Kindern, weil SIE ein Bedürfnis nach emotionaler Nähe haben. Das Kind ist auch hier lediglich Objekt der Bedürfnisbefriedigung des
Erwachsenen/Täters. Und IHR Bedürfnis nach emotionaler Nähe zu Kindern nennen so genannte „Pädophile“ dann „Liebe“.

Um es noch einmal festzuhalten: Schon allein diese Einseitigkeit der Interessenlage, bzw. der darin enthaltene Blick auf Kinder als Objekte der
Bedürfnisbefriedigung von Erwachsenen, ist eine Form von Gewalt.

Kinder haben eigene Rechte. Ihre natürliche Abhängigkeit von Erwachsenen (aufgrund des Alters und Entwicklungsstandes), ihre entsprechend an
diese gerichteten Bedürfnisse nach Nähe, Vertrautheit, Zuwendung, Schutz und Intimität, werden – wenn überhaupt – von so genannten „Pädophilen“
(aber auch den anderen Tätern) zum Zwecke der eigenen Bedürfnisbefriedigung ausgenutzt.

Viele so genannte „Pädophile“ (und viele Außenstehende) argumentieren, dass die Annäherung von „Pädophilen“ an Kinder, wenn sie „in
Freundschaft“ oder „in Liebe“ geschähe, keine traumatisierende Wirkung auf die Kinder hätte. Aufgrund der Projektion ihrer eigenen emotionalen
Bedürfnisse auf die Kinder behaupten so genannte „Pädophile“ sogar, dass die Kinder „freiwillig“ und „gerne“ in entsprechende Annäherungen
eingewilligt oder diese sogar „selbst gewünscht“ hätten.



Fakt ist: Egal wie „demokratisch“ der Anspruch eines Erwachsenen gegenüber einem Kind sein mag, die Beziehung zwischen einem Erwachsenen
und einem Kind ist durch ein Machtgefälle gekennzeichnet. Kein Kind, auch nicht das Aufgeweckteste, fair Erzogenste, befindet sich in derselben
Machtposition wie ein Erwachsener. Schon allein aufgrund seiner Versorgungsabhängigkeit ist ein Kind nicht „frei“, sondern auf das, was der
Erwachsene zur Verfügung stellt, angewiesen. Noch dazu verfügt ein Kind aufgrund seines kognitiven Entwicklungsstandes und seines begrenzten
Lebensradius nicht über die Möglichkeiten, eine Situation umfassend zu bewerten und einzuschätzen.

Ein Erwachsener dagegen weiß sehr wohl, wie er sich verhalten muss, um sich die Befriedigung seiner Interessen zu beschaffen. Er weiß, wie er
sich verhalten muss, um Vertrauen zu gewinnen. Er ist in der Lage, taktisch zu agieren und sein Wissen um die kognitive Begrenztheit und
Abhängigkeit von Kindern zu nutzen. Ja, er weiß sogar sehr genau, dass sich seine Interessen gegenüber einem abhängigen, unterlegenen Kind
wesentlich leichter durchsetzen lassen als gegenüber einem gleichberechtigten und gleich mächtigen Erwachsenen.

Insofern dient es allein der Selbstrechtfertigung der Täter, wenn sie von einem „Einverständnis“ des Kindes sprechen. Es dient außerdem der
Vertuschung der Gewalt (beispielsweise durch Manipulation), die in diesen vermeintlich „liebevollen“ Annäherungen liegt.

Nochmal: Ein Kind kann nichts dafür, dass es abhängig zur Welt kommt und viele Jahre lang abhängig von Erwachsenen bleibt. Es hat absolut
Anspruch auf Versorgt-/Umsorgtwerden, auf Zuwendung, Nahrung, Liebe, Schutz, etc. Diese seine Bedürfnisse kann es nur auf die Erwachsenen
um ihn herum richten und es hat jede Berechtigung, diese von anderen Menschen (nämlich denen, denen es anvertraut ist), befriedigt zu bekommen.
Und zwar ohne dabei manipuliert, in eine bestimmte Richtung genötigt oder für Erwachsenenbedürfnisse ausgebeutet zu werden.

Der Grenzverlauf zwischen einer „guten Annäherung“ und einer „schlechten Annäherung“ liegt einzig und allein in der Absicht des Annähernden.
Dient die Nähe dem Wohl und den Interessen des Kindes oder denen des Erwachsenen? Für ein Kind ist jede Annäherung eines Erwachsenen, die
der Befriedigung SEINER Interessen dient, schädlich.

Viele so genannte „Pädophile“ glauben tatsächlich, dass ihre Annäherung an ein Kind eine „gute Annäherung“ sei und den Interessen des Kindes
diene. Dies muss eindeutig als Projektion enttarnt werden. Tatsächlich projiziert der „Pädophile“ die (unterdrückten) Bedürfnisse seines eigenen
inneren Kindes auf das fremde Kind und will dann quasi in der Rolle des heute Erwachsenen diesem seinem eigenen inneren Kind die vermisste
emotionale Nähe geben. Die „Liebe“ gilt also – wenn überhaupt – sich selbst (dem in sich verborgenen inneren Kind), nicht dem tatsächlichen
(fremden) Kind.

Zudem darf nicht vergessen werden, dass der so genannte „Pädophile“ auch konkrete sexuelle Bedürfnisse an das abhängige und von seiner
Entwicklung her mit der Sexualität eines Erwachsenen absolut überforderte Kind richtet. Wikipedia: „Die sexuellen Bedürfnisse des Erwachsenen
korrelieren entwicklungspsychologisch nicht mit den Wünschen des Kindes. Kinder sind zwar zu sexuellen Gefühlen fähig, diese unterscheiden sich
aber fundamental von der Sexualität eines Erwachsenen, dessen sexuelle Entwicklung bereits abgeschlossen ist. Da das Kind die Sexualität des
Erwachsenen nicht kennt, kann es auch dessen Perspektive nicht einnehmen. Es kann nicht erfassen, aus welchen Beweggründen ein sexuell
motivierter Erwachsener seine Nähe sucht. Kinder können deshalb zwar „willentlich’“ (fachlich „simple consent“), aber nicht „wissentlich“’ (fachlich
informed consent) in sexuelle Handlungen einwilligen.“

Zur vermeintlichen „Gewaltfreiheit“ von nicht vollzogenen sexualisierten Handlungen durch so genannte „Pädophile“ (wie sie u.a. Ziel des Projekts
„Dunkelfeld“ am Institut für Sexualmedizin der Berliner Charité ist) sei noch auf folgenden Aspekt hingewiesen:

Wikipedia: „Viele Pädophile nutzen Darstellungen von Kindern zur sexuellen Stimulation. In einer Studie gaben 86,1 Prozent der Teilnehmer an,
Bildmaterial aus dem legalen und/oder illegalen Bereich zu nutzen.“ Konkret wird hier die Nutzung von so genanntem „kinderpornografischen
Material“ (das richtigerweise Kinderfolterdokumentation genannt werden muss) angesprochen. Dieses Material muss hergestellt werden. Und es
wird hergestellt durch sexualisierte Gewalt an Kindern. Insofern ist die Behauptung, „Pädophile“ würden „gewaltlos“ agieren, mehr als zynisch und
den Tatsachen absolut widersprechend.

Als „harmlos“ wird es auch angesehen, dass sich viele so genannte „Pädophile“ ihr eigenes sexuell erregendes Material aus Quellen wie z.B.
Versandhauskatalogen oder Magazinen konstruieren. Der Sinn solcherart „harmlosem“ Materials ist aber ebenfalls die Stimulation. Nach einiger
Zeit wirken aber die immer selben Stimuli nicht mehr und müssen durch stärkere Reize ersetzt werden. Die selbst gebastelten, scheinbar
„harmlosen“ „Katalog-Pornos“ stellen eine Einstiegsdroge dar, der massivere Übergriffe folgen können.

Egal wie „harmlos“ die Handlungen eines so genannten „Pädophilen“ wirken mögen: Es handelt sich um Menschen, deren primäres sexuelles
Interesse Kindern gilt. Das heißt, sie nähern sich Kindern mit einem eindeutig sexuellen Interesse. Selbst wenn sie dies mit „Freundschaft“ oder
„Fürsorge“ verschleiern. Aufgrund ihres sexuellen Interesses an Kindern sind sie immer in Gefahr, dass dieses Interesse andere
Annäherungsgründe überlagert. Die Gefahr ist deshalb so real, weil sie als Erwachsene gegenüber dem Kind in einer Machtposition sind. Es ist für
sie ein Leichtes, ihr sexuelles und emotionales Interesse an dem Kind durchzusetzen. Ob sie dies offensichtlich gewalttätig oder anschleichend-
manipulativ tun, ist nur eine Frage der Taktik und der persönlichen Struktur (des Täters).

Für das betroffene Kind aber hat es immer negative Auswirkungen. Seine natürliche emotionale Abhängigkeit wird ausgenutzt, seine für eine
gesunde Entwicklung benötigten Lebensumstände werden ihm verweigert, sein Selbstbild wird beschädigt durch die Erfahrung, als
„Bedürfnisobjekt“ gesehen zu werden. Es erhält eine völlig falsche Vorstellung von Liebe und Freundschaft. Sein Vertrauen und seine natürliche
Offenheit werden missbraucht. Die Welt zeigt sich ihm in frühen Jahren als ausbeuterisch und gefährlich. Kommt es dann auch noch zu konkreten
tätlichen Übergriffen, kommen absolute Verwirrung, Ohnmacht, Schuld- und Schamgefühle, Selbstentfremdung, nicht selten auch schwere
körperliche Verletzungen u.a. dazu.

Tatsache ist: Auch so genannte „Pädophile“ begehen Straftaten, wenn sie sich Kindern in entsprechender Absicht nähern, sei es in Form von
Konsum von Kinderfolterdokumentationen oder in Form von sexualisierter Gewalt. Sie sind nicht krank in einem pathologischen Sinn. Sie sind
kriminell, denn Ihre sexuelle Präferenz gilt einem abhängigen Kind, statt einem gleichgestellten Mann oder einer Frau. „Pädophilie“ ist ein
verschleiernder Begriff, der die bereits in der eindeutigen Interessenslage der so genannten „Pädophilen“ enthaltene Gewalt unsichtbar macht,
indem er es als „Kinderfreundschaft“, bzw. „Kinderliebe“ bezeichnet.

Wir Betroffene von sexualisierter Gewalt halten diese Begriffe für zynisch und absolut gefährlich. Aussagekräftiger und den Tatsachen gerechter
werdend sind die Bezeichnungen „Pädosexualität“, bzw. „Pädosexueller“, weil diese klar die primäre sexuelle Präferenz für Kinder benennen und
damit sichtbar macht, um was es wirklich geht.
Das Ausleben sexualisierter Gewalt an Kindern – sei es durch Pädosexuelle, die motiviert durch ihre sexuelle Präferenz agieren, oder durch
Gewalttäter, deren Sexualität nicht ausschließlich auf Kinder fixiert ist – ist Pädokriminalität.

Ergänzung:

Laut Wikipedia unterliegen einmal einschlägig straffällig gewordene Pädophile einer hohen Rückfallgefahr. Internationale Studien hätten ergeben,



dass die Rückfallquote bei ihnen mit etwa 40 bis 50 Prozent etwa doppelt so hoch ist wie die durchschnittliche Quote für Sexualstraftäter von 22
Prozent. Die Rückfallwahrscheinlichkeit ist bei Pädophilen, die auf Jungen orientiert sind, deutlich höher als bei solchen, die auf Mädchen orientiert
sind.

(netzwerkB http://netzwerkb.org/2011/01/13/was-kritisieren-wir-am-ausdruck-padophilie/)
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Kennzeichen und Voraussetzung für so genannten „sexuellen Missbrauch“ ist ein Machtgefälle zwischen Täter und Opfer. Genau dieses
Machtgefälle drückt sich in dem Begriff „Missbrauch“ aus: Nur jemand der Macht hat, kann etwas oder jemanden ge- bzw. „missbrauchen“. Der
Begriff „Missbrauch“ ist somit ein Terminus aus Täterperspektive. Die Person, die Opfer von sexualisierter Gewalt wurde, wird zum
Missbrauchsobjekt.

Der Objektstatus ent-menschlicht die Opfer. Er verhindert, dass Menschen, die Opfer von sexualisierter Gewalt wurden, als Rechtswesen in einem
Rechtsstaat wahrgenommen werden. Als Menschen, die Rechte haben, deren Grenzen zu achten sind, und über die niemand einfach so verfügen
darf. Der Objektstatus verführt dazu, die Opfer weiterhin zu übergehen, das Unrecht, das ihnen geschehen ist, zu verleugnen, ihnen ihr erlittenes Leid
abzusprechen und die dringend benötigte Unterstützung zu verweigern.

Die Verwendung des Begriffs „Missbrauch“ bzw. „sexueller Missbrauch“ unterschlägt die Tatsache, dass es sich eigentlich um einen Missbrauch
von Macht handelt. Aus Täterperspektive ein durchaus positiver Effekt: Seine strafbaren Handlungen werden quasi unsichtbar, während die
Verdinglichung des unschuldigen Opfers zum Missbrauchsobjekt bzw. Sexualobjekt zementiert wird.

Der Begriff „Missbrauch“ verschleiert zudem die Tatsache, dass es sich bei den damit umschriebenen Handlungen um Sexualstraftaten handelt und
die „Missbraucher“ Sexualstraftäter sind. Er unterschlägt, dass die Täter Gesetze brechen und verharmlost Straftaten zu „unpassendem Verhalten“.
Somit dient er eindeutig dem Täter.

Selbst die Verknüpfung des (Macht)Missbrauchs mit dem Adjektiv „sexuell“ schützt letztlich den Täter: es gibt vor, es handele sich bei den Taten um
eine Form von „Sexualität“. Sexualität umfasst in der Regel einvernehmliche intime Handlungen zwischen zwei gleichberechtigt handelnden
Personen. Beim sexualisierten Machtmissbrauch von Erwachsenen gegenüber Kindern herrscht aber weder Einvernehmlichkeit (aufgrund der
mangelnden Freiheit des „Missbrauchsobjekts“), noch Gleichberechtigung zwischen den beteiligten Personen. Die Begriffskombination „sexueller
Missbrauch“ entlastet den Täter, weil sie das Opfer in eine Verantwortungsgemeinschaft zwingt, die der tatsächlichen Realität nicht entspricht.

Die Verknüpfung des (Macht)Missbrauchs mit „Sexualität“ entlastet den Täter auch dort, wo die Verantwortung für sein strafbares Handeln durch den
so genannten „Sexualtrieb“ relativiert wird. Regelmäßig erfahren Täter Nachsicht und Verständnis, weil unterstellt wird, dass ein quasi autonom
agierender innerer „Sexualtrieb“ für ihre Handlungen ursächlich sei. So werden aus Tätern „Opfer“ und aus (tatsächlichen) Opfern „Täter“, weil es in
dieser „Theorie“ ja auch einen Auslöser für den „unbeherrschbaren Durchbruch“ des „Triebs“ geben muss.

Der so genannte „sexuelle Missbrauch“ von Kindern ist keine „verirrte“ Form von Sexualität, sondern mittels sexueller Handlungen ausgeübte
Gewalt. Die „Sexualität“ ist nur Mittel zum Zweck, nämlich zum Zweck der Durchsetzung der Interessen des Täters. Diese gelten weniger der
Befriedigung seiner sexuellen Bedürfnisse, als vielmehr der Selbstregulation durch Machtausübung und um die Ausnutzung von
Abhängigkeitsverhältnissen. Was nicht ausschließt, dass sexuelle Handlungen für den Täter der bevorzugte Weg dazu sind. Um es an einem
simplen Beispiel zu verdeutlichen: Wenn ein Nachbar dem anderen mit dem Spaten eins überzieht, so spricht auch niemand von Gartenarbeit,
sondern klar von Gewalt.

Nicht zuletzt führt die Verbindung der Gewalttaten mit „Sexualität“ dazu, dass sie durch ein mächtiges Tabu verdeckt werden. In unserer christlichen
Kultur ist ein tiefes Sexualtabu verankert. Dies bewirkt, dass viele Menschen mit spontaner (oft unbewusster) Abwehr auf das Thema „sexueller
Missbrauch“ reagieren. Den Mitwissern ergeht es ähnlich. Das schützt wiederum die Täter (vor Verfolgung) und verhindert, dass den Opfern
Anteilnahme und Unterstützung zu teil werden. Gleichzeitig  verstärkt es das Schweigegebot: Opfern fehlt die Sprache und der Raum, das, was sie
erlebt haben, offen auszusprechen. Die Erkenntnis und Einordnung ist einem Kind je nach Alter nicht gegeben.

Der Terminus „sexueller Missbrauch“ dient also ganz klar Täterinteressen. Er zementiert den Objektstatus des Opfers, untergräbt ihre Integrität und
sichert ihr Schweigen. Er verschleiert den durch den Täter ausgeübten Machtmissbrauch, verharmlost seine Straftaten, relativiert seine
Verantwortung, verdreht die Wahrheit und vor allem verleugnet er die in den Taten enthaltene massive Gewalt.

Bei dem, was landläufig als „sexueller Missbrauch“ bezeichnet wird, handelt es sich korrekterweise um sexualisierten Machtmissbrauch bzw.
sexualisierte Gewalt. Nur diese Bezeichnungen stellen sicher, dass das Verursachungsprinzip, bzw. der Verursacher der Straftaten und Folgen
identifiziert und entsprechend richtig eingeordnet und geahndet wird.

(netwerkB http://netzwerkb.org/2011/01/13/was-kritisieren-wir-am-ausdruck-missbrauch/)
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Vorstand wieder komplett
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Nach einer gut besuchten, spannenden, schönen, intensiven und fröhlichen Mitgliederversammlung hat unser Verein nun wieder einen kompletten
Vorstand:
Wir freuen uns über

Unseren neuen Schatzmeister Hans Kloos

unsere neue Schriftführerin Elisabeth Mauerek

und den neuen Beisitzer Heinz-Jürgen Kriebel

und wünschen uns allen eine gute Zusammenarbeit und Spaß bei der Arbeit!

Außerdem wurde Rosi Allingham von den Mitgliedern zur Kassenprüferin gewählt!

Der Vorstand bedankt sich bei allen Mitgliedern für die wirklich gut gelungene Versammlung, für die Wahlen und das Vertrauen!

Die Weber (Heinrich Heine, 1844)
Wed, 05 Jun 2013 00:38:11, admin, [category: uncategorized, post_tag: brd, post_tag: entschadigung, post_tag: heimgeschichte, post_tag:
heimkinder, post_tag: rentenersatzleistungen, category: zwangsarbeit, post_tag: zwangsarbeit]

Im düstern Auge keine Träne,
Sie sitzen am Webstuhl und fletschen die Zähne:
“Deutschland, wir weben dein Leichentuch,
Wir weben hinein den dreifachen Fluch -
Wir weben, wir weben!

Ein Fluch dem Götzen, zu dem wir gebeten
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In Winterskälte und Hungersnöten;
Wir haben vergebens gehofft und geharrt,
Er hat uns geäfft, gefoppt und genarrt -
Wir weben, wir weben!

Ein Fluch dem König, dem König der Reichen,
Den unser Elend nicht konnte erweichen,
Der den letzten Groschen von uns erpreßt
Und uns wie Hunde erschießen läßt -
Wir weben, wir weben!

Ein Fluch dem falschen Vaterlande,
Wo nur gedeihen Schmach und Schande,
Wo jede Blume früh geknickt,
Wo Fäulnis und Moder den Wurm erquickt -
Wir weben, wir weben!
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Das Schiffchen fliegt, der Webstuhl kracht,
Wir weben emsig Tag und Nacht -
Altdeutschland, wir weben dein Leichentuch,
Wir weben hinein den dreifachen Fluch -
Wir weben, wir weben!

Kinderheim Haasenburg: Skandalöse Zustände ./. gewaltige Gewinne
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jugendamt, category: kinderrechte, post_tag: kinderrechte, post_tag: missbrauch, post_tag: misshandlungen]

"Der Horror am Waldrand" titelt die taz einen Artikel von Kaija Kutter und Kai Schlieter am Wochenende und zitieren aus einem Protokoll aus dem
Jahre 2008 (!), in dem es um "Anti-Aggressionsmaßnahmen" mit der 17 jährigen Hanna (Name geändert) geht:

19.30 Uhr: Verweigerung von Nahrung und Medikamenten.
20.05 Uhr: Wehrt sich. Kopf wird festgehalten.
20.07 Uhr: Wehrt sich weiter. Hanna werden beide Hände verbunden, da sie an den Fingern pult. Kopf wird weiter festgehalten.
20.10 Uhr: Halsgurt wird gelöst, da Sie sich aufreibt. Hanna fängt an, Kopf auf Unterlage zu hauen summt lauter.
20.27 Uhr: Versucht Hand aus Fixierung zu lösen. Erzieher hält weiterhin Kopf fest.
20.39 Uhr: Hanna bewegt Kopf wieder heftiger hin und her. Erzieher hält Kopf wieder fest.
20.47 Uhr: Schlägt Kopf heftig auf Liege. Erzieher hält Kopf wieder fest.
21.25 Uhr: Stellt sich in die Mitte des Raumes verschränkt ihre Arme.
21.28 Uhr: Gesprächsangebot. Ignoriert dieses Angebot.
21.33 Uhr: Pult noch immer an ihren Fingern herum. Erzieher fordert sie auf, das zu unterlassen.
21.50 Uhr: Erz. müssen ihre Hände hinter den Rücken verschränken.
21.54 Uhr: wird fixiert. Klopft mit Fußspitze auf den Boden.

Dem Protokoll zufolge dauert die Prozedur bis ein Uhr nachts. Als Grund für die Behandlung ist in der Rubrik „auslösende Situation“ vermerkt:
„Befolgte Anweisung nicht, ging selbständig auf den Flur“.
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(Quelle: http://www.taz.de/Kinderheim-in-Brandenburg/!118139/?utm_source=dlvr.it&utm_medium=twitter)

PS:
Heute erreichte uns folgende Mail:

Betreff: Petition in Zeichnung

Liebe Mitzeichner*Innen der Petition zur Schließung aller Kinder- und Jugenderziehungsheime der Haasenburg,

Wie Sie vielleicht schon mitbekommen haben, haben sich die Anwälte der Haasenburg GmbH nun bei mir gemeldet mit dem Ziel, eine
Unterlassung zu erwirken. Sie fordern, die Petition solle heute um 18:00 Uhr verschwunden sein. Sollte ich dieser Forderung nicht
nachkommen, drohen sie mit rechtlichen Schritten. Zur Zeit befinde ich mich in Kommunikation mit der taz, mit den BetreiberInnen der Seite
openpetition.de sowie mit Anwält*Innen und Menschenrechtsorganisationen. Wir haben nun beschlossen, die Petition solange pausieren zu
lassen, bis wir die Formulierungen soweit überarbeitet haben, dass uns keine Nachteile daraus erwachsen können. Ich möchte mich bei Ihnen
allen bedanken für Ihre Unterstützung. Ihre Unterschrift soll selbstverständlich bestehen bleiben und ich werde Ihnen umgehend mitteilen, wenn
die Petition wieder online geht. Offenbar gibt es inzwischen auch weitere Petitionen zum Thema. Entsprechende links finden sie im unten
stehenden link. Es handelt sich hierbei um einen Bericht der taz über die Reaktion der Haasenburg GmbH auf meine polemische
Petition. http://www.taz.de/Kinderheime-Haasenburg/!118392/

Danke für Ihre Mithilfe. Sollte sich unter Ihnen ein/e Rechtsanwältin befinden, so würde ich mich über Ihre Meldung sehr freuen. Ideen bitte
an meike.buettner@gmail.com.

Hoffnungsfrohe Grüße,
Meike Büttner

Zum Glück kann inzwischen berichtet werden, dass die von der taz losgetretene Diskussion weitere Kreise zieht. Hier ein paar Links zum nachlesen:

Brandenburgisches Ministerium für Bildung, Jugend und Sport: Gründung einer Untersuchungskommission zu den Vorwürfen gegen die Haasenburg
GmbH

Linksfraktion Brandenburg: Unhaltbare Zustände in den Heimen der Haasenburg GmbH

Grüne Fraktion Brandenburg: Schnellstmögliche Aufklärung erforderlich

Grüne Fraktion Hamburg: Keine Kinder mehr in die Haasenburg schicken

Petition: Sofortige Schließung aller Haasenburg-Kinderheime

Verein ehemaliger Heimkinder: Dieses Heim gehört geschlossen und Heimleiter, Geschäftsführer und Erzieher vor ein Gericht gestellt

taz: Designierter Vorsitzender der Hamburger Aufsichtskommission für geschlossene Heime steht für diese Aufgabe nicht mehr zur Verfügung

taz: Unterlassungserklärung der Haasenburg GmbH

Irische Menschenrechtskommission: Frauen in den Magdalen-Wäschereien schutzlos
Thu, 20 Jun 2013 00:54:55, admin, [category: uncategorized, post_tag: efpac, post_tag: entschadigung, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag:
geschichte, post_tag: heimgeschichte, post_tag: heimkinder, category: internationales, category: irland, post_tag: irland, post_tag: kinderrechte,
post_tag: kirche, category: magdalen-sisters, post_tag: menschenrechte, post_tag: zwangsarbeit]

DER IRISCHE STAAT WAR NICHT IN DER LAGE, DIE MENSCHENRECHTE DER FRAUEN IN DEN MAGDALEN WÄSCHEREIEN ZU
SCHÜTZEN – WIEDERGUTMACHUNGSSYSTEM MUSS DEN MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN RECHNUNG TRAGEN
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Stand: 18. Juni 2013
Die irische Menschenrechtskommission (Human Rights Commission, IHRC) hat heute den Folgebericht über die staatliche Beteiligung an den
Magdalen-Wäschereien veröffentlicht der besagt, der Staat sei seiner Verpflichtung, die Menschenrechte von Mädchen und Frauen in den
Magdalen Wäschereien zu schützen, nicht nachgekommen. Die IHRC ruft auf zu einer umfassenden Wiedergutmachung, die individuelle Vergütung,
Entschädigung und Rehabilitation der Frauen im Einklang mit staatlichen Menschenrechtsverpflichtungen. Außerdem macht die IHRC eine Reihe
von Empfehlungen für erforderliche Maßnahmen, damit sich ähnliches Unrecht in der Zukunft nicht wiederholt.

Der IHRC Folgebericht begutachtet die Fakten in dem Bericht des interministeriellen Ausschusses unter dem Vorsitz von Senator Martin McAleese
und beurteilt die Auswirkungen des Unrechtes auf die Menschenrechte für den Staat. Außerdem werden die Feststellungen des IHRC Berichtes von
2010 in Anbetracht der nun verfügbaren Informationen über die Wäschereien neu bewertet. Die IHRC kommt zum Schluss, dass die
Menschenrechte der Mädchen und Frauen in den Magdalen Wäschereien nicht in vollem Umfang in Bezug auf Gleichheit, Freiheit, Achtung der
Privatsphäre, Bildung sowie dem Verbot von Zwangs-, Pflichtarbeit oder Knechtschaft geachtet wurden.

Anlässlich der Vorstellung des Berichts, sagte Professor Siobhán Mullally, IHRC Kommissar:
„Der Bericht des Interministeriellen Ausschuss (IDC) hat umfangreiche staatliche Beteiligung an den Magdalen Wäschereien bestätigt, zieht aber
nicht die richtigen Rückschlüsse in Bezug auf die menschenrechtlichen Verpflichtungen des Staates. Um diese Lücke zu schließen, hat die IHRC die
Ergebnisse des IDC-Berichtes an Hand von einer Reihe von menschenrechtlichen Standards bewertet. Wir schließen aus den verfügbaren
Beweisen, dass die Menschenrechte von Mädchen und Frauen in den Wäschereien nicht vollständig eingehalten werden. Der Staat handelte
unrecht indem er diese Frauen weder adäquat schützte noch auf ihre Klagen über einen langen Zeitraum zu reagieren. Glaubwürdige Vorwürfe des
Missbrauchs sollten immer umgehend, gründlich und unabhängig untersucht werden.“

Professor Mullally fuhr fort:
„Die IHRC wird für eine umfassende Wiedergutmachung, die einen Ausgleich für die Auswirkungen der Menschenrechtsverletzungen für jede
einzelne Frau, die in den Wäschereien arbeitete, eintreten. Das Ausmaß der Verstöße und ihre anhaltenden Auswirkungen (auf das Leben der
Frauen, Red.) muss bei der Bestimmung der individuellen Vergütung und laufenden Unterstützungen in Betracht gezogen werden. Ferner sollten
Maßnahmen ergriffen werden, um zu gewährleisten, dass diese Frauen Wiedergutmachung in Form von verlorenen Löhne, Renten und
Sozialleistungen bekommen. Unterstützung muss geleistet werden im Bereich Wohnraum, Bildung, Gesundheit sowie besondere Unterstützung, um
mit den psychologischen Auswirkungen der Zeit in den Wäschereien umzugehen.“

Zum Bereich der nicht im vollen Umfang eingehaltenen Menschenrechte, sagte Professor Mullally:
„Die Rechte der Frauen stehen im Mittelpunkt der Einschätzungen des IHRC. Die Magdalen Wäschereien wurden eindeutig mit diskriminierenden
Regelungen betrieben. Das Recht von Frauen auf Gleichbehandlung gab es nicht in den Magdalen Wäschereien, da die Regelungen nur auf sie
angewendet wurden. Es gab kein Recht auf Bildung für die Mädchen, die wenig oder keine formale Bildung erhielten, nicht einmal Unterricht im
Schreiben und Rechnen.“
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Professor Mullally fuhr fort:
„Das Recht auf Freiheit von Mädchen und Frauen, die durch die Strafjustiz oder die Jugendämter in die Wäschereien, wurde nicht eingehalten. Es
gibt viele willkürliche Inhaftierungen bei denen Mädchen ohne gerichtliche Anordnung in die Magdalen Wäschereien eingesperrt wurden oder nach
ihrer Entlassung aus einer sogenannten Besserungsanstalt als eine Form der Verwaltungshaft dorthin verbracht.“

Die Arbeitsbedingungen in den Magdalen Wäschereien erklärte Sinead Lucey, Senior Legal Officer des IHRC:
„Mädchen und Frauen, die in den Magdalen Wäschereien leben mussten, wurden einer Form von Zwangs- oder Pflichtarbeit unterworfen, die
eindeutig gegen Irlands Verpflichtungen nach der 1930 Zwangsarbeitskonvention verstießen. Dies wird verschärft durch die Tatsache, dass nicht nur
verschiedene irische Regierungen diese Praktiken nicht verbaten und beendeten, sondern im Gegenteil: der Staat selbst profitierte von dieser
Zwangs- oder Pflichtarbeit, wenn er kommerzielle Verträge mit den Wäschereien abschloss, weil diese billigsten Angebote hatten. Der
entscheidende Faktor war allerdings, dass die Arbeiterinnen unbezahlt waren. Darüber hinaus bedeutet der Zwang zur Arbeit Knechtschaft nach
Artikel 4 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und auch hier ist der Staat gescheitert darin, solche Praktiken zu unterbinden, wenn
er im Gegenteil wissentlich erlaubt, dass Mädchen und Frauen ohne Lohn und unter Zwangsmaßnahmen in den Wäschereien arbeiten.“

Sinead Lucey fuhr fort:
„Wir müssen von den Verletzungen der Menschenrechte von Mädchen und Frauen in den Magdalen Wäschereien lernen, um sicherzustellen, dass
sich ähnliches Unrecht nicht wiederholen wird. Das Recht auf Gleichheit ist ein grundlegendes Prinzip der Menschenrechte. Der Staat darf niemals
selbstgefällig und diskriminierend besonders die Schwächsten der Gesellschaft behandeln. Umfassendere Schutzmechanismen sind notwendig.
Stärkere Regulierung und Aufsicht der Beziehung zwischen Staat und nicht-staatlichen Akteuren bei der Durchführung von Funktionen oder
Dienstleistungen des Staates sind dringend erforderlich. Darüber müssen Gesetze erlassen werden, die Zwangs- oder Pflichtarbeit oder
Leibeigenschaft als kriminelle Straftat mit hohem Verfolgungsdruck ausweisen. Insgesamt muss es der Staat unterlassen, bestimmte
gesellschaftliche Gruppen zu kriminalisieren und zu institutionalisieren sondern muss vielmehr dazu übergehen, diese Gruppen zu unterstützen, denn
das Gemeinwohl braucht auch dieses Potenzial.“

Schlüsselempfehlungen

Der Staat sollte:

ein umfassendes Wiedergutmachungprojekt ins Leben rufen, welches individuellen Ausgleich bietet für die Auswirkungen der
Menschenrechtsverletzungen von Frauen in den Magdalen Wäschereien;

Maßnahmen durchführen, die sicher stellen, dass überlebende Frauen der Magdalen Wäschereien die Entschädigung und Rehabilitation für
die erlebten Verletzungen bekommen;

als Wiedergutmachung den betroffenen Frauen die verlorenen Löhne, Renten und Sozialleistungen auszahlen, die sie auf Grund der
geleisteten Zwangsarbeit verloren haben;

für geeignete Rehabilitationsmaßnahmen einschließlich Wohnraum, Gesundheit und Wohlfahrt, Bildung und Hilfe bei den psychologischen
Auswirkungen sorgen;

Wechselwirkungen mit nicht-staatlichen Akteuren überprüfen, um sicherzustellen, dass die staatlichen Regulierungs- und Aufsichtsfunktionen
robust genug sind, um Menschenrechtsverletzungen zu verhindern, bzw. derartigen Vorwürfen gründlich und effektiv zu untersuchen, und
gegebenenfalls zu entschädigen;

sicherstellen, dass alle glaubwürdigen Anschuldigungen von Missbrauch, die eine Verletzung der staatlichen menschenrechtlichen
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Verpflichtungen beinhalten, umgehend, gründlich und unabhängig untersucht werden;

die Praxis beenden, Menschen mit geistiger Behinderung in psychiatrische Anstalten einzusperren;

eine unmittelbare und obligatorische staatliche Kontrolle und Lizenzierung von Heimen für Menschen mit Behinderungen einfahren;

ein System für die Bereitstellung von Informations- und Suchdienste verabschieden für Menschen verabschieden, darunter auch für diejenigen,
die informell in der Vergangenheit angenommen wurden.

Das englisch-sprachige Original finden Sie hier

Nie wieder!
Mon, 01 Jul 2013 00:19:42, admin, [category: uncategorized, category: dierk-schafers-blog, category: gewalt, post_tag: haasenburg, category:
haasenburg-gmbh, post_tag: heimkinder, post_tag: jugendamt, category: kinderrechte, post_tag: kinderrechte, post_tag: misshandlungen,
post_tag: padagogik]

Folgender Text aus Dirk Schäfers Blog ist ein Kommentar zu den unsäglichen Vorgängen in den Heimen der Haasenburg GmbH (wir
berichteten) und den Untersuchungen, die nun - längst überfällig - zu den Vorgängen in diesen Kinderheimhöllen aufgenommen wurden.
Wir danken Lutz Adler für das Überlassen des Textes.

"Nie wieder!”

Was wird aus Kindern die verbogen, belogen, missbraucht, geprügelt werden, denen man Bildung vorenthält und die durch Zwangsarbeit oder den
Zwang zur Arbeit ausgebeutet werden? Was wird aus Kindern die ohne Urteile und Prüfung eingesperrt und Drill ausgesetzt werden? Was wird aus
Kindern die das ertragen mussten ohne die Möglichkeit, sich zu wehren oder Schutz zu finden? Ich kann das sicher nicht allgemein beurteilen, aber
aus mir ist ein Mann von 58 Jahren geworden.

Seit mehr als 40 Jahren vermeide ich viele Alltäglichkeiten, ohne dass es jemand sehen kann. Ich übe mich in Unauffälligkeit. Ich vermeide
geschlossene Räume von denen ich die Türen nicht sehen kann. Ich könnte eingesperrt werden! Ich fahre nicht einmal mit der Bahn, weil es ist ein
abgeschlossener Raum, den ich nicht freiwillig verlassen kann. Das geht nur wenn der Zug hält. Ich könnte ein Konzert besuchen, kann ich aber
nicht, mir jagen viele Menschen, die gemeinsam an Veranstaltungen teilnehmen, Angst und Panik ein. Ich kann nicht entkommen wenn ich möchte.
Ich könnte mit Freunden gemeinsam essen gehen, das normalste von der Welt, kann ich aber nicht, es ist eine Tortur für mich, warten zu müssen bis
alle Ihr Essen haben, es könnte mir gestohlen werden. Ich werde zappelig und unsicher, also vermeide ich es. Ich bin misstrauisch und argwöhnisch
und beleuchte alles und Jeden der sich mir nähert. Ja, ich zerstöre unbewusst vielleicht konstruktive Synergien. Das sind ein paar wenige der 
Auffälligkeiten, die mir selbst auffallen. Sicher gibt es aber noch so einige Dinge, die ich gar nicht weiß und selbst bemerke, wissenschaftlich
betrachtet.

Es ist für mich zur Gewohnheit geworden so zu sein, so zu handeln und so zu leben. Aber wie viel Leben ist das eigentlich? Wenig genug und sehr,
sehr anstrengend. Das weiß ich von mir. Was hat die Gesellschaft versäumt und was hätte ich ohne diese Einschränkungen, die ich selbst indessen
als Behinderung empfinde, erreichen können?

Eine Million behinderte Menschen, die ähnliche oder gleiche Einschränkungen haben und wir reden über Inklusion? Wir reden über Menschenwürde
und Menschenrechte und über die Bereicherung von Gesellschaften durch kritische Bürger, die Ihre Rechte auf der Straße einfordern. Wir belehren
andere, Demonstrationen als Bürgerbeteiligung wahr zu nehmen und nicht als Bedrohung zu empfinden. Natürlich tun wir das, oder mindestens
unsere Vertreter auf Zeit. Richtig und gut, aber sollten wir nicht zuerst dafür Sorge tragen, dass wir den heute Betroffenen von Heimerziehung – in
welcher Form auch immer – die Würde zurück geben und Ihnen ein finanziell gesicherten Lebensabend trotz Behinderung oder gerade deshalb
ermöglichen.  Wir haben in diesem Land einiges wieder gut zu machen, in Form angemessener Renten und Entschädigung für erlittenes Unrecht
und Ausbeutung.

Sollten wir nicht endlich damit aufhören, diese Opfer zu produzieren? Sollten wir nicht endlich solche Formen des Umganges mit Kindern beenden?
Sollten wir nicht endlich alles in unserer Macht stehende unternehmen, die Täter solcher „Erziehungspraktiken“ zu verurteilen? Sollten wir nicht
endlich unserer Kinder mit Rechten ausstatten, die diese auch einfordern können, weil Sie diese verstehen? Sollten wir uns nicht endlich fragen, wie
viel Schaden wir durch nichts tun anrichten
Ich denke, wir müssen!

Wir müssen das einfordern. Bildermann kenn ich nicht, aber ich bilde mir ein, dass wir uns das alle fragen lassen müssen, auch und aktuell zuerst in
Brandenburg. Es ist so eine Sache mit „nie wieder“ in unserem Land, ist es nicht an der Zeit damit endlich anzufangen?
Ich dachte, hoffte und glaubte letztendlich auch, dass wir etwas gelernt haben. So als Land, als  Gesellschaft , als das sogenannte Volk.

Offenbar haben wir das nicht. Oder wollen wir vielleicht nicht? Es wirkt auf mich, als wollten wir nicht. Als litten wir alle unter Amnesie und offenbar
haben wir sie gern, unsere Amnesie. Sonst müssten wir uns ja täglich mit Fragen auseinandersetzen auf die es Antworten gibt.

Antworten zum Beispiel auf die Frage: Woher kommt der NSU. Wer hat das gewusst und zugelassen? Wir oder die, die dafür bezahlt werden so
etwas zu bemerken, öffentlich zu machen, ja, auch die Bürger zu schützen. Die haben es gewusst und offensichtlich auch bemerkt , nur weder
öffentlich gemacht noch die Ihnen anvertraute Sicherheit der Bürger im Auge behalten.

Ich habe keine Amnesie und bemerke das sich vieles wiederholt. Zum Besipiel die Art und Weise, wie ich in einem Spezialheim der DDR erzogen
wurde. Diese Methoden wiederholen sich nun in einem privatisierten geschossenen Kinderheim in Deutschland. Und das, nachdem wir
geschädigten Heimkinder von damals bis heute nicht entschädigt haben für diese Misshandlungen. Nun geschehen diese Misshandlungen wieder.
Was haben wir also tatsächlich gelernt als Gesellschaft? Nach zwei großen Kriegen haben wir uns die Beteuerung „Nie wieder“ auf die Fahnen
geschrieben. Nach der Aufdeckung des sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen an der Odenwaldschule  riefen wir wieder: „Nie wieder“

Und nun? Die Fortsetzung sog. Erziehungsmethoden in einer GmbH in Brandenburg. Nein, kein bedauerlicher Einzelfall, sondern die konsequente
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Fortsetzung und Folge der Nicht-Bewältigung, der Nicht-Aufarbeitung , Nicht-Verhinderung, und der nicht angemessenen Entschädigung der Opfer
solchen Tuns. Es reicht einfach nicht „Nie wieder“ zu sagen. Wir müssen diese Geschichten gemeinsam aufarbeiten und bewältigen. Wir können nur
verhindern, was wir verstanden und beendet haben. Wie groß soll der angerichtete Schaden an den Kinderseelen noch werden?

"... ich und mein Film übernehmen die volle Verantwortung für den Rücktritt von Papst
Benedikt"
Tue, 09 Jul 2013 19:09:54, admin, [category: uncategorized]

Was für eine Behauptung! Aber Gibneys Geschichte führt tatsächlich bis in den Vatikan zu Papst Benedikt. Hat der Film deshalb in Deutschland
noch keinen Verleih gefunden? Alex Gibney deckt auf, wie ein besonders perfider Fall sexuellen Missbrauchs von Kindern systematisch vom
Vatikan totgeschwiegen wurde - jahrzehntelang.

Alex Gibney:
"Ich bin Katholik und katholisch erzogen worden. Gerade deshalb hat mich diese Geschichte sehr bewegt. Es gab schon viele Geschichten über
Missbrauch, aber mir war es wichtig, diesen Fall zu verfolgen – bis ganz nach oben."

Das Unglaubliche daran war, dass der Täter, der pädophile Pater Murphy, eine Gehörlosenschule in Wisconsin leitete und dort zwischen 1950 und
1974 mindestens zweihundert taubstumme Kinder sexuell missbraucht hat. Oft nahmen die Übergriffe im Beichtstuhl ihren Anfang.

Arthur Budzinski (St. John’s School for the deaf 1953 – 1964):
"Mir wurde vergeben, ich wurde gesegnet und dann wurde ich berührt. Ich schwitzte wie verrückt. Ich war total nervös, ich merkte, wie ich zitterte.
Und dachte nur noch: genug. Genug. Als Pater Murphy von mir abließ, ging ich sofort ins Bett. Mir war schlecht. Ich lag unter der Decke und war
von mir selbst  angewidert."

Weiterlesen 

Wer ist hier behindert – oder: Wer behindert wen?
Fri, 19 Jul 2013 16:34:13, admin, [category: uncategorized, post_tag: behindertenheime, category: dierk-schafers-blog, post_tag: johannes-
stockmeier, post_tag: runder-tisch-heimerziehung]

Unter obigem Titel veröffentlichte der evangelische Pfarrer a.D. Schäfer vor zwei Tagen folgenden Text nebst Anhang auf seinem Blog:

»Wie Sie wissen, hat sich die Diakonie von Anfang an dafür eingesetzt, dass der Runde Tisch Heimerziehung und der Fonds Heimerziehung auch
die Interessen der Betroffenen, die als Kinder und Jugendliche in Einrichtungen der Behinderten​hilfe waren, berücksichtigt werden. Das ist bislang
nicht gelungen«.

So heißt es in der Antwort des derzeitigen Diakoniepräsidenten (EKD). Das Dokument ist unten zu sehen.

Von dem behaupteten Einsatz der Diakonie habe ich nichts wahrgenommen. Aber wenn doch, dann möchte ich gern belegt haben, mit welchen
Mitteln und Worten es der Diakonie nicht gelungen ist, Frau Vollmer als Leiterin  des Runden Tisches davon abzubringen, ausschließlich
Erziehungsheime zu thematisieren und nicht die Zustände in den Behindertenheimen.

Wäre doch schön, wenn die Diakonie glaubhaft machen könnte, daß Menschen mit Behinderung, wenn auch damals übelst behandelt, wenigsten
heute nicht mehr Menschen zweiter Klasse sind.

Ich wüßte zudem gern, ob die Einrichtungen für Behinderte tatsächlich Geld in den Heimkinderfonds eingezahlt haben, wenn ja, ob der Fonds das
Geld zurücküberwiesen hat, und schließlich, ob das Geld der Behindertenheime nun direkt an die Antragsteller aus diesen Heimen geht oder ob
diese Behinderten weiter behindert werden, die paar Kröten zu erhalten. Bitte aber auch dafür Belege!

Warum sollte man den Rechtsnachfolgern von Einrichtungen, in denen Verbrechen an wehrlosen Kindern begangen wurden, die aber den
ehemaligen Heimkindern aus den Erziehungsheimen nur nach Prüfung ihrer Belege Glauben schenken, warum sollte man denen einfach nur so
glauben?

http://www.daserste.de/information/wissen-kultur/ttt/sendung/hr/sendung_vom_07072013-108.html


 

Diese schier unerträglich Lüge des Herrn OKR Johannes Stockmeier wurde von Dirk Friedrich, 1. Vorsitzender des Vereins ehemaliger Heimkinder
e.V. kurz und wütend kommentiert:

"Das ist die Höhe! – Dreister kann Mensch wahrhaftig nicht lügen!

Das Thema “Betroffene aus Einrichtungen der Behindertenhilfe” war, soweit meine Kenntnis, nur kurz und das am Anfang des RTH erwähnt worden.
Mehr kam von diesen Banausen nicht!

Lügenden OKRs sollte man die Ausgangstür zeigen und sie beim Rauswurf in die Hacken hauen!

Wie krank sind diese Kirchenvertreter eigentlich?"

Amnesty International beschäftigt sich lieber mit Ägypten und Syrien...
Sat, 20 Jul 2013 18:30:12, admin, [post_tag: agypten, category: uncategorized, post_tag: amnesty-international, category: internationales,
post_tag: menschenrechtsverletzungen, post_tag: syrien]

Uns erreichte folgende Korrespondenz eines unserer Mitglieder:

An Amnesty International 23. Mai 2013 - Meinung eines Bürgers und Mitgliedes zum neuen Report.

Sehr geehrte Damen und Herren
"Die Dokumentation der Skrupellosigkeit und des Versagens von Staaten, die ihren
eigenen Bürgern die Rechte nehmen oder nicht in der Lage sind, ihre Rechte zu schützen. Rechte wie Meinungsfreiheit, körperliche
Unversehrtheit, Versammlungsfreiheit, das Recht auf Bildung, zu denen sich ja die allermeisten Staaten selbst mit der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte bekannt haben. Die erschreckende Bilanz für 2012: In über 112 Staaten haben wir Folter oder andere Misshandlungen

http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2013/07/dw-ekd-antwort.jpg


registriert, ebenfalls in über 100 Staaten wurde die Meinungsfreiheit unterdrückt ".

Ihr weltweites Engagement für Menschenrechte ruft große Anerkennung und Beifall bei
allen Menschen rund um den Globus hervor.

Aber Unverständnis, Endtäuschung oder auch Angst entsteht bei vielen Bürgern, wenn
das "starke" Deutschland bei offensichtlichen, auch schwersten Menschenrechtsverletzungen im eigenem Land, großzügig Augen und Ohren
verschließt.

Auch der deutsche Rechtsstaat ist kaum noch befähigt oder gewillt, trotz Bekenntnis zur
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, die Rechte seiner Bürger, das Recht auf
Leben und körperliche Unversehrtheit, umfassend und wirksam zu schützen.

Diskriminierung, Misshandlung bis Körperverletzung und Folter (EU-Def.). Korruption in
erstaunlicher freier Skrupellosigkeit und ich erwähne es ungern, Verbrechen gegen das
Leben eigener Bürger, sind auch im deutschen EU-Land nicht mehr zu ignorierende
Tatsachen.

Im Anhang, Fall verbrecherischer Menschenrechtsverletzungen über 17 Jahre im
deutschen Rechtsstaat.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche noch vielen Opfer den erfolgreichen Beistand durch Amnesty International.

Mit freundlichen Grüßen Rüdiger Blohm
Anhang: Dt. Rechtsstaat (PDF)

Antwort amnesty.info@amnesty.de 24.05.2013 14:24
Sehr geehrter Herr Blohm,
vielen Dank für Ihre e Mail.

Amnesty International beobachtet natürlich auch die Menschenrechtslage in
Deutschland: http://www.amnesty.org/en/region/germany

Die Schwerpunkte unserer Arbeit werden maßgeblich von unseren Mitgliedern
(in der deutschen Sektion also überwiegend auch deutsche Staatsbürger)
bestimmt, die sich ehrenamtlich für andere Menschen einsetzen. Diese haben
entschieden, dass wir uns derzeit auf Länder wir Ägypten und Syrien
konzentrieren.

Beste Grüße Marilena Savvides - Fachreferentin
| Welcome Center -
AMNESTY INTERNATIONAL - Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.
Zentrale Dienste . Zinnowitzer Straße 8 . 10115 Berlin Datum: 23.05.2013 17:33
Anhang "2013 Dt. Rechtsstaat pdf" gelöscht von Marilena Savvides / DE

Warnung vor erneutem Missbrauch sexuell Missbrauchter - Opfer sollen Alibi für
Almosen werden
Sat, 27 Jul 2013 08:18:13, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-
sexueller-kindesmissbrauch, post_tag: missbrauch, post_tag: sexuelle-gewalt-2]

Helmut Jacob schreibt in seinem Blog

http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2013/07/amnesty_03_01_0.jpg


Die Geschäftsstelle des Fonds Sexueller Missbrauch sucht interessierte Betroffene für die ehrenamtliche Mitarbeit in einem der
Entscheidungsgremien der Clearingstelle.

Auf der Grundlage der Empfehlungen des Runden Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch“ sollen Betroffene als Expertinnen und Experten in künftige
Hilfesysteme einbezogen werden. In Umsetzung dieser Empfehlung möchten wir die Teilnahme Betroffener sexuellen Missbrauchs im Rahmen des
ersten Teils des ergänzenden Hilfesystems, des Fonds Sexueller Missbrauch im familiären Bereich, sicherstellen. Die Entscheidungsgremien der
Clearingstelle werden mit jeweils einer Person aus der psychotherapeutischen, der medizinischen sowie der juristischen Berufsgruppe besetzt.
Zusätzlich besteht in jedem Gremium ein Sitz für eine Betroffene oder einen Betroffenen von sexuellem Kindesmissbrauch.

Die Aufgabe der Gremien der Clearingstelle ist es, über die bei der Geschäftsstelle Fonds Sexueller Missbrauch eingehenden und anonymisierten
Anträge von Betroffenen sexuellen Kindesmissbrauchs im familiären Bereich auf Hilfeleistungen zu entscheiden.

Die Gremiumssitzungen finden regelmäßig statt, Sitzungsort ist grundsätzlich Berlin. Erstattet werden lediglich Reise- und Übernachtungskosten.
Eine Aufwandsentschädigung wird nicht gezahlt. Ferner sind aufgrund datenschutzrechtlicher Vorgaben die Abgabe einer
Verschwiegenheitserklärung sowie das Einverständnis zur Einholung eines erweiterten Führungszeugnisses erforderlich. Die Mitgliedschaft im
Weissen Ring schließt eine Tätigkeit als Clearingstellenmitglied aus

www.mutmachen.info/wp-content/uploads/2013/07/Rekrutierungsschreiben-Betroffene-1.pdf

Anmerkungen:

1. Opfer sollen "über die bei der Geschäftsstelle Fonds Sexueller Missbrauch eingehenden und anonymisierten Anträge von Betroffenen
sexuellen Kindesmissbrauchs im familiären Bereich auf Hilfeleistungen" mitentscheiden.
Damit wächst die Gefahr, dass die Opfer zu Tätern werden, weil sie mit ihrer Entscheidung den Opfern schaden könnten. Erinnern wir uns an
unsere sogenannten Opfervertreter am "Runden Tisch Heimerziehung", die mit der Zustimmung zum Abschlussbericht den Grundstein für die
Auszahlung eines Almosens gelegt haben. Die meisten Heimopfer empfinden dies als weitere Misshandlung, Ehrverletzung und
Vergewaltigung ihrer Würde.

2. Diese ehemaligen Opfer sollen ihre Aufgabe kostenlos wahrnehmen. Es ist selbstverständlich, dass sich die psychotherapeutischen,
medizinischen und juristischen Kräfte in der Clearingstelle für ihre Aktivitäten bezahlen lassen. Jetzt liegt es an den Tätern und ihren
Rechtsnachfolgern, soviel Anstand aufzubringen, dass sie gegen diese weitere Ausbeutung von Opfern lautstark protestieren. Aber es ist
schon abzusehen: Sie werden feige oder genüsslich schweigen.
"Die Mitgliedschaft im Weissen Ring schließt eine Tätigkeit als Clearingstellenmitglied aus."

3. Dies ist eine weitere Unverschämtheit! Der Weisse Ring, der sich auf die Seite der Opfer stellt, über juristische Kenntnisse und Hilfen verfügt,
darf nicht mitmachen! Soviel Hilfe soll den Opfern nun doch nicht zuteilwerden. Wieder schießt mir der "Runde Tisch Heimerziehung" durch
den Kopf.

Ich empfehle jedem Opfer, in diesem Gremium nicht mitzumachen. Es wird schon im Anschreiben über den Tisch gezogen.
Bitte verteilt meine Warnung in den noch vorhandenen Foren.

Siehe auch:

15.07.2013: netzwerkB Pressemitteilung zum Rekrutierungsschreiben 

"Ausschreibung für die Stelle eines Vorzeigeopfers ...

Wir finden es merkwürdig bis absurt wie man hier mit den Betroffenen umgeht. Dazu zählt auch wie man mit uns als Interessenvereinigung umgeht."

netzwerkb.org/2013/07/15/ausschreibung-fur-die-stelle-eines-vorzeigeopfers/

Offener Brief netzwerkB an: Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs Johannes-Wilhelm Rörig

netzwerkb.org/wp-content/uploads/2013/07/R%C3%B6rig_15.07.2013.pdf

Offener Brief dreier Opfer sexueller Gewalt an die Geschäftsstelle Fonds Sexueller Missbrauch zum Rekrutierungsschreiben vom 15. Juli 2013

www.mutmachen.info/wp-content/uploads/2013/07/antwort_rekrutierungsschreiben_ohne_namen.pd

Wahlboykott 2013
Tue, 30 Jul 2013 11:15:56, admin, [category: uncategorized, post_tag: bundestagswahl, post_tag: wahl, post_tag: wahlboykott]

Folgendes Schreiben bekamen wir von einem ehemaligen Heimkind:

http://www.mutmachen.info/wp-content/uploads/2013/07/Rekrutierungsschreiben-Betroffene-1.pdf
http://netzwerkb.org/2013/07/15/ausschreibung-fur-die-stelle-eines-vorzeigeopfers/
http://netzwerkb.org/wp-content/uploads/2013/07/R%C3%B6rig_15.07.2013.pdf
http://www.mutmachen.info/wp-content/uploads/2013/07/antwort_rekrutierungsschreiben_ohne_namen.pdf


"Sehr geehrte Damen und Herren,
ich wende mich an Sie weil ich Aktivitäten vermisse die von der Politik zurzeit intensiv betrieben wird.

1. Unser Bundestagspräsident ist besorgt dass niemand zur Bundestagswahl 2013 geht. Er ist nicht besorgt über das Unrecht das uns
Heimkindern angetan wurde und das der Großteil der ehemaligen Heimkinder in Altersarmut leben muss.

2. Die Presse ruft zur Bundestagswahl auf und spricht von Wahlpflicht

3. Es gibt Politiker die sogar die Wahlpflicht einführen wollen

Und was tun die Interessen Verbände der ehemaligen Heimkinder nichts.

Was geschieht denn bei der Wahl.

1. Wir Wähler besorgen Personen ein Amt in der Kommune, Landtag, Bundestag und die betroffenen verdienen ein Einkommen das in der
Regel weit über dem liegt was sie in ihren Beruf verdienen

2. Wir sichern diesen Personen eine Pension zu die weit über die Rente der Arbeitnehmer liegt ohne das diese in die Rentenkasse zahlen

3. Wir verschaffen diesen Personen in der Öffentlichkeit einen Bekanntheitsgrad und Ansehen das die Profilsucht dieser Leute befriedigen
soll.

Als Gegenleistung müssen Sie schwören Schaden vom Deutschen-Volk anzuwenden.

Wir ehemaligen Heimkinder sind das Volk und die gewählten Politiker halten den Schaden von uns nicht ab.

2010 werden alle berechtigten Forderungen von den Kommunen, Land, Bund, Kirchen vom runden Tisch Gewicht.

Es ist nicht möglich eine Opferrente zu bekommen, Ausnahmen gibt es aber 1-2 Opferrenten stehen Mil. Geschädigter gegen über.

Wir Heimkinder sollten uns nicht für Dumm verkaufen lassen und die Politiker für ihr Fehlverhalten noch belohnen und diese Leute auch noch
wählen.

Wir sollten unsere einzige Waffe einsetzen die wir haben, unsere Stimme. Jeder Kommunal-, Landes-, Bundestagswahl muss boykottiert
werden. Per Internet den Politikern und Parteien mitteilen warum man nicht wählt. Seit 2010 boykottiere ich jede Wahl, ich schildere den
Politikern mein Leben. Aber was ist 1 Stimme. Es müssen alle noch lebende Heimkinder aufstehen und deswegen wende ich mich an Sie, rufen
Sie ihre Mitglieder auf alle Wahlen zu bokottieren und den Parteien und Politikern per Internet mitzuteilen warum Sie nicht zur Wahl gehen und
es sich was ändern wenn 1 Mil. Heimkinder nicht wählen.

Mit freundlichen Grüßen

Helmut Weiler"

Wir finden, dass das ein Ansatz ist, über den sich nachzudenken lohnt. Zumindest was die etablierten Parteien angeht!

 

Schwierigkeiten bei den Berlinern - Nur bei den Berlinern?
Sat, 10 Aug 2013 10:58:29, admin, [category: uncategorized]

Berliner Anlaufstelle, Beratungsstelle und Treffpunkt für ehemalige Heimkinder
(ABeH)
„Bedarfe psychosoziale Betreuung/psychotherapeutische Behandlung in der ABeH“
----------------------------------------------------------------------------------------------------------

In der ABeH haben sich bisher ca. 2.000 von Heimerziehung betroffene Personen gemeldet, ca. 500 haben zum jetzigen Zeitpunkt eine Beratung zu
den Fondsleistung durch eine/n hauptamtliche/n BeraterIn erhalten.

Die Rahmenbedingungen der Beratungssituation (kalkulierte 7,25 Stunden pro betroffener
Person) erlaubt nur eine sehr zielorientierte Beratung, die auf den Abschluss der
Vereinbarung und die Abwicklung der Fondsleistungen fokussiert. Dies steht in einem
problematischen Verhältnis zu den Bedarfen der Betroffenen und den formulierten fachlichen Ansprüchen des Fonds. Bei der Installierung der ABeH
wurden auf Grundlage der Vereinbarungen der Steuerungsgruppe u.a. folgende Ansprüche an die Arbeit mit den
Betroffenen formuliert:



Dialogische Exploration der jeweiligen Problemlagen und Erarbeitung von

Lösungsmöglichkeiten (...)

Krisenintervention (...)

Hilfe bei der Bewältigung von individuellen, familiären und gesellschaftlichen

Problemen und Integration in das soziale Umfeld“ usw.

(zitiert aus der schriftlichen Vereinbarung des Senats und der GskA zur Einrichtung der
ABeH)
Aufgrund der Rahmenbedingungen (Stellenausstattung, räumliche Ausstattung usw.) können die Ziele des Fonds nur teilweise umgesetzt werden. In
der Beratung und Betreuung werden vielfach Bedarfe einer psychosozialer Betreuung, Biographiearbeit und Vermittlung in psychotherapeutische
Behandlung sowie weitere Unterstützungsbedarfe offensichtlich, denen die BeraterInnen aufgrund der mangelnden Zeit nicht gerecht werden
können.

Eine im Frühjahr 2013 dem Fachbeirat vorgelegten Stundenkalkulation hat gezeigt, daß im
Durchschnitt pro Fall 11,6h aufgewendet wird, also mehr als die kalkulierten 7,25 Stunden.
Dieses Missverhältnis hat man zwar versucht durch eine Entlastung im Arbeitsbereich
„Finanzabwicklung“ zu begegnen, trotz dem fehlt oft die Zeit und der Raum, den Anliegen
der Betroffenen gerecht zu werden.

Wir haben in der ABeH versucht, die Bedarfe an psychosozialer/therapeutischer Versorgung durch eine MitarbeiterInnenbefragung zu
konkretisieren.
Berliner Anlaufstelle, Beratungsstelle und Treffpunkt für ehemalige Heimkinder
(ABeH) „Bedarfe psychosoziale Betreuung/psychotherapeutische Behandlung in der ABeH“

Therapiebedarf

1. ca. 10 % der Klienten fragen aktiv nach therapeutischer Behandlung/äußern aktiv Bedürfnisse nach Psychotherapie und ggf. auch
Vermittlung.

2. ca. 20% der Klienten zeigen passiv einen Bedarf an therapeutischer Behandlung bzw. einen Bedarf nach einem "Clearing" hierzu.
Hinweise auf einen Bedarf hierzu sind z.B. geäußerte andauernde psychische / psychosomatische Beschwerden, Beschreibungen von
Retraumatisierungszuständen, ausgelöst durch die Auseinandersetzung mit dem Fond usw.

3. ca. 10-15% der Klienten befinden sich in einer akuten psychischen / psychosozialen Krisensituation.

(Die genannten Zahlen für den Therapiebedarf und psychosoziale Unterstützung sind nicht
additiv, sondern überschneiden sich.)

Aktuelle Situation der Therapievermittlung

Wenn Therapiebedarfe offensichtlich werden, stellt sich das Problem, daß eine Vermittlung in Psychotherapie hohe Anforderungen an die
Kompetenzen der Betroffenen stellt, da das kassenfinanzierte Verfahren sehr aufwendig und langwierig in der Abwicklung ist und es meist
Wartezeiten von einem halben bis zu einem Jahr für einen Therapieplatz bei qualifizierten Therapeuten gibt. Häufig wäre es notwendig, die
Betroffenen hierbei zu
unterstützen und zu begleiten, um tatsächlich eine therapeutische Behandlung herzustellen.

Therapieangebote ohne Kassenabrechnung innerhalb von Einrichtungen sind sehr limitiert
und auch mit entsprechenden Wartezeiten verbunden.



Bedarf an psychosozialer Unterstützung

Hier wurde der Anteil der Klienten erhoben, die Bedarfe/Interesse an einer intensiveren
psychosozialen Beratung/Unterstützung aufgrund der durch Heimaufenthalte (mit)-bedingte Problemlagen wie Bedrohung von Obdachlosigkeit,
soziale Isolation, chronische psychische Krisen, Drogenmissbrauch, Mittellosigkeit, körperliche bzw. psychosomatische Erkrankungen,
Behinderungen usw. haben. Des weiteren entsteht der Bedarf auch durch die mit der Fondsabwicklung teilweise ausgelöste Reakualisierung /
Retraumatisierung.

1. ca. 30 % der Betroffenen haben Bedarf an einer offenen psychosozialen Sprechstunde/Clearing/Weitervermittlung zu Problemlagen, die
durch die Heimunterbringung verursacht wurden.

2. ca. 20-30% der Betroffenen haben Bedarf an einer psychologischen Beratung (im thematischen Kontext ihrer Heimerfahrung)

3. ca. 20% der Betroffenen haben Interesse/Bedarf an psychosozialer Gruppenarbeit (Entspannung, Stabilisierung usw.), um ihre
psychische Situation zu stabilisieren.

Teilweise wurden Betroffene durch den Heimaufenthalt schwer traumatisiert und sind heute aufgrund der chronifizierten Symptomatik nur
eingeschränkt in der Lage, eigene Interessen zu verfolgen, sich selbst zu versorgen usw. und begegnen dem Hilfesystem mit den jeweiligen
Einschränkungen bzw. müssten unterstützt werden die Angebote des allgemeinen Hilfesystems zu nutzen. Viele habe durch biographische
Erfahrungen aber auch ein Misstrauen gegen öffentliche Stellen und Hilfen entwickelt, das verhindert, sich hier Unterstützung zu holen.

Zusammenfassung der Situation

Die Arbeit der ABeH kann den Bedarfen der Betroffenen und den durch den Fonds
formulierten Ansprüchen nur sehr eingeschränkt gerecht werden. Betroffene werden
teilweise wieder mit ihren Erfahrungen und Problemen alleine gelassen.

Es gibt außerhalb der ABeH nur ein spezifisches, aber auch sehr limitiertes Angebote für ehem. Heimkinder der DDR durch die Beratungsstelle
Gegenwind (Beratungsstelle für politisch Traumatisierte der SED-Diktatur). Auch für die MitarbeiterInnen der ABeH bedeutet dies auf Dauer eine
Überlastungssituation, da versucht wird innerhalb des knappen Zeitkontingents weitergehende Unterstützung zu leisten, was aber oft nur
unbefriedigend gelingt.

Wartezeiten auf Erstinterviews in anderen Bundesländern

Stuttgart: ca. 5 Monate

Berlin: ca. 12 Monate

Potsdam: ca. 18 Monate

Erfurt: ca. 9 Monate

Leipzig: mehrere Monate

Münster: 6 Monate

Bremen: 6 - 8 Wochen

Wenn jemand die Wartezeiten in anderen Bundesländern kennt und mitteilen möchte - gern bei uns oder bei Martin Mitchell.



Ein Blick in die Archive
Thu, 15 Aug 2013 17:35:30, admin, [category: uncategorized]

betitelt die „Berliner Zeitung“ vom 15.08.2013 in ihrer Online-Ausgabe einen Artikel über die pädophilen Forderungen nach einer Änderung des
Sexualstrafrechts in den 80er Jahren. In der Tat: Ein Blick in die Archive zeigt das ganze Ausmaß der Verkommenheit der damaligen Grünen
(Cohen-Bendit, Beck, Meer, Die Grünen) – und so manch einer freidemokratischen “Jugendsünde” (Dagmar Döring, FDP).

Ein Blick in aktuelle Nachrichten aber zeigt noch viel mehr: Er zeigt deutlich, wie sich Grüne und FDPler winden, er zeigt, wie die Parteigenossen
den jeweiligen Mitgliedern solidarisch beistehen (warum eigentlich? Haben sie vielleicht selbst etwas zu verbergen?)

Und dieser Blick zeigt, um was es denjenigen geht, die sich heute gezwungener Maßen entschuldigen und ihre damaligen Äußerungen bzw.
Handlungen (!) als „Jugendsünden“ erklären, als „Dummheiten“, als nur „im Kontext der Zeit“ zu verstehen. 

All diese potentiellen oder tatsächlichen KindervergewaltigerInnen nämlich wollen uns weismachen, sie haben es „damals“ in „ihrer Jugend“ nicht
besser gewusst. Sie seien „gleichwohl (...) in jener Zeit in dem Irrtum gefangen, dass sexueller Missbrauch und manche pädophile Handlungen
unterschiedliche Tatbestände seien.“ (Volker Beck, B90/Grüne), dass sie „schockiert“ (Dagmar Döring, FDP) sind oder dass sie lediglich
„zuspitzen und provozieren“ bzw. sich als „Tabubrecher profilieren (wollten)“ (Cohn-Bendit).

Gemeinsam ist all ihren Rechtfertigungen, dass es ihnen darum geht, Schaden von sich selbst, ihren Familien, ihrer Partei abzuwenden.

Nie – auch nicht ein einziges Mal – ist zu lesen, dass diese ansonsten doch recht wortstarken PolitikerInnen nach ihren Opfern fragen.

nicht nach denen, die sie tatsächlich betatscht und manipuliert haben,

nicht nach denen, die erst mal „nur“ Opfer ihrer perversen Phantasien wurden,

schon gar nicht nach denen, die in ihrem Leben das durchleiden mussten, was diese Täter und Täterinnen propagiert haben: nämlich sexuelle
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche!

Und selbstverständlich verlangt weder einer/eine dieser unsäglichen Propagandisten/Propagandistinnen der sexuellen Gewalt noch ihre
solidarischen Parteigenossen/Parteigenossinnen die Streichung der Verjährung bei sexueller Gewalt noch setzen sie sich ein für eine
angemessene Entschädigung.

Ebenso selbstverständlich ist, dass sich nicht einer der Genannten (und es werden mit Sicherheit noch einige, heute noch Ungenannte
hinzukommen!) jemals an den Verein ehemaliger Heimkinder e.V. gewandt hat. Oder an das NetzwerkB.

DIE Grüne übrigens, die zwei Jahre lang reichlich mit ehemaligen Heimkindern zu tun hatte, war Antje Vollmer, professionelle Heimkinder-über-den-
Tisch-Zieherin und Kunglerin von Kirchens Gnaden. Die allerdings wies das Thema sexuelle Gewalt weit von sich und hat es – sobald wie möglich –
ganz von sich geschoben. An den „Runden Tisch sexueller Kindesmissbrauch“ nämlich.

Warum wohl? Die Vermutung liegt nahe, dass Frau Vollmer genau wie andere Grüne auch, sehr wohl von dieser widerwärtigen Pädophilen-Debatte
wusste oder selbst daran beteiligt war. Aber dieses Wissen sollte wohl auf keinen Fall und nicht einmal aus Versehen ans Tageslicht kommen.

Medikamentenversuche an Heimkindern nicht verjährt
Mon, 19 Aug 2013 14:04:50, admin, [category: uncategorized]

"Alle ehemaligen Heimkinder des Franz Sales Haus in Essen, die in der Zeit von 1950 bis 1975 während ihres Aufenthaltes in dieser Einrichtung
Medikamente bekommen haben, informiert der Heimkinderverband Deutschland, dass es sich bei diesen Medikamenten um schwerste
Neuroleptika gehandelt hat. Neuroleptika sind extrem gefährliche Medikamente, die u.a. zur Behandlung von Schizophrenie und andere
Geisteskrankheiten verordnet werden"

http://www.news4press.com/Meldung_764310.html

Wir rufen alle ehemaligen Heimkinder, besonders die, die in folgenden Heimen waren

Franz-Sales-Haus

Fichtenhain

Don Bosco

Sant Vincenz, Düsseldorf

dazu auf, sich zu melden, sollten sie sich an Medikamentengaben und Entnahme von Gehirnwasser erinnern können!

http://www.news4press.com/Meldung_764310.html


Wichtig sind diese Angaben, um einen Überblick über den Schaden, der in diesen Heimen angerichtet wurde, zu bekommen. In weiteren Schritten
lassen sich evtl. auch Möglichkeiten der individuellen Klagen gegen die Heime ausloten.

Melden können und sollten Sie sich beim 
Verein ehemaliger Heimkinder e.V.
h.j.kriebel@veh-ev.eu
Tel. 02306-9129353

Offene Fraktionssitzung
Wed, 21 Aug 2013 22:06:32, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung, category: fonds-
heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, category: geschichte-der-heimerziehung, category: gewalt, post_tag: heimgeschichte, category: in-
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Die Partei DIE LINKE im LWL wird am 07.09.2013 ab 13.00 Uhr eine offene Fraktionssitzung abhalten. Das Thema dieser Sitzung wird sein
Ehemalige Heimkinder

Dazu eingeladen als ReferentInnen sind Dirk Friedrich, 1. Vorsitzender des VEH e.V. und Heidi Dettinger, 2. Vorsitzende des VEH e.V.

Wir werden referieren über

Wie war es damals? Alles nur Einzelfälle oder ein Unrechtssystem?

"Nie wieder!" Wie geht es einem Überlebenden heute.

Die bisherige Arbeit der Anlaufstellen bei LWL und LVR - Bilanz durch persönliche Berichte über Schwierigkeiten und Probleme

Forderungen des VEH e.V.

Wir würden uns freuen, wenn es viele Überlebende einrichten können, zu erscheinen. Es wird - außer dem Programm - sicher Gelegenheit für
Gespräche, Fragen und Antworten geben.

Landeshaus Münster

Freiherr-vom-Stein-Platz 1

48133 Münster

Meinten sie nicht alle, der Spatz sei besser für ehemalige Heimkinder, als eine
angemessene Entschädigung?
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… und werden so auch in die Geschichte Deutschlands eingehen …
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Nikolaus Schneider (EKD)
Johannes Stockmeier (Diakonie)
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Maria Loheide (EKD / DIAKONIE – DWEKD)
Johannes Stücker-Brüning (RKK / DBK)
Georg Gorrissen (überzeugter Baptist, Jurist, ex-parteiloser Landespolitiker S.-H.)
Dr. Peter Schruth
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GRÜNER Grefrather Ratsherr Andreas B. Sonntag
------------------------------------------------------------------------------------------------------
250.000 Euro für ein Missbrauchsop​fer:
Das Vorarlberger Kloster Mehrerau stimmte einem außergerichtlichen Vergleich zu.

Zwischen 5000 und 25.000 Euro gesteht die katholische Kirche jenen Betroffenen zu, die in ihren Einrichtungen körperlicher und sexueller Gewalt
ausgesetzt waren.

Nun traf das Zisterzienser-Kloster Mehrerau in Bregenz eine möglicherweise richtungsweisende Entscheidung: Einem ehemaligen Internatsschüler
des Stiftsgymnasiums, den ein Pater Anfang der 1980er-Jahre mehrfach vergewaltigt hatte, sollen außergerichtlich 250.000 Euro zugestanden
worden sein. Kloster und Anwalt des Opfers haben über die Entschädigungssumme eine Schweigeklausel vereinbart.

Weiterlesen
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Liebe ehemalige Heimkinder,

ich bin Journalistin beim WDR und arbeite zusammen mit zwei Kollegen an einer TV-Dokumentation über Kinder, die in der Nachkriegszeit aus
Kinderheimen in Psychiatrien verlegt wurden. Dafür möchte ich in Eurem Forum gern einen Aufruf posten, in dem wir nach Menschen suchen, die in
der Nachkriegszeit in Psychiatrien waren.

Zu unserem Film: In Psychiatrien sind nach dem Krieg ähnlich schlimme Dinge passiert wie in den Heimen: die Kinder wurden geschlagen,
eingesperrt, mit Medikamenten ruhig gestellt. Doch kaum jemand spricht darüber und es gibt auch keinerlei Entschädigung oder
Rentenersatzleistungen für Psychiatrieopfer. Das wollen wir ändern. In unserem Film begleiten wir exemplarisch zwei Menschen, den Mut haben, uns
und der Öffentlichkeit von ihren Erlebnissen zu berichten.

Unser Aufruf: Zeitzeugen aus Psychiatrien in der Nachkriegszeit gesucht!

Wir produzieren für das WDR Fernsehen eine Dokumentation über die Zustände in Psychiatrien in der Nachkriegszeit. Und dafür brauchen wir Ihre
Hilfe: Wir suchen Menschen, die in der Nachkriegszeit (1945-1980) als Patient in einer Psychiatrie waren und bereit sind, von ihren häufig
schlimmen Erfahrungen zu berichten. Nicht unbedingt vor der Kamera, sondern einfach am Telefon oder per Brief oder Mail. Das geht auch anonym.
Schon einmal herzlichen Dank für Ihr Vertrauen!
In welcher Einrichtung sind Sie gewesen? Was haben Sie als Patientin oder Patient dort erlebt? Haben Sie noch alte Patientenakten oder andere
Dokumente? Haben Sie Tagebuch geführt oder alte Briefe aus dieser Zeit an Ihre Eltern geschrieben und aufgehoben?

Wir freuen uns auf Ihre Berichte!

WDR Fernsehen - Redaktion Westpol
Stichwort „Kinderpsychiatrie“
Stromstr. 24
40221 Düsseldorf
Tel.: 0211-8900- 131
E-Mail: westpol@wdr.de

Links zu weiteren Westpol-Filmen zum Thema "Kinderpsychiatrie":

24.03.13 Sexueller Missbrauch in der Kinderpsychiatrie http://www.wdr.de/tv/westpol/sendungsbeitraege/2013/0324/kinderpsychiatrie.jsp

10.03.13 Gewalt in der Kinderpsychiatrie - Aufklärung unerwünscht
http://www.wdr.de/tv/westpol/sendungsbeitraege/2013/0310/kinderpsychiatrie.jsp

03.03.13
Gewalt in der Kinderpsychiatrie - Herr Petersen und seine Petition http://www.wdr.de/tv/westpol/sendungsbeitraege/2013/0303/kinderpsychiatrie.jsp

http://kurier.at/chronik/oesterreich/250-000-euro-fuer-ein-missbrauchsopfer/23.442.668?fb_action_ids=646104935407314&fb_action_types=og.recommends&fb_ref=s%3DshowShareBarUI%3Ap%3Dfacebook-like&fb_source=other_multiline&action_object_map=%7b%22646104935407314%22%3A318891088247828%7d&action_type_map=%7b%22646104935407314%22%3A%22og.recommends%22%7d&action_ref_map=%7b%22646104935407314%22%3A%22s%3DshowShareBarUI%3Ap%3Dfacebook-like%22
mailto:131westpol@wdr.de
http://www.wdr.de/tv/westpol/sendungsbeitraege/2013/0324/kinderpsychiatrie.jsp
http://www.wdr.de/tv/westpol/sendungsbeitraege/2013/0310/kinderpsychiatrie.jsp
http://www.wdr.de/tv/westpol/sendungsbeitraege/2013/0303/kinderpsychiatrie.jsp


Texte des VEH e.V. in Münster
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Anlässlich eines historischen Treffens zwischen der Fraktion DIE LINKE im LWL und dem VEH e.V. in Münster haben VertreterInnen des
Vereins ehemaliger Heimkinder folgende Texte vorgetragen:

1. Wie war das damals? - Alles nur Einzelfälle oder ein Unrechtssystem?

2. "Nie wieder"

3. Die bisherige Arbeit der Anlaufstellen beim LWL und LVR - eine Bilanz

4. Die Forderungen des VEH e.V.

1. Wie war das damals? – Alles nur Einzelfälle oder ein Unrechtssystem?

Dieser eindringliche Text wurde - mit einigen Änderungen übernommen von Helmut Jacob, Überlebender westdeutscher Kinderheimhöllen und
Blogger mit einem lesenswerten Blog, auf dem auch die Originalversion dieses Textes zu finden ist. Auch das Bild der Kinderhände,
zerschlagen vom Krückstock, findet sich auf diesem Blog. (http://www.readers-edition.de/2013/05/07/soviel-du-brauchst-misshandelte-
heimkinder-brauchen-wenig/)

In Deutschland waren zwischen 1945 und 1975 ca. 800.000 bis 1.000.000 Kinder gezwungen, in Heimen zu leben:

In Säuglingsheimen, Kinderheimen, Waisenhäusern, Jugendheimen, Heimen für Schwererziehbare, in Heimen für Kinder und Jugendliche mit
Behinderung, in Psychiatrien.

Diese Heime waren zum größten Teil in Händen der katholischen und der evangelischen Kirchen und deren Organisationen Caritas und Diakonie
und der verschiedensten Ordensgemeinschaften. Sie waren aber auch in staatlicher Hand, in der Hand der Arbeiterwohlfahrt, des Deutschen Roten
Kreuzes, des LWL und des LVR. Außerdem gab es Heime in privater Hand.

Es gab große Heime mit Hunderten von Kindern und es gab kleine Privatheime mit vielleicht zehn Kindern.

Eines hatten die allermeisten dieser Heime gemeinsam: Es ging den Kindern grottenschlecht dort. Das kann ich aus meiner Erfahrung der wohl
tausend und mehr Stunden Telefongespräche mit Überlebenden deutscher Kinderheimhöllen sagen. Lassen Sie mich einige – sehr reale -
Beispiele nennen:

Das kleine Mädchen, das nachts aus dem Schlafsaal gezerrt wurde, die Treppen hinunter in den Heimgarten. Dort drückte ihr die Nonne eine
Schaufel in die Hand und herrschte sie an: Du gräbst jetzt Dein Grab, dann legst Du Dich rein und ich schaufele Dich zu.

Der junge Ministrant, dem der Priester in der Sakristei in die Hose griff und den Jungen solange „bearbeitete“, bis des Priesters Hand von dem
Ergebnis seiner Schweinerei besudelt war.

Das behinderte Kind, dessen Trommelfell von den Pranken einer Lehrerin zertrümmert wurde sodass es für den Rest seines Lebens zusätzlich
schwerhörig war.

Das sechs- bis siebenjährige Schulkind, dessen zarte Finger mit einem schwerem Gehstock grün und blau geschlagen wurden, weil es etwas
Schmutz unter den Fingernägeln hatte.

http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/?p=883#wie_war_das_damals
http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/?p=883#nie_wieder
http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/?p=883#die_bisherige_arbeit
http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/?p=883#forderungen_veh
http://www.readers-edition.de/2013/05/07/soviel-du-brauchst-misshandelte-heimkinder-brauchen-wenig/


Der Junge, der von einem Priester wieder und wieder vergewaltigt wurde.

Das Mädchen, von einem brutalen Gynäkologen defloriert, befingert, missbraucht.

Der Junge, der bis zu 12 Stunden täglich Torf stechen musste und nichts dafür bekam außer billigem Anstaltsfraß.

Das kleine Mädchen, das schon mit sieben, acht Jahren Pflegearbeiten leisten musste, um den kirchlich geführten Betrieb aufrecht zu erhalten und
damit den Ruhm der Kirchen zu mehren.

Der kleine Junge, von einem Arzt orthopädisch so falsch behandelt, dass er seither unter ständigen Schmerzen leidet.

Das Kind, das wegen jahrelangen Zwangsarbeit keine ausreichende Schulausbildung erfuhr, keine vernünftige Lehre absolvieren konnte und schon
darum im Leben kaum etwas verdiente und das nun, im Alter, von Transfergeldern leben muss.

Der Junge, der nach einer Prügelorgie in einer Pfütze des eigenen Blutes stand – die prügelnde Nonne wollte Blut sehen!

Das Kind, dem vorgelogen wurde, seine Eltern seien gestorben und dem mit dieser Lüge und der Einbehaltung der Korrespondenz die Verbindung
zum Elternhaus gekappt wurde.

Das kleine Mädchen, das keinen Eintopf mochte und dennoch zum Essen gezwungen wurde – solange, bis sie alles erbrach. Und dann das
Erbrochene aufessen musste. Hatten mehrere Kinder an einem Tisch erbrochen, konnte es durchaus auch das Erbrochene des Nebenkindes sein,
das da in den kleinen Mund gezwungen wurde.

Kinder und jungen Menschen, die stunden- und tagelang in „Besinnungs- oder Strafzimmer“ gesperrt wurden, in Kohlenkeller, auf Dachböden, in
Schweineställe oder einfach in den Schnee gestellt. Oder sie wurden sogar in Leichenhallen zu verstorbenen Nonnen gesperrt. Kinder, die vor Angst
sprachlos oder zu Stotterern wurden.

All die Kinder, die wegen Bettnässens den schrecklichsten Torturen unterworfen waren – angefangen von der Bloßstellung vor den Mitleidenden
über das Prügeln mit dem nassen Laken bis hin zu „Behandlung“ mit Elektroschocks.

Die jungen Männer und Frauen, die mit Strafe und Belohnung dazu dressiert wurden, ihre Mitleidenden zu kontrollieren und sie bei angeblichem
Ungehorsam zusammenzuschlagen, und somit weniger Aufsichts- und Hilfspersonal nötig machten.

Nicht zuletzt die Jungen in den Eliteschulen, denen der Pater unter die Bettdecke griff, sie in sein Zimmer holte oder sie gleich an pädophile
Freunde verschacherte.

Geprügelt wurde mit allem, was zur Hand war: Faust, flacher Hand, Besenstiel, Handfeger, Dach- und Zaunlatte, Rohrstock, Peitsche, Gürtel,
Schlüsselbund, nassen Bettlaken.

Es wurde eiskalt abgeduscht, in nasse Laken gewickelt, in der Wanne untergetaucht, nachts im Flur stehen gelassen, verbal erniedrigt, die Eltern
verhöhnt, von den Geschwistern getrennt.

Es gab gebrochene Arme, Hände, Schulterblätter, Rippen, Becken, Nasenbeine, Wangenknochen, Finger und Füße, aufgerissene und
aufgeplatzte Haut an allen Körperteilen, Afterfissuren und weg gebrannte Hoden.

Selbstverständlich wurde die Post zensiert oder gleich ganz unterschlagen, die eigene Kleidung beschlagnahmt, Geschenke nicht
ausgehändigt oder wieder einkassiert.

Glauben Sie mir, wir könnten diese Liste noch lange weiterführen. Und keiner – nicht einer! - dieser Fälle stellt einen Einzelfall dar. Vielmehr waren
die vielfältigen Misshandlungen, Demütigungen, Vergewaltigungen ebenso Teil einer tiefschwarzen Pädagogik wie die schwere Arbeit, zu denen



die Kinder und Jugendlichen gezwungen wurden und für die sie selbstverständlich keinen Lohn erhielten.

Darüber hinaus dürften diese Grausamkeiten sich verselbstständigt haben, dienten nicht mehr einer - wie auch immer gearteten - „Erziehung“. Nicht
einmal mehr der Brechung der Kinder, ihrer Persönlichkeiten, sondern wurden als Machtmittel eingesetzt: Erzieher, Nonnen, Brüder, Diakonissen
setzten diese Methoden ein, um ihre Position in der Hierarchie zu festigen, um die Leiter der Macht nach oben zu erklimmen. Und sie taten dies auf
dem Rücken der ihnen anvertrauten Kinder, ohne sich im geringsten darum zu scheren, wie viele ihrer „Schützlinge“ dabei auf der Strecke blieben.

Zurück zum Seitenanfang

2. "Nie wieder"

Dieser bemerkenswerte Text wurde uns von Lutz Adler überlassen, Überlebender ostdeutscher Kinderheime/Spezialheime

Was wird aus Kindern, die verbogen, belogen, missbraucht, geprügelt werden? Denen man Bildung vorenthält und die durch Zwangsarbeit oder den
Zwang zur Arbeit ausgebeutet werden?

Was wird aus Kindern die ohne Urteile und Prüfung eingesperrt und Drill ausgesetzt werden? 

Was wird aus Kindern die dies ertragen müssen - ohne die Möglichkeit, sich zu wehren oder Schutz zu finden?

Ich kann das sicher nicht allgemein beurteilen, aber aus mir ist ein Mann von 58 Jahren geworden

Seit mehr als 40 Jahren vermeide ich viele Alltäglichkeiten, ohne dass es jemand sehen kann. 

Ich übe mich in Unauffälligkeit.

Ich vermeide geschlossene Räume von denen ich die Türen nicht sehen kann, denn ich könnte eingesperrt werden!

Ich fahre nicht einmal mit der Bahn, denn es ist ein abgeschlossener Raum, den ich nicht einfach so verlassen kann - das geht nur, wenn der Zug
hält.

Ich könnte ein Konzert besuchen, kann ich aber nicht, denn mir jagen viele Menschen, die gemeinsam an Veranstaltungen teilnehmen, Angst und
Panik ein. Ich kann nicht entkommen wenn ich möchte.

http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/?p=883#anfang
http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2013/02/therapie-paedophile.jpg


Ich könnte mit Freunden gemeinsam essen gehen, das normalste von der Welt. Kann ich aber nicht, es ist eine Tortur für mich, warten zu müssen bis
alle ihr Essen haben, meines könnte mir gestohlen werden und ich werde zappelig und unsicher, also vermeide ich es gleich ganz. 

Ich bin misstrauisch und argwöhnisch und beleuchte alles und Jeden, der sich mir nähert.

Ja, ich zerstöre unbewusst vielleicht konstruktive Synergien.

Das sind ein paar wenige der Auffälligkeiten, die ich an mir selbst bemerke. Sicher gibt es aber noch so einige Dinge, von denen ich weder weiß
noch sie bemerke.

Es ist für mich zur Gewohnheit geworden so zu sein, so zu handeln und so zu leben.

Aber - wie viel Leben ist das eigentlich?

Wenig genug und sehr, sehr anstrengend. Das weiß ich von mir.

Was hat die Gesellschaft versäumt und was hätte ich ohne diese Einschränkungen, die ich selbst indessen als Behinderung empfinde, erreichen
können?

Eine Million behinderte Menschen, die ähnliche oder gleiche Einschränkungen haben und wir reden über Inklusion? Wir reden über Menschenwürde
und Menschenrechte und über die Bereicherung von Gesellschaften durch kritische Bürger, die Ihre Rechte auf der Straße einfordern?

Wir belehren andere, Demonstrationen als Bürgerbeteiligung wahr zu nehmen und nicht als Bedrohung zu empfinden. Natürlich tun wir das, oder
mindestens unsere Vertreter auf Zeit. 

Richtig und gut, aber sollten wir nicht zuerst dafür Sorge tragen, dass wir den heute Betroffenen von Heimerziehung – in welcher Form auch immer –
die Würde zurück geben und Ihnen einen finanziell gesicherten Lebensabend trotz dieser Behinderungen - oder gerade wegen ihnen - ermöglichen?

Wir haben in diesem Land einiges wieder gut zu machen, eine gute Form wären angemessene Renten und Entschädigungen für erlittenes Unrecht
und Ausbeutung.

Sollten wir nicht endlich damit aufhören, diese Opfer zu produzieren?

Sollten wir nicht endlich solche Formen des Umganges mit Kindern beenden?

Sollten wir nicht endlich alles in unserer Macht stehende unternehmen, die Täter solcher „Erziehungspraktiken“ zu verurteilen?

Sollten wir nicht endlich unserer Kinder mit Rechten ausstatten, die diese auch einfordern können, weil sie diese verstehen?

Sollten wir uns nicht endlich fragen, wie viel Schaden wir durch das Nichtstun anrichten?

http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2013/09/klaustrophobie.jpg


Ich denke, wir müssen!

Wir müssen das einfordern. Ganz besonders und sehr aktuell in Brandenburg.

Es ist so eine Sache mit dem „nie wieder“ in unserem Land... Wäre es jetzt nicht an der Zeit, damit endlich anzufangen?

Ich dachte, hoffte und glaubte letztendlich auch, dass wir etwas gelernt hätten. So als Land, als Gesellschaft, als sogenannte „Volk“.

Offenbar haben wir das nicht. Oder wollen wir vielleicht nicht? Es wirkt auf mich, als wollten wir nicht. Als litten wir alle unter Amnesie und offenbar
haben wir sie gern, unsere Amnesie. Sonst müssten wir uns ja täglich mit Fragen auseinandersetzen, auf die es Antworten gibt.

Ich habe keine Amnesie und bemerke das sich vieles wiederholt. Zum Beispiel die Art und Weise, wie ich in einem Spezialheim der DDR erzogen
wurde. Diese Methoden wiederholen sich nun in einem privatisierten geschossenen Kinderheim in Deutschland. 

Und das, nachdem wir geschädigten Heimkinder von damals bis heute nicht entschädigt wurden für diese Misshandlungen. Nun geschehen diese
Misshandlungen wieder. Was haben wir also tatsächlich gelernt als Gesellschaft?

Nach zwei großen Kriegen haben wir uns die Beteuerung „Nie wieder“ auf die Fahnen geschrieben.

Nach der Aufdeckung von Ausbeutung, Misshandlung, Folter in deutschen Heimen riefen wir: „Nie wieder!“

Nach der Aufdeckung des sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen an katholischen Internaten und der Odenwaldschule riefen wir wieder: „Nie
wieder!“

Und nun? Heißt unser „Nie wieder“ die Duldung der Erziehungsmethoden in einer GmbH in Brandenburg?

Nein, kein bedauerlicher Einzelfall, sondern die konsequente Fortsetzung und Folge der Nicht-Bewältigung, der Nicht-Aufarbeitung , Nicht-
Verhinderung, und der nicht angemessenen Entschädigung der Opfer solchen Tuns.

Es ist leicht einfach nicht, „Nie wieder“ zu sagen.

Wir müssen diese Geschichten gemeinsam aufarbeiten und bewältigen. Wir können nur verhindern, was wir verstanden und beendet haben.

Wie groß soll der angerichtete Schaden an den Kinderseelen noch werden?

Zurück zum Seitenanfang

 

3. Die bisherige Arbeit der Anlaufstellen beim LWL und LVR - eine Bilanz

Bilanz durch persönliche Berichte über Schwierigkeiten und Probleme bei der Erlangung von Leistungen durch den Hilfefonds.

Der Schritt, zu einer Anlauf- und Beratungsstelle zu gehen, ist für viele Überlebende ein wirklich großer, manchmal schier unüberwindlicher. Zu
schwer wiegen die Erfahrungen mit Ämtern und Behörden.

Erschwerend kommt hinzu, dass diese Stellen oftmals in Jugendämtern, Sozialämtern, Versorgungsämtern untergebracht sind – also genau die
Ämter, mit denen die Menschen auf anderer Ebene Auseinandersetzungen führen.

(Sie verlangen die Herausgabe von Akten, sie verklagen die Ämter auf Schadensersatz, sie beziehen Transferleistungen...)

Ist der erste Schritt dennoch getan, so sind weitere Hürden eingebaut:

http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/?p=883#anfang
http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2013/09/Kinder-und-Jugendheim-Haasenburg-Neuendorf-3-.jpg


In manchen Orten müssen die Ehemaligen bis zu sechs Monate – oder länger - auf den ersten Gesprächstermin warten.

Es ist kaum möglich, eine einheitliche Information rauszugeben. Jedes Bundesland operiert anders. Man agiert so, wie man es für richtig
befindet.

Die „Vereinbarungen“ sind ellenlange Fragebögen, die recht furchteinflößend daherkommen.

Der Sachbearbeiter/die Sachbearbeiterin auf der Anlauf- und Beratungsstelle mag zwar freundlich, nett und einfühlsam sein (so die
mehrheitlich Meinung), aber natürlich sind sie es, die am Computer sitzen und den Bogen ausfüllen, zum Durchlesen und zur Unterschrift
vorlegen und dann fortschicken. Sie selber entscheiden bekanntermaßen nichts.

Es kommt immer wieder vor, dass ein ausgefüllter Bogen „abhanden“ kommt und erst auf mehrfache Nachfrage wieder auftaucht. Für die
Betroffenen ist das wirklich schlimm, wiederholt sich doch für sie eine lebenslang eingebrannte Erfahrung: Ich bin es nicht wert, dass man sich
um mich kümmert und mich korrekt behandelt.

Dennoch ist es in der Regel so, dass die Zahlungen der Rentenersatzleistungen relativ zügig vonstatten gehen.

Aber – was heißt das denn – Rentenersatzleistungen – und wer bekommt sie überhaupt?

Rentenersatzleistungen sollen – wie der Name sagt, ein (bescheidener) Ersatz sein für die Renten, die den Heimkindern fehlen. Gezahlt wird per
Überweisung. Und zwar 300 Euro pro angefangenem Monat der im Heim gearbeitet wurde. Das ergibt, wenn jemand viele Jahre geknechtet hat, ein
erkleckliches Sümmchen. Denkt man.

Aber – Bezahlt wird ein Ersatz für die Sozialleistungen, die nicht abgeführt wurden. Und warum nicht der Lohn, der unterschlagen wurde?

Ganz abgesehen davon, dass kein Mensch sich zuständig dafür fühlt, dass ehemalige Heimkinder kaum je eine vernünftige Schulbildung bekamen
– geschweige denn eine Berufsausbildung. Und das bedeutet natürlich eine lebenslange Mindereinnahme, die erheblich sein dürft.

Ganz abgesehen von dem weiteren Fakt: Natürlich wird kein Schaden ersetzt, kein Schmerz bezahlt. Weder für die körperlichen, seelischen und
sexuellen Grausamkeiten, die die Kinder und Jugendlichen in den Heimen erleiden mussten, noch für die Trennungen von ihren Familien.

Hinzu kommt noch, dass diese Gelder nur für die Zeit, die man ab dem 14. Lebensjahr im Heim arbeiten musste gezahlt werden.

Zwar mussten auch sehr viel jüngere Kinder arbeiten, schwer arbeiten. Vor der Schule, nach der Schule, während der Schulzeit. Aber Geld bekamen
sie dafür nicht. Damals nicht. Und heute sollen sie wieder leer ausgehen. Denn da Kinderarbeit illegal war und ist, dafür also keine Rentenzahlungen
geleistet werden, können – so die Logik – auch keine Rentenersatzleistungen bezogen werden.

Als letztes noch das Zeitfenster: 1949 bis 1975. Also – wer in einem Heim vor 1949 zur Arbeit gezwungen wurde, geht genauso leer aus, wie die,
die nach 1975 noch Zwangsarbeit leisten mussten. Denn die Theorie besagt, dass nach 1975 alles anders war...

Die zweite Möglichkeit, Leistungen von dem Hilfefonds zu erlangen, sind die sogenannten Sachleistungen.

Diese werden von den Überlebenden zwar akzeptiert aber gleichzeitig gehasst. Denn hier läuft alles auf eine weitere Stigmatisierung hinaus:
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1. Die Sachleistungen müssen nicht nur beantragt, sondern auch begründet werden. Also: warum muss meine Wohnung renoviert werden,
warum brauche ich ein Auto etc. Die Begründung wird später einer „Schlüssigkeitsprüfung“ unterzogen.

2. Im Falle, dass das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Bafzwa) den Antrag für „schlüssig“ befunden hat, muss ein
Kostenvoranschlag vorgelegt werden und je nach Laune des Sachbearbeiters oder nach Bundesland oder, oder, oder wird das Geld auf ein
angegebenes Konto überwiesen oder direkt an den Verkäufer/bzw. den Dienstleister.

3. Wird das Geld überwiesen, so muss natürlich der Kauf selbstverständlich mit einer Rechnung belegt werden.

Dieses Vorgehen wird von den Ehemaligen durchweg als diskriminierend und stigmatisierend empfunden. Warum, fragen sie, wird das Geld (bis zu
10.000 Euro) nicht auf das Konto überwiesen und man kann damit machen, was man will?

Tatsächlich ist die Begründung, dass ehemalige Heimkinder oftmals Schwierigkeiten im Umgang mit Geld hätten oder auch Alkoholprobleme.
Diese Begründung ist eine Unverschämtheit und wurde vor etlichen Jahren für EmpfängerInnen von Sozialleistungen abgeschafft...

Tatsächlich kommt es hin und wieder zu schier unglaublichen Situationen:

Da wird einem Ehemaligen gesagt, er könne das Gekaufte doch später wieder verkaufen – z.B. bei eBay. Oder

eine Frau berichtet, dass sie sich just einen Gebrauchtwagen gekauft habe für 8.000 Euro und an der Anlauf- und Beratungsstelle fragte, ob
die Raten übernommen werden könnten. Ginge nicht, wurde ihr beschieden. Einem Kauf mit vorheriger Kostenanfrage stünde nichts im Wege,
aber im Nachhinein... Die Frau, nicht dumm, ging zum Händler, verkaufte ihm das Auto auf dem Papier wieder, und ließ es sich dann von dem
Fonds finanzieren. Was für ein dämlicher Aufwand! Und natürlich geht so etwas nur, wenn man den Händler kennt und ihm vertraut – denn
selbstverständlich muss man seine Geschichte erzählen.

Ein Mann ringt sich nach vielen Bedenken durch, einen Antrag auf Sachleistungen zu stellen und es wird ihm beschieden, er könne sich die
lang ersehnte Violine kaufen und möge schlicht die Rechnung später einreichen, um das Geld ausgezahlt zu bekommen. D.h. Er wurde
aufgefordert, in Vorleistung zu gehen.
Nach Einreichung der bezahlten Rechnung bekommt er die Nachricht, dass man leider keine Violine (und schon gar nicht eine bereits
gekaufte) bezahlen könne.
Dass nach fast zwei Monaten des Bangens dann doch das Geld überwiesen wurde ändert nichts an der Unglaublichkeit des Verfahrens.

Ein Ehemaliger wird monatelang in Unsicherheit gelassen, ob er überhaupt etwas bekomme. Auf seine Nachfragen hin wird ausweichend
geantwortet. Bis er eines Tages – nach etwa 6 Monaten – die Nachricht bekommt, dass sein Antrag wohl irgendwie liegen geblieben sei und
es täte dem Mitarbeiter leid. Nun solle er ihn noch einmal zugeschickt bekommen um ihn noch einmal auszufüllen und zu unterschreiben (es
stellte sich heraus, dass die Anlaufstelle ein altes, inzwischen ungültiges Formular benutzt hatte). Als er dann persönlich bei der Anlaufstelle
vorbeibringt, um sicher zu gehen, dass es auch wirklich ankommt, wird er von einer Mitarbeiterin angefahren, dass andere viel schlechter dran
seien und er solle sich nicht so haben. 

Zurück zum Seitenanfang

 

4. Die Forderungen des VEH e.V. zur Entschädigung der ehemaligen Heimkinder

1. Der VEH e.V. fordert
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1. dass der Fonds Heimkinder bis zum Jahr 2016 weiter existieren muss und

2. dass die Gelder entweder aufgebraucht oder aufgestockt werden müssen.

2. Der VEH e.V. fordert

1. dass die 10 prozentige Entnahme aus dem Fonds Heimkinder um die bundesweiten Anlaufstellen zu finanzieren, rückgängig gemacht
werden muss oder

2. dass der Fonds Heimkinder um diese zweckentfremdete Summe aufgestockt werden muss.

3. Der VEH e.V. fordert
dass die Zahlungen aus dem Fonds vererbbar werden.

4. Der VEH e.V. fordert 

1. die Aufklärung über die Handhabung von Psychopharmaka in den damaligen Kinder- und Jugendheimen!

2. die Aufklärung medizinischer Eingriffe, um zum Beispiel das nächtliche Bettnässen zu unterbinden!

5. Der VEH e.V. fordert
dass die damaligen Zwangsarbeitsfirmen und die involvierten landwirtschaftlichen Betriebe, die Arbeitsaufträge vergaben bzw. Kinder und
Jugendliche "ausliehen" ihre Mitverantwortung öffentlich machen und für Aufklärung sorgen.

6. Der VEH e.V. fordert
die Aufklärung aller Unfälle/Todesfälle/Suizide/Suizidversuche von Kindern und Jugendlichen in den Heimen!

7. Der VEH e.V. fordert

1. dass alle Kinder und Jugendliche, die in Heimen für Behinderte leben mussten, selbstverständlich in alle Überlegungen für
Entschädigungen einbezogen werden

2. dass alle Kinder und Jugendliche, die in psychiatrischen Anstalten leiden mussten, ebenso selbstverständlich einbezogen werden

3. dass die Altersgrenze für die Anerkennung der Zwangsarbeit und damit die Auszahlung der Rentenersatzleistungen auf 7 Jahre
herabgesetzt wird.

8. Der VEH e.V. fordert
dass Kinder und Jugendliche, die in ostdeutschen Heimen eingesperrt waren, den westdeutschen ehemaligen Heimkindern zumindest
gleichgestellt sind, bzw. dass ihre Leiden nach dem SED–Unrechts Bereinigungsgesetz entschädigt werden.

Zurück zum Seitenanfang
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Das geht uns alle an!
Thu, 12 Sep 2013 14:06:33, admin, [category: uncategorized, category: gewalt, post_tag: missbrauch, post_tag: psychiatrie, post_tag: sexuelle-
gewalt-2]
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Das geht uns alle an - 2 -
Thu, 12 Sep 2013 14:08:46, admin, [category: uncategorized, category: gewalt, post_tag: missbrauch, post_tag: psychiatrie, category: sexuelle-
gewalt, post_tag: sexuelle-gewalt-2]
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Könnte es sein...
Wed, 18 Sep 2013 14:43:02, admin, [category: uncategorized, post_tag: antje-vollmer, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag:
entschadigung, category: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, category: in-eigener-sache, post_tag: missbrauch, post_tag: rth,
post_tag: runder-tisch-heimerziehung, category: sexuelle-gewalt, post_tag: sexuelle-gewalt-2]

Könnte es sein,
dass Antje Vollmer nicht nur „ihren“ Staat (als Ex-Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages) und „ihre“ Kirche (als evangelische Pastorin)
sondern gleich noch ihre Partei – die Grünen – schützen wollte, als sie den Runden Tisch Heimerziehung (RTH) moderierte?

Könnte es sein,
dass dieselbe Vollmer, die mit dem Timbre des Bedauerns sich über die Verbrechen begangen in deutschen Kinderheimhöllen äußerte, so
knallhart in bestimmten Bereichen war, weil sie Dinge aus der Vergangenheit ihrer Partei wusste – wissen musste?

Könnte es sein,
dass sie die ganze Zeit Cohn-Bendit, Herrmann Meer (verstorben), Jürgen Trittin u.a. Parteifreunde schützen wollte und deshalb das Thema
„Sexuelle Gewalt gegen Kinder in Heimen“ zwei Jahre lang unter den Tisch kehrte?

Könnte es sein,
dass A. Vollmer sehr genau um die Fürsprache, den Schutz und die Förderung wusste, die Pädokriminelle in ihrer Partei genossen?

Könnte es sein,
dass sie am RTH bewusst manipulierte, um ihre Partei aus dem öffentlichen Interesse herauszuhalten?

Könnte es sein,
dass A. Vollmer das schützenswerte Gut „meine Partei“ auch dann noch als wertvoller erachtete, als die beschädigte und gestohlene
Menschenwürde vieler Tausender von Heimkindern, nachdem sie durch Zeitzeugenaussagen einen relativ guten Einblick hatte in das Elend der
Gequälten? Als sie bereits genau wusste, welches Leid diese grüne Pro-Sexuelle-Gewalt-Schmierpropaganda, die von Schreibtischtätern
verfassten Programme und nicht zuletzt die davon ermutigten Täter den Ehemaligen zugefügt hatten?

Wir meinen: Es könnte durchaus sein!

Und darum fordern wir

eine parlamentarische Untersuchung über die Vorgänge am Runden Tisch Heimerziehung,

ein Wiederaufnahmeverfahren zur Klärung der Vorkommnisse in deutschen Heimen,

ein Untersuchungsverfahren gegen Antje Vollmer als Moderatorin und befangene Grünenpolitikerin.

Wir lassen uns nicht länger wie unmündige Kinder behandeln und werden unseren Forderungen Gehör verschaffen!

Wer Kraft, Mut und Zeit hat...
Mon, 30 Sep 2013 02:36:11, admin, [category: uncategorized, post_tag: erziehungsheim, category: in-eigener-sache, post_tag: lauf-fuer-
heimkinder, post_tag: tag-der-deutschen-einheit]

110 Kilometer für die Rechte der Jüngsten

Kinderarbeit, drakonische Strafen, Misshandlungen: Betroffen hat die Aufarbeitung der Zustände in deutschen Kinderheimen in den ersten
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Jahrzehnten der Bundesrepublik gemacht. Mit einem Lauf nach Mainz wollen Heimkinder am 3. Oktober für ihre Rechte demonstrieren. Mitmachen
ist erwünscht und für jeden per pedes und Fahrrad möglich.

Die Kinder und Jugendlichen der
Erziehungsheime in Veldenz und Wolf trainieren eifrig für den Etappenlauf über 110 Kilometer am Tag der deutschen Einheit.

TV-Foto: Holger Teusch

Weiterlesen

Opferentschädigung für ehemalige Heimkinder auf dem Weg - in der Schweiz, nicht hier
Tue, 29 Oct 2013 17:28:41, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung, post_tag: fonds-
heimkinder, post_tag: heimgeschichte, post_tag: kinderrechte, post_tag: padagogik, post_tag: psychiatrie, post_tag: schweiz]

TagesAnzeiger Schweiz, aktualisiert am 25.10.2013

„Durchbruch für ehemalige Verdingkinder
Die Schweiz wird die Opfer fürsorgerischer Zwangsmassnahmen finanziell entschädigen. Darauf haben sich Vertreter des Bundesamtes für Justiz,
des Bauernverbandes und von Betroffenen geeinigt. ...
Die Opferorganisationen hatten im Vorfeld des ersten Runden Tisches im Juni konkrete finanzielle Forderungen gestellt. So sollten die Opfer in
einem ersten Schritt Nothilfebeiträge von je 10'000 Franken erhalten. Ab 2014 sollten dann Entschädigungen von je 120'000 Franken in Form einer
Zusatzrente ausbezahlt werden. ...“
http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/Durchbruch-fuer-ehemalige-Verdingkinder/story/11350879

Kommentar:
Wenn die Wünsche des Rundes Tisches in der Schweiz auch nur zur Hälfte in Erfüllung gehen – und es gibt Anzeichen dafür, dass die Forderungen
wohl umgesetzt werden – dann ist dies eine nachträgliche Ohrfeige für die ehemalige Vorsitzende des „Runden Tisches Heimerziehung“ in der
Bundesrepublik Deutschland. Man braucht den Artikel nur zu überfliegen und stellt schon fest: Der Runde Tisch arbeitet nicht gegen die Opfer,
sondern für sie und er versucht, eine wirkliche Opferentschädigung, die den Namen auch verdient, in Gang zu bringen. Der Nothilfebeitrag von
10.000 Franken entspricht 8.099 Euro. Die 120.000 Franken Entschädigung ergeben einen Betrag von 97.193 Euro.
Antje Vollmer wollte bekannter Weise nicht mehr als 5.000 Euro auszahlen lassen. Zwar gibt es heute bereits in einigen Fällen bis zu 10.000 Euro
für Terrassenüberdachungen, Zuschüsse zum Neuwagen, Wohnungsrenovierungen und allerlei Anschaffungen, aber im Durchschnitt sind es nach
wie vor etwa 5.000 Euro, die schamloserweise von Politikern als Entschädigung in Rundfunk, TV und Presse angepriesen und von diesen Organen
kritiklos nachgeschwafelt werden.
Die meisten Opfer allerdings wollen eine bescheidene monatliche Opferrente oder eine Einmalauszahlung von 54.000 Euro. In zwei nicht
repräsentativen Umfragen wurde dies eindeutig zum Ausdruck gebracht.
http://www.gewalt-im-jhh.de/hp2/Abstimmung_uber_den_Runden_Tis/abstimmung_uber_den_runden_tis.html
Dieses Begehren wird bis heute durch die Bank abgelehnt. Von politischer Seite unterstützt lediglich die Partei Die Linke diese Forderung.
Der Blick in die Schweiz beweist schon jetzt: Mit diesen schamlosen Betrügereien, Belügereien und Manipulationen des „Runden Tisches
Heimerziehung“ unter Vorsitz von Antje Vollmer, Trägerin der Ehrenberg-Medaille, die einen erbärmlichen Opferfonds zur Folge haben, wurden die
Bundesrepublik, die Länder, die Kommunen, die Rechtsnachfolger der Heime und nicht zuletzt die beiden sogenannten Großkirchen erneut zu
Tätern an den Opfern. Dies wird wahrscheinlich in der Schweiz nicht passieren. Warten wir es ab.
Heimkinder, Opferentschädigung, Verdingkinder, Schweiz, Opferfonds, Runder Tisch Heimerziehung, Antje Vollmer, Katholische Kirche,
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Evangelische Kirche.

Weiterer Kommentar: Und damit nicht genug...
Verfasst von VEH e.V. am Di, 2013-10-29 00:14.
Die Ohrfeige ist noch wesentlich gewaltiger, denn gar nicht in den zweifelhaften Genuss der schmählichen Gelder kommen die Menschen, die wohl
am wehrlosesten waren und nicht zuletzt deshalb am meisten litten:

Säuglinge und Kleinkinder, die in Heimen lebten, in denen unglaubliche Qualen in ihr kleines Leben einzogen: Weit weg von allem, was sie
brauchten, wurden sie - wenn sie Glück hatten - warm, satt und sauber gehalten. Liebe? Bewegung? Lachen? Spielen? Körperkontakt? Alles
Fehlanzeige! Als Erwachsene leiden sie immer noch unter der Deprivation und den Auswirkungen wie Misstrauen, Hospitalismus,
körperlichen Beschwerden, psychische Leiden.

Kinder, die in Einrichtungen für Behinderte leben mussten, seien sie körperlich oder geistig behindert, wurden sie "nur" für schwachsinnig
erklärt, weil die Heime nach der NS-Zeit wieder gefüllt werden mussten - (Beispiel: Franz-Sales-Haus in Essen. Leer gefegt wurde es von der
T4-Aktion der Nazis, die darauf hinaus lief, behinderte Menschen auszurotten. Und die selbst nach dem halbherzigen Halt dieser Aktion durch
die Nazis "unter der Hand" weiter geführt wurde und zahllose Behinderte - Kleinkinder, Kinder, Frauen, Männer - in einen qualvollen Tod
schickte durch Verhungern, Verdursten, Medikamentengaben, wurde nach Kriegsende blitzschnell wieder aufgefüllt. Mit Kindern, die wahllos
für schwachsinnig erklärt wurden, von Ärzten, die dieses Metier in NAZI-Deutschland erlernt hatten und es nun ohne Skrupel weiter ausführten).

Kinder, die von denen, die sich um sie sorgen sollten, in die Psychiatrie eingesperrt wurden, wo sie monate- oder gar jahrelang mit
Medikamenten vollgestopft wurden, mit Elektroschocks gequält, in Zwangsjacken gepfercht und in der Pflege anderer Psychiatrierten
eingesetzt wurden.

Diese Menschen sehen nicht einmal etwas von den schändlichen, den schamlosen Zahlungen, denen der Runde Tisch Heimerziehung unter dem
Jubel von Politik und Medien den Weg bereitet hat. Und gleichzeitig umgeben sich Kirchen und Politik weiterhin mit Prunk und Protz...
Wir wünschen den Schweizer Überlebenden Glück und Erfolg. Für sie und auch für uns. Denn wir sind nach wie vor der Meinung, dass auch
Deutschland keine Insel ist und sich nicht nur, wenn es um Datenschnüffeleien der Amerikaner geht oder um den festungsgleichen Ausbau gegen
Flüchtlinge als ein Teil Europas gerieren kann.
Wir fordern europäische Rechte: Eine Entschädigung, die diesen Namen verdient und die es uns erlaubt, ohne Angst und in Würde unser Alter zu
verbringen.

Werden Sie arm für die Ärmsten!
Thu, 14 Nov 2013 07:37:13, admin, [post_tag: abzocke, category: uncategorized, post_tag: bischofe, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag:
kirche, post_tag: kirchenrecht, category: leben-und-sterben-der-bischofe, post_tag: sexuelle-gewalt-2, post_tag: veh-e-v, post_tag: zwangsarbeit]

An alle Bischöfe der katholischen Kirche Deutschlands

Papst Franziskus, so scheint es, gibt eine neue Marschrichtung vor: Schluss mit Prunk und Geprotze! Schluss mit nagelneuen Edelkarossen und
Luxussuiten!

Papst Franziskus, so scheint es, gibt eine neue Marschrichtung für die katholische Kirche vor: Schluss mit Prunk und Geprotze! Schluss mit
nagelneuen Edelkarossen und Luxussuiten!

Wir, Kinder und Jugendliche der Nachkriegsjahrzehnte, die in Einrichtungen Ihrer Kirche leben mussten, wurden jahrelang gezwungen, durch die
Hölle zu gehen:

brutalste Schläge bis hin zur Folter,

Medikamentenmissbrauch,

medizinische Experimente,

Isolationshaft,

Schwerstarbeit,

Entzug von Schlaf, Essen, Trinken, Liebe, Zuwendung, Freiheit, Bildung und Kultur,

sexuelle Gewalt in allen widerwärtigen, krankmachenden Facetten,

psychische Quälereien...

Die Liste könnte fast beliebig weiter geführt werden.

Insgesamt sind wenigstens 800.000 Opfer zu beklagen – und dies ist noch eine geschönte Zahl. Die zwangsweise in die Psychiatrie
Eingewiesenen, die behinderten Jungen und Mädchen, Frauen und Männer, die Säuglinge und Kleinkinder, die unendlich gequält wurden, sind nicht
mit eingerechnet. Auch die alten Menschen in den Heimen fallen durchs Raster.

Für all diese Scheußlichkeiten zahlt die Katholische Kirche mal gerade 15 Millionen Euro in den sogenannten „Hilfsfonds ehemaliger Heimkinder“
und verkauft dies als Entschädigung. Im Durchschnitt bekommt jedes für sein Leben gezeichnete Opfer 5.000 Euro, was bedeutet, dass der Anteil



der Katholischen Kirche pro Opfer bei sage und schreibe 850 Euro liegt.

Für all diese Scheußlichkeiten zahlte die Evangelische Kirche gerade mal 15 Millionen Euro in den sogenannten „Hilfsfonds ehemaliger
Heimkinder“ und verkauft dies als Entschädigung.

Der Umbau der Bischofsresidenz von Limburg kostet, so stellt sich zwischenzeitlich heraus, fast 40 Millionen Euro, die der Diözese Rottenburg
reicht ebenso an diese Summe oder übersteigt sie gar noch.

In der letzten Zeit wird scheibchenweise bekannt, welche Vermögen verschiedene katholische Bistümer horten und es ist inzwischen hinlänglich
bekannt, dass auch die Evangelische Kirche über riesige Vermögen verfügt.

Müsste sich die Evangelische Kirche ob dieser Diskrepanzen nicht in Grund und Boden schämen? Ist es nicht geradezu eine Ohrfeige für den
Gekreuzigten, dass seine Kirche Milliardenbeträge hortet und für ihre eigenen Opfer lediglich Almosen bereit hält?

Müsste sich die Katholische Kirche ob dieser Diskrepanzen nicht in Grund und Boden schämen? Ist es nicht geradezu eine Ohrfeige für den
Gekreuzigten, dass seine Kirche Millionenbeträge hortet (nach ersten Offenlegungen sind das z.B.: München 27,6 Millionen/Hamburg 35
Millionen/Speyer 46,5 Millionen/Limburg 100 Millionen/Köln 130 Millionen – das macht ein Gesamtvermögen von 209,1 Millionen Euro bei gerade
mal vier deutschen Diözesen!), diese Gelder dann für Luxus und Geprotze aus dem Fenster wirft und für ihre eigenen Opfer lediglich Almosen bereit
hält?

Wir fordern Sie auf:

Kehren Sie um!

Werden Sie arm für die Ärmsten!

Werden Sie arm für die Opfer Ihrer eigenen Kirche!

Führen Sie Luxusresidenzen einer neuen Bestimmung zu und machen Sie daraus z.B. Urlaubs- und Erholungshäuser für Ihre Opfer und deren
Angehörige!

Nutzen Sie Großküchen für die Armenspeisung!

Stellen Sie bischöfliche Büros und Bildungszentren als Konferenzsäle und -unterkünfte zur Verfügung für ehemalige Heimkinder, die um ihre
Rechte kämpfen!

Verkaufen Sie nicht nur Luxuskarossen und legen sich Kleinwagen zu, sondern veräußern Sie auch weiteren Prunk in Ihren Einrichtungen, in
Kirchen, Residenzen, Büros!

Durchforsten Sie Ihre Banksafes und Keller nach Kunstgegenständen, stoßen Sie Immobilien etc. ab!

Nutzen Sie die eingesparten Millionenbeträge, um den Opfern der Katholischen Kirche einen würdigen Lebensabend außerhalb einer
Pflegeeinrichtung zu ermöglichen!

Wann will Ihre Kirche endlich anfangen, den unter Ihren Dächern geschändeten, geschundenen, zusammengeschlagenen, psychisch und sexuell
vernichteten Menschen eine echte Entschädigung zu zahlen?

Wir sind der Überzeugung, dass Sie es den Opfern Ihrer Kirche schuldig sind, auf diese Forderungen einzugehen!

Dieses ist ein gemeinsam von Helmut Jacob, Mitglied der Arbeitsgruppe Johanna-Helenen-Heim und dem Verein ehemaliger Heimkinder e.V.
verfasstes Schreiben und wir erlauben uns, dieses an sämtliche Bischöfe/Bischöfinnen der katholischen und evangelischen Kirche zu senden.

Mit freundlichem Gruß

Heidi Dettinger, Vorstand
Im Namen des Vereins ehemaliger Heimkinder e.V.

Die roten Absätze sind die leichten Änderungen, die wir für die evangelischen Landeskirchen und Bischöfe eingefügt haben.

Übrigens: Die Briefe wurde alle am 21.10.2013 verschickt. Bislang kamen genau 2 Antworten! Der Sekretär des sächsischen Bischofes beklagte,
dass seine Kirche als Teil des EKD in den Fonds eingezahlt - obwohl es in der fraglichen Zeit keine evangelischen Heime in Sachsen gegeben
habe. Der Arme...

Ein weiteres Schreiben eines diesmal katholischen Sekretärs kam gleichsam mit einer kleinen Wolke Weihrauch daher:
- dem Bischof vorgelegt
- tief berührt
- nimmt sehr ernst...

Ansonsten? Schweigen!



 

Quelle: http://www.denk-mit.info/kirche/50337196c910203a4.html

Heimkindersuche
Mon, 18 Nov 2013 07:05:59, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: geschichte, post_tag:
heimgeschichte, post_tag: heimkinder, post_tag: suche-nach-freunden-und-familie]

Für alle ehemaligen Heimkinder, die verschleppt wurden, in unbekannte Einrichtungen kamen, ihre Familien oder auch Freunde suchen, mag diese
Adresse evtl. eine Hilfe sein:

Deutsches Rotes Kreuz e.V.
Generalsekretariat
Suchdienst-Standort München
Chiemgaustr. 109
81549 München
Wir bemühen uns, Ihre Anfrage zügig zu beantworten. Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass dies einige Zeit dauern kann.
Sie erreichen die für die Internationale Suche zuständigen MitarbeiterInnen telefonisch unter der Nummer 089/680-773-0.
https://www.drk-suchdienst.de/de/suchanfragen

(Vielen Dank an Uwe Werner für den Hinweis)

Bitte die Änderungen beachten! Sie kommen vom Standortleiter des DRK-Suchdienstes München! Er schreibt:

"(Der Berich Bereich "Internationale Suche") (...) kümmert sich allerdings weltweit
vor allem um den Bereich der Aktuellen Kriege und Katastrophen im Ausland.

Bitte geben Sie als Ansprechpartner nur den DRK-Suchdienst und die

Telefonnnummer 089-680 773-0 an, Sie erreichen dann die Vermittlung und

werden an die nächste freie Sachbearbeiterin weitervermittelt.

Die Entmündigung ehemaliger Heimkinder schreitet fort!
Thu, 12 Dec 2013 17:17:55, admin, [post_tag: abzocke, category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung,
category: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder]

Es ist ein Skandal, was sich die Lenkungsausschüsse inzwischen einfallen lassen! Das nachfolgende Dokument wurde uns
zugespielt.

Man beachte das Datum - wir fragen, wann die Lenkungsausschüsse denn wohl dachten, uns, den Betroffenen, diese für uns wichtige
Information zukommen zu lassen? Oder soll hier mal wieder eine der bewährten Spaltungsversuche unternommen werden?

http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2013/11/kirchencartoon_450.jpg
http://www.denk-mit.info/kirche/50337196c910203a4.html
https://www.drk-suchdienst.de/de/suchanfragen
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 Köln, den 19.11.2013

Entscheidungen der Lenkungsausschüsse zu Einzelfragen
Die Lenkungsausschüsse der Fonds „Heimerziehung West“ und „Heimerziehung in der DDR“ haben am 13. November 2013 gemeinsam getagt
und folgende Beschlüsse gefasst:

Auszahlung von Fondsleistungen mittels Postbarschecks oder auf Drittkonten
Die Lenkungsausschüsse haben ein Rechtsgutachten anfertigen lassen zu der Frage, ob und inwieweit sich Mitarbeiter/innen der Anlauf- und
Beratungsstellen und der Geschäftsstelle strafbar machen würden, wen nsie Auszahlung mittels Postbarschecks bzw. auf Drittkonten veranlassen
und eine der folgenden Fallkonstellationen bei der/dem Betroffenen vorliegt:

Der/die Betroffene ist überschuldet oder zahlungsunfähig.

Der/dem Betroffenen droht die Zahlungsunfähigkeit.

Die/der Betroffene befindet sich in einem Insolvenz- oder Insolvenzeröffnungsverfahren.

Die/der Betroffene befindet sich in Zwangsvollstreckung wegen gegen sie/ihn gerichteter Ansprüche.

Das Gutachten stellt fest, dass die Gefahr einer Strafbarkeit der Mitarbeiter/innen wegen Schuldnerbegünstigung (§284 d StGB), Beihilfe zum
Bankrott (§§ 283 Abs. 1, Nr. 1, 27 StGB), im Einzelfall auch Beihilfe zur Gläubigerbegünstigung (§§ 283c Abs. 1, 27 StGB) sowie der Vereitelung
der Zwangsvollstreckung (§ 288 Abs. 1 StGB) gegeben ist und empfiehlt daher, von Betroffenen, die eine Auszahlung mittels Postbarschecks bzw.
auf Drittkonten wünschen, eine ergänzende Erklärung einzuholen, dass keine der genannten Fallkonstellationen vorliegt. Ergänzend empfehlen die
Lenkungsausschüsse den Anlauf- und Beratungsstellen, in diesen Fällen mit dem Insolvenzverwalter bzw. dem/den Gläubiger/n Kontakt
aufzunehmen, um eine Freistellung der Fondsleistungen von der Insolvenzmasse bzw. dem Pfändungsvermögen zu erreichen, so dass die
Auszahlung auf das Konto der/des Betroffenen erfolgen kann, sofern die/der Betroffene über ein eigenes Konto verfügt. Die Geschäftsstelle der
Fonds wird beim Wunsch nach Auszahlung mittels Postbarschecks bzw. auf Drittkonten im Rahmen der Schlüssigkeitsprüfung klären, ob eine der
genannten Fallkonstellationen vorliegt.

Unproblematisch ist die Auszahlung, wenn die/der Betroffene lediglich ihre/seine Heimvergangenheit vor Angehörigen verbergen möchte oder
über kein eigenes Konto verfügt. Die Auszahlung auf Drittkonten ist auch ohne weiteres möglich, wenn es sich um das Konto des Erbringers der
vereinbarten Leistung handelt (z.B. Therapeut, Reiseveranstalter, Händler, Handwerker).

Das Gutachten wird den Anlauf- und Beratungsstellen zur Verfügung gestellt.
Legal ist der Dreck vielleicht, der da wieder einmal über uns Ehemalige ausgegossen wird. Legal - aber eine menschliche Katastrophe
und ein Skandal, der seinesgleichen sucht:

1. Aus den Fonds sollen - nach dem Willen der Lenkungsausschüsse - nun nicht mehr in erster Linie die Überlebenden der
Kinderheimhöllen befriedigt werden, sondern deren Gläubiger! Mit anderen Worten: Firmen, Banken, Händler oder gar - ein Fall
ist uns bereits bekannt - die damaligen Vergewaltiger, die ihre Opfer ihrerseits mit Verleumdungsanzeigen überhäufen!

2. Gefördert wird die Entmündigung der Ehemaligen, denn sie sehen sich im Zweifelsfalle gezwungen, entsprechende Gelder direkt
an den Therapeuten, Reiseveranstalter, Händler oder Handwerker überweisen zu lassen. Damit geht auch noch der letzte,
mühsam bewahrte Rest einer Selbständigkeit des Handelns verloren.

3. Gefördert wird die endgültige Entmündigung weiterhin, wenn die Anlaufstellenmitarbeiter aufgefordert werden, "mit dem
Insolvenzverwalter bzw. dem/den Gläubiger/n Kontakt aufzunehmen, um eine Freistellung der Fondsleistungen von der
Insolvenzmasse bzw. dem Pfändungsvermögen zu erreichen".

4. Der Datenschutz wird offensichtlich mit Füßen getreten, wenn der Lenkungsausschuss " klären (wird), ob eine der genannten
Fallkonstellationen vorliegt. Wie denn? Bei der Schufa? Oder gleich mal die Bankkonten einsehen?

Wir fordern die Lenkungsausschüsse sowie die zuständigen Ämter und Ministerien auf, diesen menschenverachtenden,
widerwärtigen Beschluss sofort rückgängig zu machen!

Wir fordern die MitarbeiterInnen der Anlauf- und Beratungsstellen auf, diesen Beschluss aktiv zu unterlaufen! Seien Sie mutig und
solidarisch mit den Geschundenen!

Wir fordern die Presse auf, über diesen Skandal zu berichten und mit uns gemeinsam und in unserem Sinne Druck auf die
zuständigen Stellen zu machen!



Wir fordern die neugewählte Bundesregierung auf, sich dieser unsagbaren Schande anzunehmen und Lenkungsausschüsse und
Anlaufstellen anzuweisen, dieses beschämende Vorgehen sofort zu unterlassen!

Nicht zuletzt fordern wir alle Ehemaligen, die hiermit konfrontiert werden, auf sich telefonisch oder per email an den Vorstand des VEH
e.V. zu wenden um mögliche Strategien zu entwickeln, gegen diese Schande vorzugehen!

Ein weihnachtlicher offener Brief und Presseaufruf
Sat, 14 Dec 2013 16:32:06, admin, [post_tag: abzocke, category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung,
category: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag: heimgeschichte, post_tag: missbrauch, post_tag: misshandlungen, post_tag:
rentenersatzleistungen, post_tag: runder-tisch-heimerziehung, post_tag: veh-e-v, post_tag: zwangsarbeit]

Von: Uve Werner [mailto:borussia_uve@hotmail.de]
Gesendet: Freitag, 13. Dezember 2013 11:42
An: redaktion@zeitungsverlag-aachen.de; desk@augsburger-allgemeine.de; redaktion@badische-zeitung.de; redaktion@badisches-tagblatt.de;
chefredaktion@weser-kurier.de; Zeitungsverlag@DerPatriot.de; hamburg@welt.de; hamburg@wams.de; klusmann.steffen@ftd.de; wiesbaden@fr-
online.de; berlin@fr-online.de; cvd@fr-online.de; Politik; info@hna.de; redaktion@ln-luebeck.de; info@mv-online.de; b.hamelmann@neue-oz.de;
redaktion@neue-westfaelische.de; redaktion@nzz.ch; tvnzz@nzz.ch; regionalredaktion@kurier.tmt.de; nzbremerhaven@nordsee-zeitung.de;
textarchiv.nn@pressenetz.de; redaktion@otz.de; pnp@vgp.de; redaktion@sueddeutsche.de; wir@sueddeutsche.de; redaktion@tages-anzeiger.ch;
waz@madsack.de; lz@lz-online.de; plusminus@mdr.de; brisant@mdr.de; ratgebergeld@br-online.de; ratgeber-recht@swr.de; Monitor@wdr.de;
kontraste@rbb-online.de; menschenbeimaischberger@wdr.de; panorama@ndr.de; report@br-online.de; internet@ard-hauptstadtstudio.de;
brennpunkt@br-online.de; Info@3sat.de; mdr-aktuell@mdr.de; info@N24.de; info@phoenix.de; aks@wdr.de; westpol@wdr.de; hart-aber-fair wdr;
wdraktuell@wdr.de; redaktion.das-parlament@bundestag.de; artikel@spiegel.de; info@cramer-cons.de; info@faz.net; online@ga-bonn.de;
info@rp-online.de; presse@stern.de; t.schneider@sir.zgs.de; redaktion@tagessachau.de; zeitiminternet@zeit.de; Florin, Christiane; djv@djv.de;
info@presserat.de; ifj@ifj.org; cwmacke@t-online.de; info@netzwerkrecherche.de; kontakt@reporter-ohne-grenzen.de;
pressereferat@bundestag.de; mail@bundestag.de; berlin@taz.de; poststelle@brh.bund.de; info@steuerzahler.de; ackermann bischof; Bistum
Aachen; wuestenfuchs97@arcor.de; birgitta.sommer@moenchengladbach.de; Vinzens Bochum; bverfg@bundesverfassungsgericht.de; cdu-
pressestelle@cdu-nrw-fraktion.de; johannes19520@googlemail.com; ds@dierk-schaefer.de; Evang. Kirche Präses; manfred.frigger@erzbistum-
paderborn.de; d.friedrich@veh-ev.eu; FAZ Hummel; prof. günder fh dortmund; H.W.Schrammen@gmail.com; guenter.krings@bundestag.de;
peter.schruth@hs-magdeburg.de; info@netzwerkb.org; Irmel; kirchenstudie@kfn.de
Betreff: Presse-Aufruf / Öffentliche Kritik"Hilfsfond ehemaliger Heimkinder" Hier: Aufklärungspflicht der Presse u. Medien

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Bundesdatenschutzbeauftragter,
sehr geehrter Beauftragter für Menschenrechte,

sehr geehrter Präsident Bundesrechnungshof,
sehr geehrte Pressevertreter,

als "ehemaliges Heimkind", aber dennoch auch als selbstbestimmender Bürger, sehe ich es als meine Pflicht an, Sie über den Hilfsfond für
ehemalige Heimkinder , sowie
deren Arbeits-u.Vorgehensweise zu informieren. Gleiches gilt für den Lenkungsausschuss, welcher die Vorgaben für die Anlaufstellen und der
BAFzA Köln festlegt.

Das der Hilfsfond für ehemalige Heimkinder, eingerichtet 2010 vom Runden-Tisch-Berlin, ein raffiniertes juristisches Meisterwerk ist, dürfte auch
Ihnen mittlerweile bekannt sein.
Viele hunderte, wenn nicht gar tausende ehemalige Heimkinder, verzweifeln an dem Procedere der Antragsstellung. Oft lässt auch deren physische
wie psychische Verfassung, eine Antragstellung an diesen Fond erst gar nicht zu, oder sie wissen gar
nicht, das es diesen Fond überhaupt gibt.

Die Antragsstellung als solches ist zeit- u. nervenaufreibend, und geht einher mit einer üblichen und gesundheitlich schwierigen Alltagsbewältigung.

Vor Ort haben die wenigsten Heimkinder einen Ansprechpartner, welcher ihnen bei der Antragstellung behilflich sein könnte. Einen Rechtsanspruch
auf Fondleistungen hat keiner der ehemaligen Heimkinder, da mit uns nur eine Vereinbarung ohne Rechtsanerkennung
und Rechtsanspruch gegenüber Staat und Kirche zu haben Dennoch werden wir aufgefordert bei der Antragsstellung, eine  eidesstattliche
Versicherung abzulegen, Beweise und Belege vorzulegen,  Heimakten und Zeitzeugen zu benennen bzw. zu beschaffen. Für die  beantragten
Hilfsmittel verbindliche Auftragsbestätigungen einzuholen,  bei 3 verschiedenen Geschäften/Häuser (d.h. Aufträge erteilen, ohne das
nötige Geld dafür zu haben).

Desweiteren müssen Gutachten und ärztliche Atteste vorgelegt werden und stets beginnt die Procedere für ein jeden Einzelnen von uns, mit
einem sogenannten Erstgespräch in einer der Anlaufstellen.

Entwürdigend ist ebenfalls, das Tathergang und Täter geschildert und benannt werden müssen.

Die gleiche Procedere dann erneut für einen Antrag auf Rentenausgleich, an den gesondert geführten Rentenausgleichsfond. Sämtliche Arbeiten
und Tätigkeiten, welche wir in den Heimen/Einrichtungen, als Kinder täglich verrichten mussten, müssen detailliert aufgeführt werden. Dabei werden
die Kinder-Arbeitszeiten vor dem 14. Lebensjahr, als nicht rentenrelevante Arbeitszeiten anerkannt und somit auch nicht
finanziell ausgeglichen! Arbeitszeiten ab dem 14.Lebensjahr werden mit mtl. 300,00 Euro aus dem Rentenausgleichsfond erstattet, werden aber in
der gesetzlichen Rentenversicherung nicht als Rentenanrechnungszeiten ausgewiesen.

Bedenkt man unter welchen perfiden Zustände, diese Arbeiten verrichtet werden mussten, so kann man nur von einer Art Kindersklavenarbeit
 sprechen.

Zwar sind Ihnen und dank Ihrer Veröffentlichungen und Enthüllungen, viele der unmenschlichen Greueltaten bekannt. Dennoch möchte ich hier
nochmals anführen dürfen, unter welchen Bedingungen diese Arbeiten verrichtet werden mussten:



Mangelnde Ernährung, Essensentzug, körperliche Züchtigungen, Isolationshaft, Schlafentzug, sexuelle Missbräuche und Übergriffe,
religiöse Androhungen, physische/psychische Demütigungen, .... alles in der perfidesten Form, wie man sie sich eigentlich nicht vorstellen kann.

Kleider-u.Berufsausbildungsbeihilfen, Taschengeld wurden nachweislich teils von den Landesjugendämter überwiesen, erreichten in den
meisten Fällen aber nicht uns Heimkinder. Diese Gelder verschwanden in den Taschen der Heimleitung und wurden bis heute nie ausgezahlt!

Dies ist durch einige Heimakten belegbar, wie auch durch unzählige Nachforschungen und Gutachten.

Viele ehemalige Heimkinder haben sich einem Glaubwürdigkeitstest unterziehen müssen, gegenüber Bistümer, Ordenskongregationen,
Diakonie und Stiftungen, gleichfalls eidesstattliche Versicherungen, wenn sie  berechtigterweise Entschädigungsansprüche geltend gemacht haben.

Wie schon oben erwähnt, werden alle Beschlüsse und die Vorgehensweise der Anlaufstellen, sowie die Antragsprocedere vom
Lenkungsauschuss festgelegt und koordiniert www.fonds-heimerziehung.de .

In diesem Lenkungsausschuss sind vertreten:

Herr Stroppe, Bundesministerium Familie, Senioren...

Frau Lampersbach, Bundesministerium für Arbeit und Soziales

Frau Loheide, Evangelische Kirche Deutschland

Herr Stücker-Brüning, Deutsche Bischofkonferenz

2 Mitglieder der Jugend-u.Familienministerkonferenz der Länder

Die Sitzung des Lenkungsausschuss sind nicht öffentlich !

Bedenkt man, das viele ehemalige Heimkinder, sich in einem hohen Alter befinden, viele alleinstehend sind, unzählige sich aktuell in einer
Traumatherapie befinden, oder sich einer solchen gestellt haben, weiterhin, das die meisten die Antragsprocedere als menschenunwürdig
empfinden und gezwungen sind, das Trauma erneut durchleben zu müssen, kann eindeutig festgestellt werden:

"Der Hilfsfond für ehemalige Heimkinder, ist das Machwerk von unsensiblen,
inhumanen und kaltherzigen Staatsdienern und Kirchenfürsten, das man
m.E. annehmen sollte, das dieser Fond gezielt und bewusst so eingerichtet
worden ist."

Ich gebe zu Bedenken, das laut Statistik jeder 3. Haushalt in Deutschland  verschuldet ist, sehr viele Privatinsolvenz angemeldet haben und
das ganz sicherlich auch eine erhebliche Anzahl ehemaliger Heimkinder sich in gleicher Situation befinden. Daher haben viele von der gesetzlichen
Möglichkeit gebrauch gemacht und sich ein P-Konto bei ihrer Hausbank einrichten lassen.

Diese Tatsache wird nun vielen AntragstellernINNEN zum Verhängnis. Bisher konnten Hilfsmittelgelder auf ein Fremdkonto überwiesen werden, falls
ein ehemaliges Heimkind ein P-Konto angegeben hat. Dies soll zukünftig für viele Betroffene nicht mehr möglich sein!  In diesem Fall werden sie
gezwungen, sich mit ihrer Bank u/o Gläubigern ins Einvernehmen zu setzen, damit die ausgezahlten Hilfsbeträge nicht  in die Pfändungsmasse
einfließt, bzw. die Anlaufstellen setzen sich mit den  Gläubigern in Verbindung. D.h. kein ehemaliges Heimkind kommt in den Genuss (wenn von
Genuss überhaupt geredet werden kann) von finanziellen Hilfsmittel, wenn er ein P-Konto führt. Die Antragsprocedere muss er dennoch vorab über
 sich ergehen lassen.

Wie widerlich ist das denn?

Diese Mittel aus dem Hilfsfond (max. 10.000 Euro), werden ja nicht für Luxusartikel-u. Reisen, oder der gleichen eingesetzt, sondern für
Hilfsgeräte und Artikel, die uns den Alltag etwas erleichtern und auch die Möglichkeit geben, dennoch an gesellschaftlichen Ereignissen, soweit
möglich, teilnehmen zu können. Auch dienen sie ausschließlich zur Verbesserung einer angemessenen Lebensführung und auch jetzt noch, wollen
Staat und Kirche uns als  beinahe entmündigte Kinder, wie einst damals behandeln.

Hier sage ich: " Wir werden nicht mehr duckmäusern und uns wie hilflose Idioten behandeln lassen".

Man sagt: Geduld ist eine Tugend, wenn das stimmt, dann gehören ehemalige Heimkinder zu den tugendhaftesten Menschen!

Gleichfalls ist das Wort GEDULD eines der meist verwendeten Wörter
und ein Wort, mit dem sich alle Verantwortlichen aus der Verantwortung
gestohlen haben!

Nun bitte ich Sie abschließend, uns bei der Bewältigung und Handhabung,
owie bei der menschenverachtenden Behandlung durch den Hilfsfond
behilflich zu sein:

Machen Sie den Hilfsfond für ehemalige Heimkinder wieder zu einem politischem Thema

Überprüfen Sie die Vergabemethode u.-taktik der beantragten Hilfsgelder

Wieviel und von wem sind/ist in den Hilfsfond eingezahlt worden

Haben Freie Träger, Stiftungen und Firmen gleichfalls in den Hilfsfond eingezahlt

http://www.facebook.com/l.php?u=http%3A%2F%2Fwww.fonds-heimerziehung.de%2F&h=AAQEbufWLAQEWw_vfkKlRlYL4t2RE8oZmvJb4HPFyo9joUA&s=1


Welche übergeordnete unabhängige Behörde kontrolliert das Geschäftsgebahren des Hilfsfond, z.B. der Bundesrechnungshof (?)

Werden alle ehemaligen Heimkinder entsprechend aus dem Fond mit nötigen Hilfsgeldern ausgestattet

Dürfen ehemalige Heimkinder den ausgezahlten Betrag selbst bestimmend verwenden

Helfen Sie uns gegen die intellektuelle zynische Arroganz der Kirchen und gegen die mangelnde Unterstützung der Politiker, Fraktionen und
Parteien

Da es sich beim Hilfsfond um öffentliche Steuergelder und Kirchensteuergelder handelt, wem gegenüber muss dann Rechenschaft abgelegt
werden, dem Haushaltsausschuss....

Geben Sie uns durch Ihre Recherchen, Nachforschungen und Ihrer journalistischen Arbeit, wieder eine Stimme und verhelfen Sie uns zu
einer gesellschaftlichen Akzeptanz

Wer

die Heim-Vergangenheit leugnet, verharmlost, verschweigt, vertuscht,verdrängt, oder gar schön redet,

die seelischen und körperlichen Qualen in den Heimen versucht zu relativieren,

sich der Verantwortung entzieht und für den angerichtet Schaden nicht haften will,

bleibt unglaubwürdig für den Rest seines Lebens und darf auch zukünftig in keine verantwortungsvolle politische und kirchliche Führungsposition
gewählt werden!

In den USA, Irland, Schweiz u. Österreich zeigt man ein anderes Verantwortungsgefühl gegenüber den Heimkindern und handelt finanziell
angemessen, wenn auch erst nach heftigen medialen Druck von Presse,Funk und TV.

Diese Hilfe und Unterstützung erwarte ganz sicherlich nicht nur ich, sondern dies erhoffen sich viele andere ehemalige Heimkinder
auch. Korrespondenzen, E-Mails. Artikel, Gutachten, Atteste .... usw. sind dokumentiert und können Ihnen jederzeit zur Verfügung gestellt werden.

Vielen Dank für Ihre Geduld beim Lesen und hoffend auf keine tauben Ohren gestoßen zu sein,

verbleibe ich hochachtungsvoll und mit freundlichen Grüssen

Uwe Werner
01522/ 3627521

P.S. Ich bin in einem laufenden Antragsverfahren beim Heimfond in Köln (LVR) und hoffe durch diesen Presseaufruf nicht sanktioniert zu werden,
weder vom Heimfond, noch von der BAFzA Köln und noch weniger von Staat und Kirche. Dieser Presse-Aufruf ist unsere Pflicht und Schuldigkeit
und dieser Pflicht stelle ich mich.

Engel sind wir keine, aber Menschen wie Du und Ich !

Kommentar von Helmut Jacob
Mon, 16 Dec 2013 03:14:57, admin, [post_tag: abzocke, category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung,
category: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag: heimkinder, post_tag: helmut-jacob, post_tag: missbrauch, post_tag:
misshandlungen, post_tag: rentenersatzleistungen, post_tag: zwangsarbeit]

Zu dem neuesten Skandal den die Lenkungsausschüsse derzeit produzieren, schreibt Helmut Jacob (http://helmutjacob.over-blog.de/):

"Gelegentlich bestelle ich über einen Versandhandel, der im Internet seine Produkte anbietet. Gerade spiele ich ein Szenario durch: Ich bestelle
beim Versandhaus Bücher über die Verbrechen von Kirchenmitarbeitern an Heimkindern. Die Liste ist ellenlang, denn es gibt reichlich davon. Von
den Verbrechen und den Büchern. In das Feld für Sonderwünsche trage ich ein: „Ihr bekommt die Knete erst, wenn Ihr mir Auskunft gebt. 1. Droht
Euch die Insolvenz? 2. Habt Ihr Eure Steuern bezahlt oder betrügt Ihr den Staat?, 3. Wird mein Geld auch nicht unterschlagen oder
zweckentfremdet? 4. Welche Drittkonten habt Ihr? 5. Bestehen offene Forderungen? Dann soll mein Geld dort Eure Schuldenlast mindern!

Jetzt schicke ich die Bestellung ab. Was passiert? Ich bekomme wahrscheinlich eine höfliche Mitteilung mit etwa dem Wortlaut: „Diese Fragen
müssen wir nicht beantworten. Möchten Sie trotzdem bestellen oder nicht?“ Aber ich weiß konkret, was sich der Empfänger der Bestellung denkt:
„Der hat ja wohl nicht alle Tassen im Schrank.“

Und genau das rufe ich dem Lenkungsausschuss zu: „Ihr habt ja wohl nicht alle Tassen im Schrank! Ihr wollt Opfer, die in ihrer Kindheit und Jugend
betrogen wurden, denen die Gelder für ihre Zwangsarbeiten unterschlagen wurden, dahingehend überprüfen lassen, ob sie das Geld überhaupt
haben dürfen? Ihr wollt prüfen lassen, ob sie Ausstände haben, ob sie Sozialhilfeempfänger sind oder ob irgendwelche Gerichtsvollzieher
Ansprüche anmelden? Das geht Euch und den Zahlstellen doch wohl einen Dreck an! Und das allerschlimmste ist: Mit diesem Vorhaben stellt Ihr
alle Opfer unter Generalverdacht: Wir sind alle potentielle Betrüger; uns steht das Geld nicht zu. Gegen solche unverschämten Unterstellungen
verwehre ich mich schon einmal vorsorglich für jene, die ihre Stimme nicht erheben können!

Immer mehr wird klar, welche Funktion dieser Lenkungsausschuss hat: Er soll durch die Hintertür, auf dem Bürokratenweg, dazu beitragen, dass
selbst in der Abwicklung des Opferfonds Schadensminimierung erfolgt. Der Spatz in der Hand eines gewissen Herrn Wiegand soll zum Küken,

http://helmutjacob.over-blog.de/


wenn nicht sogar unausgebrüteten Ei verkommen.

Es ist den Opfern dringend anzuraten, unter diesen Vorzeichen der Überprüfung und Ausspähung endlich zur Besinnung zu kommen und dieses
unsägliche Konstrukt „Opferfonds“ demonstrativ abzulehnen. Lasst das Geld darin verschimmeln!

Und Euch vom Lenkungsausschuss sei gesagt: Überprüft lieber die Moral der Tätervertreter. Da liegt ganz viel Dreck vor den Türen."

 

Wir suchen
Tue, 21 Jan 2014 12:40:20, admin, [category: uncategorized, category: geschichte-der-heimerziehung, category: tv-und-radio]

Für einen Redakteur der Sendung Frontal 21 suchen wir DRINGEND Menschen die in evangelikalen Heimen waren (Heime von "Strenggläubigen",
nicht Diakonie)! Zum Beispiel:

Elisabethstift Berlin-Hermstorf
Christhof Wisen
Herrnhuter Brüdergemeinde
Zieglersche Anstalten, Wilhelmsdorf oder anderswo
Brüdergemeinde Korntal, Korntal, BW

Aber auch in anderen Heimen derselben "Bauart"

Betroffene können sich melden unter der Handy-Nummer 
0172.26797633 (es meldet sich der Redakteur)

oder Heidi Dettinger
05032-964647 oder h.dettinger@veh-ev.eu

Presseerklärung des Arbeitskreises Fonds Heimerziehung der DDR (ABH-DDR)
Fri, 24 Jan 2014 03:23:21, admin, [post_tag: abh-ost, category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung,
post_tag: ex-ddr, category: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-ost, post_tag: geschichte, category: oeg, post_tag:
professor-schruth, post_tag: runder-tisch-heimerziehung, category: zwangsarbeit, post_tag: zwangsarbeit]

19.01.2014

Bis heute hat die Politik nicht verbindlich erklärt, wie sie den Fonds Heimerziehung DDR für alle ehemaligen Heimkinder ausreichend ausstattet,
nachdem 40 Millionen aufgebraucht sind.

Die (letzte) Bundesregierung hatte in der 183. Sitzung des Bundestages vom 13.6.2012 erklärt, dass sie das unfassbare Leid, das vielen Kindern
und Jugendlichen in den Heimen der DDR angetan wurde, nicht ungeschehen machen kann. Aber mit dem Fonds sollte das zugefügte Unrecht
anerkannt werden und allen geholfen werden, die daraus erlittenen Folgen aus der Zeit der Heimunterbringung zu mildern.

Aus dem uns vorliegenden Protokoll eines Eckpunktepapiers der Jugend- und Finanzministerien der Errichter des Fonds vom 16.01.2014 wird uns
ein Vorschlag zur Fortführung des Fonds unterbreitet, welches reduzierte Leistungskriterien einführt und den von der Bundesregierung in der 183.
Sitzung formulierten Ansprüchen widerspricht. So werden

die vormals allen versprochenen 10.000 € an Sachleistungen nun an einschränkende Bedingungen geknüpft (nur noch für Therapien,
Aufarbeitungen, Qualifizierungsmaßnahmen),

alternativ hierzu 3000 € pauschal gewährt (5.000 € bei finanzieller Bedürftigkeit als Folge der Heimerfahrung),



die Inanspruchnahme der Leistungen an eine einzige Vereinbarung geknüpft und - eine beschleunigte Anspruchsanmeldung bis Mitte 2014
eingeführt (als Ausschlussfrist).

Der ABH-DDR ist mit diesem Vorschlag grundsätzlich nicht einverstanden, weil er

dem Sinn und Zweck des von der Bundesregierung ursprünglich gewollten Fonds widerspricht (siehe 183. Sitzung des Bundestages),

fälschlicherweise unterstellt, die bisherige Praxis der Leistungsgewährung des Fonds Heimerziehung DDR hätte nicht den Empfehlungen des
Runden Tisches Heimerziehung entsprochen und müsse jetzt mit einer Leistungsreduzierung korrigiert werden: Jede Sachleistung bis zu
10.000 € war stets dazu da, die Folgen der erlebten repressiven Heimerziehung im Einzelfall zu mildern,

dem Gleichbehandlungsgrundsatz dahingehend widerspricht, dass alle ehemaligen Heimkinder gleiche Leistungen in Anspruch nehmen
können (kein Windhundprinzip nach dem Motto, wer schneller etwas wollte, bekam alles, wer zu spät kam, muss sehen, was übrig bleibt),

darauf hinausläuft, mit der Beschleunigung der Abwicklung die individuelle wie gesellschaftlich- wissenschaftliche Aufarbeitung
abzuschneiden,

die grundsätzlich nur freiwillig sinnvolle Therapie des Erlebte mit der Verlockung des Geldes erkauft,

eine besondere Bedürftigkeitsprüfung für die Inanspruchnahme der Pauschale von 5.000 € einführt.

 Wir schlagen vor, zum Ausgangspunkt des Inkrafttretens des Fonds Heimerziehung DDR Mitte 2012 zurück zu kehren und

sich klar zu machen, dass die Glaubwürdigkeit von Versprechungen der staatlichen Errichter des Fonds gegenüber Opfern nicht von der
Zahlungsmoral des Staates abhängig sein darf,

die Fonds ohne einschränkende Bedingungen für alle Betroffene im erforderlichen Umfang aufzustocken sind (hier haben stets gleiche
Leistungskriterien in West wie Ost zu gelten)

und mit der Aufstockung des Fonds endlich dafür zu sorgen, dass die ungerechte Schlechterstellung von ehemaligen Heimkindern der DDR
aufgehoben wird, die keine Rentenersatzleistungen erhalten, weil für ihre Zwangsarbeit in den Heimen geringsten Beiträge zur
Sozialversicherung gezahlt wurden.



Wir weisen an dieser Stelle darauf hin, dass die Gesellschaft für das ehemaligen Heimkindern zugefügte Leid und Unrecht verantwortlich bleibt,
unabhängig von Ausschlussfristen, versprochenen Geldleistungen und einem gewünschten Ende des (belastenden) Themas. Wir sind deshalb
gegen eine Beendigung der Fonds durch Fristsetzungen.

Wenn die staatlichen Errichter des Fonds ihre Bitte um Verzeihung gegenüber den ehemaligen Heimkindern wirklich ernst gemeint haben, sollte es
ihre Pflicht und Verantwortung gegenüber den Opfern der repressiven Heimerziehung beider Deutschen Staaten sein, das Mandat des
Bundestages (der Länder und Kirchen) uneingeschränkt in den neuen und alten Bundesländern umzusetzen.

Für den ABH-DDR:
Ralf Weber
Roland Militz
Katrin Begoin
Rainer Buchwald
Roland Günsche
Prof. Dr. Peter Schruth

Dazu ein Kommentar von Lutz Adler, ehemaliges Heimkind Ost:

Ja, man und auch frau hätte eigentlich gewarnt sein müssen, nach den Debakel und dem doch so öffentlich vorgeführten Schauspiel des RTH –
West. Gewarnt durch die ungleiche Besetzung durch die Verfahrensweise der Moderatorin Frau Vollmer und durch die unbedingte Vermeidung des
Begriffs Zwangsarbeit im Abschlussbericht.

Hätte man und frau natürlich auch.

Allerdings, den Versuch von Einzelnen, das plakativ in den Raum und auf den Tisch des ABH – Ost zu legen, hat man schnell unter der Moderation
eines Prof. vereitelt. Da sind nun die Ergebnisse, die man selbst verschuldet hat, sicher nicht angenehm zu verkünden. Aber es soll nicht vergessen
werden, dass die Unterzeichner der nun erschienen Presseerklärung genau diese Damen und Herren waren, die wider besseres Wissen und gegen
alle Kritik genau diesen Scherbenhaufen zu verantworten haben.

Rechnen wenigstens - das hätten die Damen und Herren sollen. Im Besonderen nachrechnen was Ihnen da verkauft werden sollte.

Nein, nicht einmal diese Mühe hat man sich gemacht. Diese Menschen waren offensichtlich so mit ihrer eigenen Selbstdarstellung beschäftigt, dass
sie nicht einmal gemerkt haben, wie ein Prof. der dafür eigens angeheuert war, sie über den Tisch zu ziehen bemüht war. Einen Fonds im Osten des
Landes zu errichten steht und stand schon damals im krassen Gegensatz zum Einigungsvertrag und damit ebenfalls zum SED
Unrechtsbereingungsgesetz. Das und nur das hatten die Kritiker ins Feld geführt.

So wäre den Betroffenen die heutige Situation der Gewissens- und auch der Einkommensschnüffelei erspart geblieben. Ja, und vielleicht auch ein
Gefühl das andere schon wieder - oder immer noch besser wissen, was für sie gut ist. Ja, auch ein Gefühl der Erniedrigung und des
Ausgeliefertseins, was die Betroffenen schon ein Leben lang begleitet.

Jetzt werden die Bedingungen des Fonds, der ein einziger Betrug an den Opfern ist, auch noch einseitig so verändert, dass es kaum noch jemand
wagen wird, einen Antrag zu stellen. Das war von Anfang an „Ziel und Absicht der Errichter“ des ungesetzlichen Fonds im Osten des Landes.

Wäre man - und da ist ebenfalls Kritik geäußert worden - den Vorschlägen zur Änderung des StrafrechtlichenRehabilitationsGesetz im Osten
gefolgt, hätten heute rund 90 % der Betroffenen einen Rechtsanspruch auf eine Rente nach dem § 17a des OEG max. 250,00€ und 306,76 € p.M.
für zu Unrecht erlittenen Haft. All das wurde in den Wind geschlagen oder eben unterdrückt. In einem zutiefst undemokratischen Verfahren von dem
die Initiatoren wussten dass es nicht rechtens war und ist.

So wie man Parteien nicht von Sitzungen des Bundestages durch Beschluss ausschließen kann, so kann man auch nicht Delegierte eines
Bundeslandes mit gültiger Einladung wie am ABH – Ost geschehen, durch inszenierte Wahlen aus der Veranstaltung entfernen und ausschließen.

Meine Empfehlung an die Verfasser dieser Pressemeldung. Erklären „sie“ alle gemeinsam - und das dazu Mut und Wahrhaftigkeit gehört, ist, denke
ich klar - dass der ABH – Ost und auch der „AB- Heimkinder der ehemaligen DDR“ auf gefälschten Voraussetzungen beruht. Dass der Moderator
und auch die Verantwortliche des Ministeriums, die eigentlich die korrekte Durchführung beaufsichtigen sollte, eine unzulässige Einflussnahme
ausgeübt haben.

Erklären Sie alle gemeinsam, dass alle Beschlüsse des ABH – Ost damit ungültig und hinfällig sind. So denke ich, wäre eine von Ihnen ja



angemahnte Rückkehr zum Stand von 2012 ehrlicher. Zum Stand - um auch da genau zu sein - vom Februar 14. - 15.02.2012 in Berlin mit den
Delegierten die so undemokratisch ausgeschlossen wurden.

Einigkeit sollte schon darüber bestehen, dass die Personen, die damals die Krux von heute zu verantworten haben, dies nicht noch ein zweites Mal
versuchen können dürften. Ja, auch ein Prof. wäre sicher zu ersetzen. Mein Vorschlag: Prof. Pfeifer vom KFN wäre da wohl eine gute Alternative.

Fragen würde ich den mit Sicherheit gern.

Der Betrug geht munter weiter!
Thu, 13 Feb 2014 12:06:04, admin, [post_tag: abzocke, category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung,
category: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag: hilfsfonds-ost, post_tag: rentenersatzleistungen]

Uns erreichte unten stehendes Ergebnisprotokoll - und ganz ehrlich: Die Perfidie ist kaum mehr zu überbieten: Da haben sich die Damen und
Herren Bürokraten verkalkuliert und nun wird selbstverständlich davon ausgegangen, dass die Ehemaligen Heimkinder die Zeche zahlen dürfen!

Warum, fragt sich die unbefangene Leserin, werden denen, die sich derart verkalkuliert haben, nicht die Kosten auferlegt? Warum zahlen die
Kirchen nicht endlich in diesen Fonds? Warum wird die Wirtschaft nicht herangezogen?

Aber eigentlich fragt sie diese unbefangene Leserin nicht wirklich, weiß sie doch längst, dass in diesem Staat immer den Armen die größten Lasten
auferlegt - und es sich obendrein stets so anhört, als seien die Ausgaben für RentnerInnen, Hartz-IV-EmpfängerInnen, Sozialhilfe-EmpfängerInnen,
Kranken und nun auch die Überlebenden der Heimkinderhöllen der Niedergang dieser Republik!

Der Trauerrand um das Protokoll ist durchaus gewollt!



Die dem obigen Protokoll angeführte Tabelle gehört mit zu dem Schlimmsten, das ich seit langem gelesen habe - sie erinnert mich aufs schärfste
an Berechnungen, wie lange man Menschen die Lebensmittel kürzen darf, bevor sie verrecken. (Dokument anklicken zum Vergrößern)

Dazu die Pressemitteilung des Fachbeirat zur Begleitung der Berliner Anlauf- und Beratungsstelle für ehemalige Heimkinder

P r e s s e e r k l ä r u n g

11.02.2014

http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/02/Ergebnisprotokoll_BMFSFJ-page-001.png
http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/02/tabelle-berlin-page-001.png


Der Berliner Fachbeirat zur Begleitung der Umsetzung der Fonds DDR Heimerziehung bzw. Heimerziehung (West) erklärt, dass die Überlegungen
der politischen Entscheidungsträger im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), im Bundesministerium der
Finanzen (BMF) und in den ostdeutschen Bundesländern zur Aufstockung des Fonds DDR-Heimerziehung nicht zu Benachteiligungen und
Ausgrenzungen von Betroffenen führen dürfen.

Die bisherige Arbeit der Berliner Anlauf- und Beratungsstelle (ABeH) hat sich bewährt und muss uneingeschränkt unter dem Gesichtspunkt
der Gleichbehandlung fortgesetzt werden.

Es darf keine neue Mauer für ehemalige Heimkinder der DDR hochgezogen werden!

O`Keeffe gegen Irland
Thu, 13 Feb 2014 12:45:11, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung, post_tag:
europaeischer-gerichtshof-fuer-menschenrechte, post_tag: gerichtsbarkeit, category: internationales]

Dank Martin Mitchells unermüdlicher Arbeit können wir heute das Urteil des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte verlinken. Leider liegt
es nur in englisch vor - ist aber hochinteressant. Sobald es einem deutschen Ehemaligen gelingt, mit seinem Anliegen an diesen Gerichtshof zu
kommen, wird auch für Deutschland ein solches Urteil gefällt werden!

http://hudoc.echr.coe.int/sites/eng/pages/search.aspx?i=001-140235

Christliche Hiebe
Tue, 04 Mar 2014 01:10:58, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung, post_tag: fonds-
heimkinder, category: geschichte-der-heimerziehung, post_tag: heimgeschichte, post_tag: kinderrechte, post_tag: kirche, post_tag: missbrauch,
post_tag: misshandlungen, post_tag: rentenersatzleistungen, post_tag: veh-e-v]

Autoritäre Erziehung in Heimen

Christliche Hiebe

Die Geschichte der Heimerziehung ist eine von brutaler Gewalt. Vor allem die christlichen Kirchen machen sich bis heute schuldig.

http://hudoc.echr.coe.int/sites/eng/pages/search.aspx?i=001-140235
http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/02/EMGR_500p.jpg


Was als strafenswert galt, lag im christlichen Ermessen des Anstaltspersonals.  Bild: imago/epd

BERLIN taz | „Es erinnert mich an Konzepte, die wir aus Nazi-Zeiten noch kennen und das in unseligen DDR-Zeiten fortgesetzt wurde:
Bindungsfähigkeit zerstören, Strafen und Sanktionen“. So urteilte die Traumatherapeutin Michaela Huber, nachdem die taz Vorfälle in den Heimen
der Haasenburg GmbH dokumentiert hatte.

Tatsächlich reihen sich die Haasenburg-Heime ein in eine wenig rühmliche Geschichte von Erziehung nicht nur der DDR sondern auch der
wirtschaftsliberal verfassten westdeutschen Bundesrepublik.

(Weiterlesen)

Handelseinig
Sat, 08 Mar 2014 18:42:59, admin, [category: uncategorized, post_tag: ddr, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: ex-ddr, category:
zwangsarbeit, post_tag: zwangsarbeit]

DDR-Zwangsarbeit und die Verantwortung deutscher Firmen - 02.03.2014
Ein WDR 5 Radiofeature von Gabriele Knetsch

Als Ikea im Herbst 2012 einräumen musste, davon gewusst zu haben, dass politische Gefangene in der DDR zur Arbeit an Ikea-Produkten
gezwungen wurden, da war schnell klar: Dies ist nur die Spitze eines Eisbergs.

Zahlreiche westliche Unternehmen wie Quelle, Aldi, Kaufhof und C&A hatten die Arbeitskraft der unter inakzeptablen Bedingungen und oft wegen
fadenscheiniger Anschuldigungen einsitzenden Häftlinge ausgenutzt. Doch bis heute verweigern die meisten Firmen eine historische Aufarbeitung,
geschweige denn die Bereitschaft zu Entschädigungen. Häftlingsarbeit war in der DDR ein Wirtschaftsfaktor. Politische Häftlinge waren
Devisenbringer in doppeltem Sinne: Sie produzierten günstig für das "nicht-sozialistische Ausland", und wurden anschließend gegen D-Mark von
der Bundesrepublik „freigekauft“. Ost und West profitierten von den intensiven Geschäftskontakten.

Der Beitrag zum Hören (Youtube):
Handelseinig

Beitrag als PDF-Datei
handeleinig100

Die Anlaufstellen wollen's wissen...
Wed, 12 Mar 2014 23:02:49, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, category: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-
heimkinder, post_tag: veh-e-v]

Dieses Anschreiben mit Formular und einem Kästchen für "Lob oder Kritik" wird seit neuestem verschickt - jedenfalls in Rheinland-Pfalz.

Man sollte sich überlegen, ob man es ausfüllt oder einfach ignoriert. Es gibt Argumente für beides:

Dafür:
Man kann mal so richtig seine Meinung schreiben - es soll offensichtlich eine "Statistik der Zufriedenheit" erstellt werden...

Dagegen:
Traue nie einer Statistik, die du nicht gerade selbst gefälscht hast (alte Soziologen-Weisheit).
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Zynismus + Ironie = Brechmittel
Thu, 27 Mar 2014 16:30:09, admin, [category: uncategorized, post_tag: deutscher-bundestag, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag:
entschadigung, category: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag: geschichte, category: geschichte-der-heimerziehung,
post_tag: heimgeschichte, post_tag: heimkinder, post_tag: marcus-weinberg-mdb, post_tag: rentenersatzleistungen, post_tag: veh-e-v]

Wer Fragen hat zu diesem im Bundestag offensichtlich geläufigen Rezept, der lese die Antwort des MdB Weinberg an einen Überlebenden
deutscher Heimerziehung...

Sehr geehrter Herr Werner,
vielen Dank für Ihre E-Mail an Herrn Wolfgang Bosbach MdB, in der Sie sich mit dem Fonds für die ehemaligen Heimkinder
auseinandersetzten. Herr Bosbach hat mich als thematisch zuständigen Arbeitsgruppenvorsitzenden gebeten, Ihnen zu antworten.
Lassen Sie mich Ihnen vorab versichern, dass ich das erlittene Unrecht und das Leid, das Kindern und Jugendlichen in verschiedenen Heimen
in der Bundesrepublik und in der ehemaligen DDR widerfahren ist, zutiefst bedaure und dass ich die Einrichtung der beiden Hilfefonds
unterstützt habe und sehr begrüße.
Die von Ihnen angeregte Aufarbeitung der Heimerziehungspraxis hat bereits der Runde Tisch "Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren"
geleistet. Der Runde Tisch, der vom Deutschen Bundestag einstimmig und in fraktionsübergreifendem Konsens eingesetzt wurde, hat in fast
zweijähriger Arbeit die Heimerziehung der jungen Bundesrepublik untersucht und hinterfragt. Er hat Betroffene, ehemalige Betreuungspersonen
und Verantwortliche angehört, Rechtsgrundlagen diskutiert, pädagogische und psychologische Fragen erörtert und gesellschaftliche
Entwicklungen nachgezeichnet. In seinem Abschlussbericht stellte der Runde Tisch fest, dass es in der Heimerziehung vielfaches Unrecht und
Leid gab. Er empfahl zur Rehabilitierung ein Maßnahmenbündel, darunter auch finanzielle Hilfen und eine Entschuldigung der damals
Verantwortlichen. Im Übrigen können auch nur die damals Verantwortlichen eine Entschuldigung aussprechen und nicht der Deutsche
Bundestag.
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Aufgrund der Empfehlungen des Runden Tisches hat der Deutsche Bundestag 2011 beschlossen, ehemaligen Heimkindern, denen Unrecht
und Leid während ihrer Heimunterbringung zugefügt wurde, finanzielle Hilfen zu gewähren. Und zwar dann, wenn noch heute Folgeschäden oder
ein besonderer Hilfebedarf bestehen, und diese nicht über die Hilfe- und Versicherungssysteme abgedeckt werden können. Außerdem soll in
den Fällen, in denen es wegen seinerzeit nicht gezahlter Sozialversicherungsbeiträge zu geringeren Rentenansprüchen gekommen ist, ein
Ausgleich gewährt werden. Das bedeutet: Die Leistungen des Fonds sind  keine Entschädigungsleistungen, sondern Hilfen zur Überwindung der
Folgen des damals Erlebten.
Der Runde Tisch hat mit wissenschaftlicher Unterstützung herausgearbeitet, dass für das Leid der ehemaligen Heimkinder juristisch diejenigen
verantwortlich sind, die unmittelbar für das betroffene Kind Verantwortung getragen haben: die Eltern, Vormünder, Pfleger, die Heimleitung und
das Heimpersonal, aber auch die Heimaufsicht und die Jugendämter. Gegenüber diesen Personen oder Institutionen hätten
Schadensersatzansprüche geltend gemacht werden können. Wenn diese Ansprüche in der Vergangenheit nicht angemeldet wurden, sind sie
inzwischen verjährt. Daher wollte der Deutsche Bundestag mit der Einrichtung der Fonds einen Beitrag leisten zur Herstellung des
Rechtsfriedens. Allerdings war von Beginn an klar, dass die Fonds niemals den vollständigen Ausgleich aller Rechtsverletzungen anbieten
wollten und auch nicht konnten.
Die Fonds selbst haben die Rechtsform einer nicht rechtsfähigen Stiftung des Privatrechts und ihre Entscheidungen sind keine hoheitlichen
Verwaltungsakte. Bund und Länder (und in den westdeutschen Bundesländern auch die Kirchen) erbringen - angesichts der Rechtslage -
letztlich freiwillige Leistungen auf die kein Rechtsanspruch besteht.
Was die Dauer der Antragsbearbeitung angeht: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Beratungsstellen nehmen sich viel Zeit für die
Betroffenen, zwischen 18 und 20 Stunden insgesamt. Nicht nur für Gespräche, sondern auch - falls erforderlich -, um Betroffene bei den Wegen
zu Ärzten oder psychologischen Hilfen oder bei der Aktensuche und Akteneinsicht zu begleiten. Oft sind viele Gespräche nötig, um gemeinsam
zu klären, welche Hilfeleistung erforderlich ist. Dann muss geklärt werden, ob diese Hilfeleistung über den Leistungskatalog der bereits
bestehenden Hilfesysteme abgedeckt wird. Und erst wenn das abgeklärt und ausgeschlossen werden kann, kann eine Hilfeleistung aus dem
Fonds geprüft werden. Die Beraterin oder der Berater erarbeitet gemeinsam mit dem Betroffenen eine Vereinbarung über mögliche
Hilfeleistungen, die dann vom Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben auf ihre Schlüssigkeit geprüft wird. Dieser Prozess
dauert mehrere Wochen. Wir wissen, dass er aufgrund von Personalengpässen und der Vielzahl der Anträge auch schon mal noch länger
dauern kann. Wir werden versuchen, diesen Prozess zu beschleunigen.
Zu Ihrem letzten Punkt, der Erbringung des Nachweises einer Heimunterbringung: Sie werden mir sicherlich zustimmen, dass jedes ehemalige
Heimkind, das Leistungen aus dem Fonds beziehen möchte, nachweisen muss, dass es im Heim gewesen ist. Grundsätzlich soll als Nachweis
des Heimaufenthalts ein Einweisungs- und ein Entlassungsdokument vorgelegt werden. Fehlen diese Nachweise, kann stattdessen eine
eidesstattliche Erklärung ausreichen. Ich finde nicht, dass diese Form der Nachweiserbringung eine Zumutung ist.
Sehr geehrter Herr Werner, ich hoffe, dass ich Sie davon überzeugen konnte, dass dem Deutschen Bundestag die Anliegen der ehemaligen
Heimkinder wichtig waren und immer noch wichtig sind und wir uns auch weiterhin für die ehemaligen Heimkinder einsetzen werden.
Mit freundlichen Grüßen

Marcus Weinberg
Marcus Weinberg MdB| Deutscher Bundestag | Platz der Republik 1| 11011 Berlin

Hölle Kinderpsychiatrie
Mon, 31 Mar 2014 07:16:58, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag:
heimgeschichte, category: in-eigener-sache, post_tag: marsberg, post_tag: misshandlungen, post_tag: psychiatrie, category: psychiatrie,
post_tag: schleswig, post_tag: zwangsarbeit]

Unsere Mitglied Karl-Heinz Großmann und Wolfgang Petersen erzählen aus ihrer schlimmen Heimzeit in der Kinder- und Jugendpsychiatrie Nieder-
Masberg/Sauerland bzw. Schleswig.

Am Sonntag, 6. April 2014 gibt es um 19:30 Uhr in der WDR 3-Sendung Westpol ein Vorbericht über Nieder-Masberg.

Am Montag den 7.April 2014  sendet der WDR den Dokumentarfilm:

"Hölle Kinderpsychiatrie - Gewalt und Missbrauch hinter Anstaltsmauern" -

Ein Film von Nadja Kerschkewicz, Anne Kynast und Martin Suckow.

Die Story deckt auf:
Wie Karl-Heinz Großmann und Wolfgang Petersen wurden damals tausende Kinder und Jugendliche in die Psychiatrien abgeschoben – und
erlebten dort einen Alltag voller Strafen und Gewalt. Erst nach unseren Recherchen hat sich der Träger der Kinderpsychiatrie Marsberg, der
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, bei den Opfern entschuldigt. Wie aber konnten die Zustände hinter den Klinikmauern so lange unentdeckt
bleiben? Warum hat jahrzehntelang niemand die Verantwortung dafür übernommen?

 

Der Text des WDR dazu:
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"Euch Idioten glaubt ja keiner." Mit diesem Leitsatz im Kopf schwiegen sie fast 50 Jahre. Stellvertretend für Tausende Kinder und Jugendliche
sprechen zwei ehemalige Patienten über Misshandlungen in der Jugendpsychiatrie in Marsberg/Sauerland und Schleswig.

Wer seine Kinder liebt, der züchtigt sie
Mon, 31 Mar 2014 07:23:42, admin, [category: uncategorized, category: gewalt, post_tag: kinderrechte, post_tag: misshandlungen]

Eine 45minütige Dokumentation des ARD am Montag, 06.04.23 um 23.30 Uhr

Erst seit 2000 ist es hierzulande verboten, Kinder zu schlagen. Früher galt Prügel in konservativen Kreisen als elterliches Recht. Drei Opfer,
geboren in den 40er-/50er-Jahren, erzählen, wie sie Schmerz und Demütigung erlebten. Dazu historische Bilder. Foto: Tilman Röhrig, Sohn eines
Pfarrers.

Leider eine Sendung für Nachteulen...

Haasenburg und kein Ende?!
Mon, 07 Apr 2014 19:28:41, admin, [category: uncategorized, post_tag: gerichtsbarkeit, post_tag: haasenburg, category: haasenburg-gmbh,
post_tag: kinderrechte, post_tag: misshandlungen]

Eine mutige junge Frau, Christina Witt, die, so denke ich, unsere Hochachtung und jede Unterstützung verdient hat, gibt nicht auf. Sondern im
Gegenteil.

In 48 Stunden ist es Ihr gelungen mit der Online-Petition

„Nie wieder Haasenburg, Herr Woidke!“

in den sozialen Netzwerken mehr als 20.000 Unterschriften zu sammeln. Toll und – ja, mehr als ein Achtungszeichen!

Wer ist Frau Witt?
Eine ehemalige Insassin der im Sommer letzten Jahres in die Schlagzeilen geratenen Einrichtung unter der Nicht-Aufsicht einer Ministerin des
Landes Brandenburg, die bis heute nicht einmal die richtigen Worte der Entschuldigung - ganz zu schweigen eine Entschädigungslösung für die
Betroffenen Opfer gefunden hat.

Das allein ist offensichtlich in Brandenburg aber noch nicht genug
Es war im Abschlussbericht der nur auf öffentlichen Druck und mehr als widerwillig eingerichteten Untersuchungskommission damals die Rede von
einer nicht Reformierbarkeit der Haasenburg. Das - so nun der Eindruck - soll plötzlich vergessen sein und das Land strebt eine Einigung vor
Gericht mit dem damaligen Betreiber an und will eine erneute Lizenzerteilung überdenken. Da kann es der jungen, mutigen Frau nicht hoch genug
angerechnet werden, die Öffentlichkeit zu informieren. Bei mehr als 20.000 Unterschriften dürfte ihr dies gelungen sein!

Will man in Brandenburg die Dinge nicht begreifen oder ist der entgangene Gewinn, der mit Kindern in solchen Einrichtungen gemacht wird, das
Thema? Das alles wirft ein sehr zweifelhaftes Licht auf die Verantwortlichen.

Bis heute - und auch das sei nicht verschwiegen - ist kein einziges Ermittlungsverfahren gegen die damalig Verantwortlichen für schwerste
Verletzungen der Rechte und der Würde von Menschen abgeschlossen. Kein einziger Verantwortlicher und auch niemand im Ministerium ist bis
heute vor ein ordentliches Gericht gestellt worden. Die damaligen Vorwürfe sind nicht aufgeklärt und schon überlegt man in Brandenburg ,wie es zu
einer Wiedereröffnung und erneuten Belegung kommen könnte. Nein, mir fehlen gerade an dieser Stelle nicht die Worte, sondern das Gegenteil ist
der Fall.
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Ich muss gestehen, dass ich den Eindruck habe, in Brandenburg ticken nicht nur die Uhren anders sondern dort werden die Zeichen der Zeit dann
vernommen, wenn ein gewaltiger Donner über das Land fegt. Verwundert bin ich allerdings, dass die Brandenburger Bürger selbst so etwas in
Ihrem Nahmen von der verantwortlichen Politik machen lassen. Dass die Bürger von Brandenburg die ich im Übrigen besser aus den Jahren 1989 -
1990 kenne, da keine Stimme haben, oder kann ich die nur nicht vernehmen? Damals waren auf dem Weberplatz in Babelsberg nur einige wenige
und in Wochenfrist gingen gegen eine Regierung - und es war nicht nur eine Landesregierung sondern eine Diktatur der SED - Tausende auf die
Straße. Es erfüllt mich noch heute mit Stolz dabei gewesen zu sein!

Alles vergessen in Brandenburg?
Ich hoffe, dass den Worten des Herrn Ministerpräsidenten des Landes Brandenburg, der ja in der letzten Sitzung des Landtages von erheblichem
Handlungsdruck, was die Opfer der SED-Diktatur - aber eben nicht nur dieser – angeht, auch Taten folgen werden. Opfer sind auf den besonderen
Schutz der Verantwortlichen in der Politik angewiesen, Kinder in der Rolle von Opfern und das in einem Rechtsstaat, der im Falle der Haasenburg
nun auf ganzer Linie versagt hat, umso mehr.

Will man nun endlich in Brandenburg mit der unrühmlichen Vergangenheit als „kleine DDR“ brechen, bedarf es, so denke ich, nach so vielen Jahren
der Untätigkeit und es Abwartens endlich Taten, die die Opfer auch als ehrliches Bemühen erkennen können, Herr Ministerpräsident Woidke.

Schauen Sie, Herr Ministerpräsident, in die Gerichte und auf den Umgang mit den betroffenen ehemaligen Heimkindern der Diktatur der SED im
Heute und Jetzt in Brandenburg und Ihnen wird nicht gefallen, was Sie sehen. Erneut traumatisiert, gedemütigt, der Lüge bezichtigt und, was sich nun
anzubahnen scheint, mit System um Ihre gerechten Ansprüche durch die Staatsanwaltschaften erneut betrogen. Machen Sie dem endlich - 24 Jahre
nach der Wende - ein Ende und kümmern Sie sich um die Betroffenen der ersten und nun leider in Brandenburg entstandenen zweiten Generation
Kinderopfer von geschlossener Unterbringung!

Lutz Adler

Hölle Kinderpsychiatrie
Tue, 08 Apr 2014 00:24:10, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, category: geschichte-der-heimerziehung,
category: gewalt, post_tag: kinderpsychiatrie, post_tag: kinderrechte, post_tag: missbrauch, post_tag: psychiatrie, category: psychiatrie]
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"Hölle Kinderpsychiatrie - Gewalt und Missbrauch hinter Anstaltsmauern" nannte der WDR völlig zu Recht die Dokumentation über
Marsberg/Sauerland und Schleswig.

Wer diesen bewegenden und wichtigen Film heute nicht sehen konnte, kann dies nun hier nachholen:

https://www.youtube.com/watch?v=dz2dm3O7o_8

Forschungsberichtes zu Zwangsarbeit in der ehemaligen DDR
Thu, 17 Apr 2014 04:52:52, admin, [post_tag: abh-ost, category: uncategorized, post_tag: ddr, post_tag: ex-ddr, category: fonds-heimkinder,
post_tag: gestohlene-loehne, post_tag: prof-schruth, post_tag: sed, category: zwangsarbeit, post_tag: zwangsarbeit]

Presseerklärungen

Dienstag, den 15. April 2014 um 12:09 Uhr
Präsentation des Forschungsberichtes zur Zwangsarbeit am 16. Juni 2014 in den Räumen der Deutschen Gesellschaft
Zwangsarbeit in der DDR war ein staatlich gelenktes System – Der Westen hatte ausreichend Informationen – Runder Tisch geplant.Der vor
einem Jahr von der Union der Opferverbände kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG) in Auftrag gegebene und von IKEA finanzierte
Forschungsbericht zur Zwangsarbeit wird am 16. Juni 14 Uhr in den Räumen der Deutschen Gesellschaft, 10117 Berlin, Voßstraße 22
vorgestellt.Der Leiter des Projektes, Dr. Christian Sachse, erklärte dazu: „Nach einem Jahr angespannter Recherchen können wir an hunderten
Details nachweisen, dass die Zwangsarbeit in der DDR wirtschaftliche Ausbeutung mit politischer Repression zu einem staatlich gesteuerten
System verband. Dieses Wissen war im Westen Deutschlands über die vier Jahrzehnte der Teilung hinweg präsent.“

Der Bundesvorsitzende der UOKG, Rainer Wagner, lenkt den Blick auf die weiteren Schritte: „Der Forschungsbericht zur Zwangsarbeit in der DDR
benennt differenziert die Verantwortung der Bundesregierung, der Firmen im Westen, aber auch der Volkseigenen Betriebe und staatlichen
Funktionäre in der DDR. Wir fordern im Namen der Opfer, dass alle ihrer Verantwortung nachkommen und gemeinsam mit der UOKG über Wege
der Entschädigung sprechen.“

Zu diesem Zweck beruft die UOKG noch 2014 einen Runden Tisch Zwangsarbeit ein. Wir  gehen davon aus, dass sich keine der Firmen und
Institutionen unserer Einladung entziehen wird.

Weiterführende Informationen:
www.christian-sachse.de
www.ddr-zwangsarbeit.info
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Dazu ein Kommentar von Lutz Adler:
"Dass die Zwangsarbeit in der DDR wirtschaftliche Ausbeutung mit politischer Repression zu einem staatlich gesteuerten System
verband!“

Zuerst muss hier den Initiatoren der Arbeit, Prof. C. Sachse und auch dem Finanzier, der Fa. IKEA, gedankt werden. Das ist sicher für die
Betroffenen - und da mache ich keinen Unterschied zwischen Ost und West - eine Befreiung. Im Westen des Landes war es offensichtlich reine
Gier und Gewinnstreben von Kirchen und Staat. Also Kapitalismus in seiner hässlichsten und menschenverachtenden Form!

Bei 300% Gewinn gibt es kein Verbrechen mehr, was nicht begangen wird!

Die Verantwortlichen gehören an diesen geplanten Tisch, ohne wenn und aber.

Milliarden sind verdient worden, ein sozialistischer Staat ist auf den Knochen von zwangsarbeitenden Kindern errichtet und erhalten worden. Die
Betroffenen kämpfen bis heute, schwer traumatisiert und oft mit erheblichen Einschränkungen Ihrer Gesundheit, mit den Folgen.

Es waren KINDER!!

Es ist an der Zeit dass endlich Klarheit und Gerechtigkeit geschaffen werden. Die Forderung nach den vorenthaltenen Löhnen und endlich auch
nach angemessenen Ehren- bzw. Opferrenten, die sich deutlich aus dem Renten-Wirrwarr herausheben ist eine allzu verständliche und gerechte
Forderung.

Wer Renten-Ersatzleistungen zahlt, der muss sich auch gefallen lassen, dass nach den vorenthaltenen Löhnen gefragt wird! Nur Antworten hat es
bislang aus Arroganz oder Scham nie gegeben.

Es ist Zeit für Antworten!

Oder sollte da doch anderes dahinter gestanden haben? So, wie es sich nun immer deutlicher zeigt, wussten alle Beteiligten längst von den
unsäglichen Verflechtungen. Meine Frage dazu: Weshalb ist das so vehement am RTH-West - und in wessen Auftrag - von Frau Vollmer bestritten
und vermieden worden?

Was am ABH-Ost mit den Delegierten passierte, die dieses Thema auf den dortigen Tisch bringen wollten, ist ja indessen, so hoffe ich wenigstens,
hinlänglich bekannt. Zur Erinnerung: diese Delegierten sind unter Aufsicht und mit Hilfe des Prof. P. Schruth aus der Veranstaltung entfernt worden.
Aber sie haben nie aufgehört, das öffentlich zu benennen. Großer Dank an dieser Stelle an Frau N. Kraul.

Die Fragen vom Februar 2011 sind noch immer aktuell, weil unbeantwortet. 

Wo ist unser gerechter Anteil am ehemaligen SED Vermögen, der von so vielen Kindern in Jugendwerkhöfen, Durchgangsheimen und
Spezialkinderheimen erarbeitet wurde?

Wer hat das ohne unsere Zustimmung und für was ausgegeben?

Wann werden die Verantwortlichen herangezogen, für Ersatz zu sorgen?

Es kann nicht wirklich Sache der Opfer sein, darüber auch nur einen Gedanken zu verschwenden zu müssen. Das ist die Aufgabe jener, die
wussten was und wer Rechte daran hatte. Alle diese Fragen sollten am ABH-Ost erörtert werden. Und genau diese Fragen sind unterdrückt
worden. In wessen Auftrag und auf wessen Weisung, sollte der Prof. P. Schruth beantworten können. Der bis heute durch niemanden legitimierte
angebliche „Vertreter der Heimkinder der BRD“ als „Ombudsmann“, der doch allen einen solchen Bärendienst erwiesen hat.
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Weiter in Verruf kann man dieses Amt eigentlich kaum bringen. Was eigentlich gut gedacht und sicher auch seine Berechtigung im Lande hat, ist
hier mehr als nur in Misskredit gebracht worden.

Es ist - und auch das ist keine neue Forderung - längst an der Zeit, reinen Tisch zu machen. Alle Beschlüsse des ABH-Ost sind manipuliert und
nicht rechtens. Was da im AB-Heimerziehung Ost veröffentlicht wurde, beruht auf Manipulationen der Teilnehmer, die mit unlauteren Methoden
unter Druck gesetzt worden sind. Es muss endlich die Wahrheit über diese Veranstaltung an die Öffentlichkeit und die Verantwortlichen müssen
Farbe bekennen. Was dort als angebliches Ergebnis gedruckt wurde, ist nicht das Papier wert auf dem es steht!

In der letzten bekannten Presseerklärung dieser Farce ist gefordert worden, man solle zum Stand von Sommer 2011 zurückkehren. Ja richtig, das
setzt voraus, das endlich alle Beschlüsse als das entlarvt werden, was sie immer waren und sind: nämlich ungültig, da gegen jede demokratische
Regel verstoßen wurde.

Ich kann nur – und tue dies hiermit - die noch verbliebenen Teilnehmer dieser Runde auffordern, sich öffentlich zu diesen Dingen zu bekennen und
das Wort zu ergreifen, und endlich frei und offen ihre Meinung zu sagen. Ohne Rücksicht auf ihre eigen Reputation. Die ist in den Augen der
meisten Betroffenen eh längst den Bach runter.

Aufarbeiten geht halt nicht in Teilen sondern nur in Gänze, auch wenn das weh tut und - was noch wichtiger ist - Geld kostet. Wichtig für die um ihre
Lebenschancen betrogenen ZwangsarbeiterInnen jeden Alters im System der Diktatur der SED, als Knechte und in der Industrie!

Ist diese Gesellschaft, diese Regierung und dieses Volk nun in der Lage, das zu bekennen und sich den Dingen, die so viele Menschen im Lande
betreffen, endlich aufzuarbeiten und die Schuld zu begleichen? Die ist im Übrigen eine Bringschuld. 

Die Betroffenen haben Ihre Leistung längst erbracht, auf ihre vorenthaltenen Löhne aber warten sie seit Jahrzehnten!

Lutz Adler
Im April 2014

Untersuchungsausschuss zur Gewalt gegen Heimkinder
Fri, 09 May 2014 23:26:35, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung, category: fonds-
heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag: heimkinder, category: in-eigener-sache, post_tag: missbrauch, post_tag: misshandlungen,
post_tag: psychiatrie, post_tag: rentenersatzleistungen, post_tag: sexuelle-gewalt-2, category: zwangsarbeit, post_tag: zwangsarbeit]

Wir bitten alle Ehemaligen, Freundinnen und Freunde folgende Petition zu unterschreiben!

http://www.bioskop-forum.de/publikationen/newsletter-behindertenpolitik.html
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http://www.bioskop-forum.de/begruendung-heim-petition.html

Der VEH e.V. solidarisiert sich uneingeschränkt mit der Petition seines Mitglieds Rolf Michael Decker!

Allzu lange haben wir nachgefragt und bekamen keine aussagekräftige Antworten. Nun fragen wir nicht mehr! Die Wischiwaschi-Antworten reichen!

Ab sofort fordern wir!

Ein Untersuchungsausschuss - nicht nur diese Petition betreffend - muss kommen! Es gibt, aus unserer Sicht, keine Alternativen dazu!

Unter anderem wollen wir wissen:

warum - wenn überhaupt - nur am Rande des "Runden Tisches Heimerziehung" (RTH) über Zwangsarbeit geredet wurde;

warum immer nur vom "Zwang zur Arbeit" die Rede war/ist;

warum keine Vertreter der Industrie und Bauernverbände geladen und gehört worden sind;

warum keine Vertreter der Krankenkassen, die ja immerhin die Schäden, Spätschäden und Folgen finanziell abfedern mussten, anwesend
waren;

warum Heime für Kinder mit Behinderungen und Psychiatrien rausgefallen sind;

warum es absolut keine Aufklärung über Säuglings- und Kleinkinderheime gab/gibt.

Tatsache ist, dass die „Kleine Wahrheitsfindungskommission“ von Frau Dr. Antje Vollmer kläglich gescheitert ist! Es ging von Anfang an weniger um
die Wahrheit, als um minimalistische Zugeständnisse für die Überlebenden deutscher Kinderheimhöllen.

Die einseitigen „Empfehlungen“ unter der maßgeblichen Federführung der Täternachfolgeorganisationen aus Kirchen und Staat zeigen in ihren
heutigen Auswirkungen, dass es hierbei niemals um die Wiedererlangung der Würde der Überlebenden ging und auch heute noch nicht geht.

Es ging und geht nur um das ruhige Gewissen der Täternachfolger, die sich nun auch noch in die Brust werfen und stolz auf diese beschämenden
Minimalleistungen sind!

Demütigende Regelungen, wie die auf 10.000 € gedeckelten „Sachleistungen“, die erst dann greifen, wenn das ehemalige Heimkind
Kostenvoranschläge einreicht, oder Rechnungen (Vorleistungen) vorlegt, spotten jeder Beschreibung. Jedes ehemalige Heimkind hat ein Recht -
ohne bitten und betteln zu müssen - auf diese Summe! In vollem Umfang und nicht nur per vorgelegten Kostenvoranschlägen.

Glauben Staat und Kirchen. wir seien immer noch "dummen" Heimkinder von damals?

Begreift endlich, 

dass wir vollwertige Menschen mit Würde und Rechten sind!

dass wir uns nicht für die brutalen sexuellen, physischen und psychischen Foltern bezahlen lassen wollen - mit Summen, die IHR festlegt!

dass wir fordern, was uns zusteht:

die gestohlenen Renten und anderen Sozialbeiträge,

die unterschlagenen Löhne für die Heim- und Zwangsarbeit,

die "verschwundenen" Waisenrenten und Sparbücher, die ihr (in Einzelfällen) angeblich für uns angelegt habt,

Schmerzensgelder für blutige Prügelexzesse, für sexuelle und psychische Übergriffe,

Ausgleichszahlungen für die zerbrochenen Biografien, die lebenslangen Leiden, die ihr verursacht habt!

Als Soforthandlungen verlangen wir:

ein Ende der langen Wartezeiten für Beratungstermine bei euren "Anlaufstellen" (immerhin werden diese Stellen von UNSEREN Geldern
finanziert!),

ein Ende der zögerlichen Zahlungen,

ein Ende der aberwitzigen Prüfungen von Kostenvoranschlägen und Rechnungen,

ein Ende der demütigenden Überweisungen direkt an Händler, Verkäufer, Handwerken,

eine Ausweitung der Zahlungen an ALLE Heimkinder! Kleinkinder, Säuglinge, psychatrisierte Kinder und Kinder mit Behinderungen
selbstverständlich eingeschlossen,

http://www.bioskop-forum.de/begruendung-heim-petition.html


eine Ausweitung der sogenannten Rentenersatzleistungen, die mit Rente eh nichts zu tun haben, auf Arbeiten, die VOR dem 14. Lebensjahr zu
leisten waren,

eine Verlängerung des "Fonds ehemalige Heimkinder" über das Jahr 2014 hinaus,

regelmäßige, großformatige Anzeigen in allen überregionalen Zeitungen, um allen Ehemaligen die Chance zu geben, den Fonds in Anspruch
zu nehmen!

Die von euch so gnädig gezahlten Hilfsgelder sind nur ein Tropfen auf den heißen Stein!

Unsere Würde als Kinder habt ihr ja bereits "erfolgreich" zerstört - mit all den für uns zu ertragenden Konsequenzen.

Wir werden es nicht zulassen, dass ihr uns nun, im Alter, weiterhin oder wieder demütigt und unsere Würde nehmt!

Dirk Friedrich
Verein ehemaliger Heimkinder e.V.

 

Der Superbeschiss
Fri, 16 May 2014 02:35:30, admin, [post_tag: abzocke, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung, category: fonds-heimkinder,
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Wir haben uns mal ein paar Überlegungen zu den schändlichen Zahlungen des "Hilfefonds ehemaliger Heimkinder" gemacht - und zu den Geldern,
die wir als Kinder und Jugendliche Staat und Kirchen in die Kassen gespült haben. Mit unserer Arbeit!

Unter Zugrundelegung eines Hilfsarbeiterstundenlohnes (1965) von
3,91 DM

gelangt man auf einen Jahresbruttolohn von
18.768,00 DM

abzüglich 38 % Steuern und Sozialabgaben = Jahresnettolohn
11.636,00 DM

Gehen wir auf eine untere Grenze, machen uns die Berechnungen einfach und legen einen Jahresnettolohn von 10.000,00 DM zu Grunde.

Weiter geht's:

Seriöse Schätzungen gehen aus von 800.000 bis 1.000.000 Heimkinder der Jahre 1949 – 1975 aus.

Für unsere Berechnungen nehmen wir auch hier den unteren Wert von 800.000 Heimkindern und gehen davon aus, dass diese im Durchschnitt 1
Jahr gearbeitet haben.

Weiter geht es mit den Berechnungen:

800.000 Heimkinder x 10.000 DM Jahresnettolohn = 8.000.000.000 DM (in Worten: acht Milliarden DM)

Da Kirchen, Institutionen, Staat und Industrie uns diese Löhne nie ausgezahlt haben, berechnen wir einen Zinssatz von 6% und eine mittlere Laufzeit
von 50 Jahren und kommen so zu dem Betrag von

147.361.234.199,932 DM oder – wieder großzügig gerechnet – 73.500.000.000 Euro.

Das also ist die Summe, die uns geschuldet ist.

Wenn wir diese Summe jetzt mal auf 800.000 ehemalige Heimkinder zurückrechnen, kann man leicht ersehen, dass jedem – JEDEM –
Heimkind eine Summe von 91.875 Euro mindestens zusteht!

Das deckt noch keine Vergewaltigungen, keine zerbrochenen Biografien, keine lebenslangen Pein, keine erzwungene Frührente, keine
verminderten Berufschancen ab. Es ist lediglich das Geld, was Kirchen, Staat und Industrie uns SCHULDEN!

Zum Vergleich: in ihren Fonds eingezahlt haben sie 120.000.000 Euro. Sofort abgezogen haben sie 20.000.000 für die Anlauf- und
Beratungsstellen, ergibt 100.000.000 Euro.

 Würden sich tatsächlich die 800.000 Ehemaligen melden, die Anrecht auf diesen Fonds haben, ergäbe dies einen Betrag von 125,00
Euro pro Überlebenden ihrer Höllen.



Anvertraut und ausgeliefert
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missbrauch, post_tag: misshandlungen]

Vortrag von Manfred Kappeler an der Hochschule Esslingen

Öffentlicher Vortrag von Prof. Dr. Manfred Kappeler (TU Berlin) zum Thema „Anvertraut und ausgeliefert – Zur Verletzung von
Menschenrechten und Menschenwürde in der Heimerziehung“ am Dienstag, 27. Mai von 17:30 bis 19:00 Uhr an der Hochschule
Esslingen, Flandernstraße 101, Hörsaal H5. Diese Veranstaltung findet im Rahmen der öffentlichen Vortragsreihe "Ethische Aspekte
aktueller Zeitfragen" statt. Sie öffentlich und kostenlos.

Die Soziale Arbeit war und ist ein Hauptort der Missachtung der Würde und der Verletzung der Menschenrechte von Menschen, die, aus welchen
Gründen auch immer, auf professionelle Hilfe und Unterstützung angewiesen sind oder gegen ihren Willen als „Hilfe-Bedürftige“ definiert werden.

Der Menschenrechtsdiskurs in der Sozialen Arbeit muss von der Meta-Ebene der Deklarationen heruntergeholt werden, um ihn in der beruflichen
Alltagspraxis vom Kopf auf die Füße zu stellen. Es geht darum, die politischen, sozialen und kulturellen Menschenrechte in der Sozialen Arbeit selbst
zu achten und zu verteidigen.

Die Gefahr der Nichtbeachtung und Verletzung von Menschenwürde und Menschenrechten der Klientinnen und Klienten der Sozialen Arbeit wächst
mit dem Grad ihres Angewiesen-Seins auf Hilfe. Am Beispiel der Heimerziehung von Kindern und Jugendlichen wird gezeigt, wie in Einrichtungen,
in denen das Leben einer weitgehenden Regulierung/Fremdbestimmung unterliegt, aus Anvertrauten Ausgelieferte werden und wie der Schutz der
Kinder und Jugendlichen vor Willkür und Gewalt in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe verbessert werden kann.
Der Vortrag findet am Dienstag 27. Mai 2014 von 17.30 bis 19.00 Uhr im Rahmen der öffentlichen Vortragsreihe „Ethische Aspekte aktueller
Zeitfragen“ in Hörsaal H 5 in der Hochschule Esslingen, Flandernstraße 101 statt.

Quelle: idw

Aufruf
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Uns erreichte dieser Aufruf und wir finden, dass es ein tolles Projekt ist. Darum bitten wir alle ehemaligen Heimkinder, die Interesse und Zeit haben,
sich an Herrn Knittel (Kontaktdaten s. unten) zu wenden:

Initiative für ein künstlerisch-kreatives Projekt von und mit ehemaligen Heimkindern.

Wer ist bereit sich an dem Projekt zu beteiligen?

Das Ziel ist eine Dokumentation/Ausstellung zu organisieren in der gezeigt werden kann wie und auf welche Weise sich Heimkinder in eigener
Initiative mit ihrer Vergangenheit auseinander gesetzt haben. Das können Auseinandersetzungen in unterschiedlicher Art sein: künstlerisch,
literarisch , lyrisch, Fotodokumentationen, Dokumentationen von Heimen und/oder von Heimkindern, Theaterstücke oder Initiativen von
Gesprächskreisen oder auch andere Aktionen.

Das Projekt ist zunächst eine Idee und es geht an dieser Stelle darum festzustellen ob es in unseren Reihen genügend Resonanz für dieses Projekt
gibt. Daher bitte ich alle, die sich gerne beteiligen wollen, sich bei mir zu melden und mir mitzuteilen in welcher Form und mit welchen Arbeiten Ihr
Euch beteiligen würdet.

Bitte um Rückmeldungen bis Ende August 2014.

Wenn sich genügend Teilnehmerinnen/Teilnehmer finden, wird das Projekt konkret in Planung gehen.

Kontakt und Koordination:

Siegfried Knittel, Dammsmühlerstr. 49a, 
13158 Berlin
Tel. 030 912 095 12 oder Mobil 0177 364 80 65
Email: sieg.knittel@gmail.com

Untersuchungsausschuss gefordert
Fri, 30 May 2014 05:23:41, admin, [category: uncategorized, category: dierk-schafers-blog, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: fonds-
heimkinder, post_tag: heimgeschichte, category: gerichtsverhandlungen]



Aus Dierk Schäfers Blog:

25. Mai 2014

Gefordert wird ein Untersuchungsausschuss zur Gewalt an Heimkindern in Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und
Jugendpsychiatrie während des Zeitraums 1950 bis 1975[1]

Wird es ihn geben? Wie frei wäre er in der Beweiswürdigung?

Die Fragen sind nicht unberechtigt angesichts

der Geschichte des Runden Tisches/Heimkinder,

seiner Vorgeschichte und Installierung,

seiner Arbeitsphase,

seiner Ergebnisse und

deren Umsetzung.

Der Runde Tisch/Heimkinder hatte einen vergleichbaren Untersuchungsgegenstand. Darum haben sich schon in frühem Stadium auch ehemalige
Heimkinder aus Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie an den Runden Tisch gewendet. Doch der erklärte sich
für diese Betroffenengruppe nicht zuständig, also blieben sie außen vor. Dies betraf und betrifft logischerweise auch den Fonds, der als Ergebnis
des Rundes Tisches eingerichtet wurde, finanziert – zumindest nach Plan – zu je einem Drittel vom Staat (wer auch immer in unserem abgestuft
föderalen System dafür erfolgreich anzusprechen ist,) und den beiden Großkirchen, die eine ähnlich föderale Struktur haben, zusätzlich zu den
Unterschieden zwischen den „verfassten“ Kirchen und ihren Wohlfahrtseinrichtungen.

Die Forderung nach einem Untersuchungsausschuss ist berechtigt, weil es wichtig ist zu erfahren, warum gerade die schwächsten der ehemaligen
Heimkinder, die aus Behindertenheimen und psychiatrischen Einrichtungen übergangen wurden, war doch bei ihnen eine besondere
Schutzbedürftigkeit anzunehmen. Die Ausnutzung dieser besonders Hilfebedürftigen stellt eine noch dringendere Untersuchungsnotwendigkeit dar,
als die der Behandlung der Schutzbefohlenen aus den Erziehungsheimen, die allerdings auch im höchsten Grad verwerflich war. Das mindeste wäre
gewesen, beide Gruppen gleich zu behandeln. Diese Ungleichbehandlung ist an sich schon unverständlich und bedarf der Aufklärung. Der
Handlungsbedarf ist umso dringender angesichts der Nichtdiskriminierungsrichtlinien nach UN- und EU-Recht[2].

Doch nicht genug damit. Wenden sich ehemalige Heimkinder aus den Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie
während des Zeitraums 1950 bis 1975 an „ihre“ Einrichtung, so werden sie abgewiesen mit der Begründung, man habe ja bereits in den
Heimkinderfonds einbezahlt, der sei zuständig – was dieser ablehnt. Ich beziehe mich hier auf das Beispiel der früheren Volmarsteiner Anstalten[3].
Ein Untersuchungsausschuss müsste sich also auch um die Geldflüsse kümmern, die angeblich zugunsten dieser Betroffenengruppe geleistet und
wohl fehlgeleitet wurden[4].

Eine weitere Unklarheit besteht hinsichtlich der Vorkommnisse sexuellen Mißbrauchs von Kindern. Dafür gab es einen eigenen Runden Tisch mit
anderen Ergebnissen. Mir ist bis heute nicht klar, ob ehemalige Heimkinder, die nicht nur misshandelt usw., sondern auch mißbraucht wurden,
Leistungen aus beiden Fonds erhalten können, die Ergebnis beider Runder Tische waren. Da es auch in Einrichtungen der Behindertenhilfe und der
Kinder- und Jugendpsychiatrie neben vielfachen Misshandlungen fallweise auch sexuellen Mißbrauch gab, wäre es sinnvoll, es hier nicht zu einem
weiteren Beispiel unterschiedlicher Opferdignitäten kommen zu lassen.

Der Runde Tisch/Heimkinder hat mit dem Fonds erklärtermaßen kein Recht geschaffen, kein einklagbares Anrecht auf irgendwelche
Leistungsansprüche. Folgerichtig wurden die Leistungen aus dem Fonds zunächst auch als erklärungspflichtiges Einkommen der Empfänger
angesehen. Inwieweit die auf Bundesebene politisch gewünschte Nicht-Anrechenbarkeit auf allgemeine Sozialleistungen von allen Sozialämtern
respektiert wird, ist mir nicht bekannt.

Verbunden mit den Leistungen aus dem Fonds sollten, zumindest in der Anfangszeit der Antragstellungen, auch Verzichterklärungen auf sonstige
Leistungen in dieser Sache, egal von wem, unterzeichnet werden. Wenn nun ein Untersuchungsausschuss für die bisher nicht eingeplanten
ehemaligen Heimkinder gefordert wird, so sollte das nicht auf Gleichstellung im Unrecht hinauslaufen, eine Gleichstellung im rechtsfreien Raum, der
frei bleibt von rechtlichen Ansprüchen der Opfer. Der Untersuchungsausschuss sollte sich auch mit den staatlichen Zuständigkeiten für die Zustände
in kirchlichen Einrichtungen für Kinder befassen, wie sie vom EuGH im Verfahren gegen Irland definiert wurden. [5]

Die Forderung nach einem Untersuchungsausschuss ist allemal gut begründet und er sollte seine Effektivität darin erweisen, daß er die Fehler, die
am Runden Tisch Heimkinder sehenden Auges[6] und wie ich meine absichtlich gemacht wurden, vermeidet und Recht schafft.

Anhang

Zur Erinnerung und Vertiefung seien hier noch einmal die Vorgeschichte, die Geschichte und die Nachgeschichte des Runden Tisches skizziert und
in diesem Zusammenhang auf die Aufgaben des gewünschten Untersuchungsausschusses hingewiesen.

1. Die Vorgeschichte

Auf die Gewalt an Heimkindern in kirchlichen wie staatlichen Erziehungsheimen muß nicht weiter eingegangen werden. Hier hat der Runde Tisch
hinreichend Material zusammentragen lassen und es gibt auch wissenschaftliche Veröffentlichungen, die belegen, daß die Klagen der ehemaligen
Heimkinder aus diesen Einrichtungen die Zustände realistisch wiedergeben:

Einweisungen ohne korrekte rechtliche Grundlage,

Zwangsarbeit[7],



persönlichkeitszerstörende Demütigungen,

Mißhandlungen und

sexueller Mißbrauch

… waren in den untersuchten Heimen nicht ungewöhnlich, in manchen alltäglich. Durchgängig war das Vorenthalten von Bildungsangeboten, die die
Kinder befähigt hätten, anspruchsvollere Berufe mit Zukunftsperspektive zu ergreifen. Dies alles gehört nur darum hierher, weil die Bedingungen für
die Insassen der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie während des Zeitraums 1950 bis 1975 nicht besser waren. Beispielhaft
sei hier auf die Volmarstein-Untersuchung verwiesen[8].

Man darf erwarten, daß eine Untersuchung ähnlicher Einrichtungen zu ähnlichen Ergebnissen kommen wird. Dies wäre die erste Aufgabe des
Ausschusses. Am Runden Tisch wie auch in der Nachgeschichte mit dem Fonds für ehemalige Heimkinder fanden diese Einrichtungen keine
Berücksichtigung, nicht einmal Erwähnung. Vom Runden Tisch wurde recht rüde mitgeteilt, man sei für diese Gruppe nicht zuständig. Dabei blieb es
bis heute. Das gleiche gilt, und sei der Vollständigkeit halber angefügt, für Säuglingsheime.

2. Die Geschichte des Runden Tisches …

… ist insofern heranzuziehen, als sich eine solche nicht wiederholen darf, nun für die bisher vernachlässigten Heimkindergruppen. Nach
erfolgreicher Petition der ehemaligen Heimkinder aus den Erziehungsheimen[9] setzte der Bundestag den Runden Tisch unter der Leitung von Frau
Vollmer ein. Frau von der Leyen, die damalige Familienministerin ließ jedoch verlauten: „Die Einrichtung eines nationalen Entschädigungsfonds wird
von Bundestag und Bundesregierung nicht angestrebt.[10] Diesen Teil der Geschichte habe ich in meiner Anhörung am Runden Tisch am 2. April
2009[11] ausführlich dargestellt und auf weitere „Geburtsfehler“ verwiesen, so besonders die asymmetrische Machtverteilung am Runden Tisch, die
vonseiten der Leitung wie der Mehrheit nie als Problem angesprochen, geschweige denn kompensiert wurde. So wurde der Runde Tisch zum
Lehrstück, wie man schwächere Partner übertölpelt. Das Ergebnis war eine erzwungene Einstimmigkeit mit allen Tricks, die einer gewieften
Verfahrensleiterin zur Verfügung stehen. Ich habe diesen Teil der Geschichte analysiert und interpretiert[12]. Ein Untersuchungsausschuß wird –
denke ich – um eine gründliche Beachtung dieser Vorgänge nicht umhinkommen können.

3. Die Nachgeschichte …

… ist noch nicht abgeschlossen und ich kann auf diverse aktuelle Veröffentlichungen in den Medien verweisen, aber auch auf meinen Blog, der
diese Probleme immer wieder aufgreift.[13] Zur Nachgeschichte gehört aber auch, daß (angeblich) Behinderteneinrichtungen den Fonds
Heimkinder gespeist haben, obwohl dieser nicht für diese Gruppe vorgesehen war, und folgerichtig ist man dort auch nicht bereit, Zahlungen zu
leisten. Meine Anfrage an die Volmarsteiner Anstalten[14] blieb bis heute ohne Antwort. Auch deren ehemaligen Insassen wurde auf gleiche
Anfrage keine Antwort zuteil[15].

Nun also die Bitte nach einem Untersuchungsausschuß für die Opfer von Gewalt in Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und
Jugendpsychiatrie während der Jahre 1950 bis 1975. Hoffentlich kommt er und hoffentlich kann er freigehalten werden von allem Ränkespiel der
Einrichtungen, die ihn zu fürchten haben.

[1]http://www.bioskop-forum.de/publikationen/newsletter-behindertenpolitik.html

Der Antragstext: „Der Deutsche Bundestag möge einen Parlamentarischen Untersuchungsausschuss einrichten, der

Erstens: die Gewalt an Heimkindern in Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie während des Zeitraums 1950 bis
1975 untersucht.

Zweitens: die gesetzlichen Bestimmungen der 30jährigen Verjährung in den Fällen aufhebt, in denen Heimmitarbeiter gegen internationale
Vereinbarungen verstoßen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen haben.“

[2] http://www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar61106-
dbgbl.pdfhttp://www.behindertenbeauftragte.de/DE/Themen/Internationales/EU/EU_node.html

[3] Heute „Die Evangelische Stiftung Volmarstein“ http://www.esv.de/

[4] Siehe auch unten Punkt 3. Die Nachgeschichte

[5] http://dierkschaefer.wordpress.com/2014/02/09/das-durfte-aufsehen-
erregen/http://www.wdr5.de/sendungen/diesseitsvoneden/missbrauchirland100.html

[6] Ich habe in einer Anhörung bei der zweiten Sitzung des Runden Tisches alle Problembereiche behandelt und anschließend zu Protokoll gegeben
http://dierkschaefer.files.wordpress.com/2009/04/runder-tisch-bericht-ds.pdf , zudem habe ich Verfahrensvorschläge unterbreitet, die zu einem
angemessenen Ergebnis geführt hätten, wenn man denn gewollt hätte: http://dierkschaefer.files.wordpress.com/2009/04/verfahrensvorschlage-rt.pdf
, erneut aufgegriffen unter: http://dierkschaefer.wordpress.com/2010/08/27/losungsvorschlage-von-dr-wiegand/

[7] Ein Begriff, der am Runden Tisch nicht zugelassen war, doch der Tatsache, daß erzwungene Arbeit, über normale Mithilfe im Heimalltag
hinausging hatte auch die Vorsitzende als richtig anerkannt. Kompensationszahlungen für entgangene Rentenansprüche werden jedoch erst für
Zwangsarbeit ab dem 14. Lebensjahr gewährt, obwohl es auch nachgewiesenermaßen Kinderarbeit gegeben hat.

[8] Hans-Walter Schmuhl und Ulrike Winkler, Gewalt in der Körperbehindertenhilfe, Das Johanna-Helenen-Heim in Volmarstein von 1947 bis 1967
eine Besprechung unter: http://dierkschaefer.wordpress.com/2010/03/21/im-herzen-der-finsternis/

[9] http://www.veh-ev.eu/Der_Verein/Petition/Petition_des_Vereins_ehemaliger_Heimkinder.pdf

[10] Zitiert nach: http://dierkschaefer.files.wordpress.com/2009/04/runder-tisch-bericht-ds.pdf

[11] http://dierkschaefer.wordpress.com/2009/04/05/anhorung-runder-tisch-2-april-2009/
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[12] http://dierkschaefer.wordpress.com/2011/01/31/der-runde-tisch-heimkinder-und-der-erfolg-der-politikerin-dr-antje-vollmer/

[13] http://dierkschaefer.wordpress.com

[14] http://dierkschaefer.wordpress.com/2013/11/21/volmarsteiner-anstalten-und-ihr-finanzbeitrag/

[15] http://dierkschaefer.wordpress.com/2013/12/12/sobald-wir-konkretere-informationen-erhalten-melden-wir-uns-bei-ihnen/
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WICHTIG!

Am Mittwoch den 4. Juni um 12:30 Uhr wird vor dem BRANDENBURGER TOR – Pariser Platz – die Übergabe der Petition zur Forderung eines
Untersuchungsausschusses zur Gewalt an Heimkindern in Einrichtungen der Behindertenhilfe und der Kinder- und Jugendpsychiatrie in den Jahren
1945 bis 1975, im Beisein von Kamerateams des MDR, der ARD und des WDR 3 erfolgen.

Die Petition kann hier noch einmal nach gelesen werden:
http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/

Es wäre schön, wenn die Übergabe mit vielen EHEMALIGEN erfolgen könnte.

Heimkinderkonferenz am 14.06.2014 in Münster/Westf.
Tue, 03 Jun 2014 05:27:58, admin, [category: uncategorized, category: fonds-heimkinder, category: geschichte-der-heimerziehung, category:
haasenburg-gmbh, post_tag: heimkinderkonferenz, category: in-eigener-sache, category: psychiatrie, category: zwangsarbeit]

Die zeithistorische Aufarbeitung von staatlichen Verbrechen verläuft wellenförmig in mehreren Phasen mit initial langer Latenz des Beschweigens,
dann wird es in kürzer werdenden Abständen Thema in der Öffentlichkeit. So setzt sich letztlich eine historische Aufarbeitung und auch partielle
Entschädigung der Opfer durch. Beispiele: Genozid an den Hereros, NS-Zwangsarbeit, NS- Zwangssterilisation, Verbrechen der Wehrmacht,
aktuell die Entschädigung ehemaliger Ghetto- Bwohner (Ghetto-Rentengesetz ZRBG). Immer ist es das Zusammenwirken von Opferverbänden,
basispolitischen Kräften, engagierten Politikern, Historikern, sowie Medien und öffentlicher Meinung, das den Prozess vorantreibt.

Das Schweigen zum Thema „Ehemalige Heimkinder“ wurde erstmals in der Heimkinderbewegung Ende der 60er Jahre gebrochen, damals mit
schnellen Erfolgen im Rahmen der Aufbruchstimmung der 68er Bewegung.

2007 gab es zwei Anhörungen vor dem Petitionsausschuss des Bundestages, die Reihe der Veröffentlichungen in Presse und Fernsehen reißt
seitdem nicht ab. Ob es die Vorgänge um das Landesfürsorgeheim in Glückstadt in Schleswig-Holstein sind (lokale Presse und Die Zeit) oder die
Zwangsarbeit für große Firmen wie MIELE und HELLA in Ostwestfalen (Report Mainz) oder aktuell die Fernsehberichte zum St. Johannis-Stift in
Niedermarsberg, es spricht wenig dafür, dass sich die angestoßenen Auseinandersetzungen von selbst erledigen. Wie schon vorher in solchen
Geschichts-Aufarbeitungs-Debatten: Sie lassen sich nicht durch Schlussstrich-Rhetorik beenden und das Verdrängte kehrt immer wieder.

Die Archive der großen Heime und Fürsorgeerziehungsbehörden jener Jahre sind voll von noch nicht gesichteten Dokumenten. Die Initiative der
historischen Aufarbeitung ist nicht einzelnen Institutionen und Behörden im Sinne einer eigenen tendenziösen „Geschichtsaufarbeitung“ zu
überlassen. Es gilt jetzt, die Einzelbefunde zusammenzuführen, um einschätzen zu können, wie viel „System“ hinter den Einzelgeschichten und
Einzelfällen erkennbar werden kann. Noch ist es Zeit, die „Ehemaligen“ jener Jahre auf allen Seiten selbst zu Wort kommen zu lassen, ehemalige
Heimkinder ebenso wie Erzieherinnen und Erzieher, die die zuständigen Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter der Landesjugendämter und
kommunalen Jugendämter und ihre Verantwortlichen damals in Leitungspositionen sowie Verbandsvertreter.

Das Ergebnis der zwei Anhörungen im Petitionsausschuss des Bundestages war der Runde Tisch Heimerziehung (RTH), bezogen auf 700.000 bis
800.000 Kinder und Jugendliche, die im Rahmen der Fürsorgeerziehung (FE) und Freiwilligen Erziehungshilfe (FEH) in Heimen untergebracht
waren. Säuglinge, Kleinkinder, Kinder und Jugendliche in Behinderteneinrichtungen, die ebenfalls betroffen waren, wurden nicht berücksichtigt.
Für letztgenannte Betroffenengruppe gilt eine Besonderheit, die ein weiteres erschreckendes Licht auf die frühe Bundesrepublik wirft:
Eingangsvoraussetzung für die Einweisung in eine Behinderteneinrichtung ist eine psychiatrische Diagnose z.B. Geisteskrankheit, Schwachsinn,
Epilepsie). Vielfach waren es Kinder- und Jugendpsychiater, die in der NS-Zeit an Kinder- Euthanasieprogrammen direkt oder indirekt (z.B. als
Gutachter an Erbgesundheitsgerichten) mitgewirkt hatten, in der Besatzungszeit zu langen Freiheitsstrafen verurteilt wurden, dann entnazifiziert
wurden und wieder in leitende Position kamen, die Kinder und Jugendliche, die in FE oder FEH waren, als Schwachsinnig diagnostizierten und so
die bedingt durch die Kindereuthanasie leerstehenden großen Behinderteneinrichtungen „auffüllten“. Es waren Tausende.
Diese ehemaligen Heimkinder fordern jetzt zunehmend Gehör in der Öffentlichkeit und fordert eineangemessene Entschädigung für ihr
lebenslanges Leid.

In der Konferenz, durchgeführt von der Fraktion Die Linke im LWL und dem Verein ehemaliger Heimkinder e.V. (VEH e.V.) am 14. Juni in Münster,
wird das zentrale Thema sein, mit welchen konzertierten politischen Aktivitäten die jetzt, insbesondere über die nicht abreißende Medienaktivitäten,
hergestellte Öffentlichkeit genutzt werden kann, einen Schritt in diesem historischen Prozess weiter zu kommen.

Konferenzziel ist: In einer konzertierten Aktion zwischen VEH e.V., Medien und der Partei Die Linke, unterstützt von im Thema spezialisierten
Juristen, in der aktuellen Forschung aktiven Historikern und die Öffentlichkeit herstellenden Medienvertretern sollen folgende Forderungen formuliert
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werden und in ein politisches Programm mit konkreten Schritten zur Realisierung umgesetzt werden:

1. Anhörung im Bundestag

2. Erneuter Runder Tisch Heimerziehung, jetzt mit Beteiligung aller Betroffener

3. Rente analog dem Ghetto-Gesetz (ZRBG)

4. Beteiligung der Industrie an dem aufzulegenden Fonds

Tagungsverlauf
10:30 Uhr Einlass und Kaffeetrinken
11:00 Uhr Eröffnung und Begrüßung
11:15 Uhr Geschlossene Unterbringung - Kontinuität eines Unrechtsystems (Dr. Burkhard Wiebel)
11:45 Uhr Die Haasenburg - Wenn nichts geschieht (Torsten Krause, MDL Brandenburg, Fraktion DIE LINKE)
12:15 Uhr Der Bundestag und die ehemaligen Heimkinder (Heidrun Dittrich, eh. MDB Fraktion DIE LINKE im Bundestag)
12:30 Uhr Mittagspause

13: 15 Uhr Ehemalige Heimkinder - mit und ohne Behinderung - berichten über Zwangsarbeit in konkreten Firmen
14:15 Uhr Juristische Möglichkeiten zur Durchsetzung einer Entschädigung (Michael Witti)
14:45 Uhr Kaffeepause
15:15 Uhr Forderungskatalog des VEH e.V.
15:30 Uhr Podiumsdiskussion: Vorstand VEH e.V., Torsten Krause, Björn Ludes, Michael Witti, Heidrun Dittrich, Burkhard Wiebel (Moderation)
17:30 Uhr Zusammenfassung, Aktivitäten
18:00 Uhr Schlusswort

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme und hoffen auf eine interessante und zielgerichtete Konferenz!

Forderungskatalog des VEH e.V.
Tue, 03 Jun 2014 18:59:36, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung, category: fonds-
heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag: heimkinder, category: in-eigener-sache, post_tag: missbrauch, post_tag: misshandlungen,
post_tag: psychiatrie, post_tag: rentenersatzleistungen, post_tag: veh-e-v, post_tag: zwangsarbeit]

Als Sofortmaßnahmen fordern wir:

1. Ausweitung der sogenannten Rentenersatzleistungen auf Kinder, die vor Vollendung des 14. Lebensjahres Zwangsarbeit leisten mussten.

2. Zahlungen der uns gestohlenen und hinterzogenen Löhne nebst Zinsen.

3. Sofortige Einstellung der Zahlungen von Sachleistungen – die dafür bereitgestellte Summe ist dem ehemaligen Heimkind direkt und ohne
Vorlage von Kostenvoranschlägen, Quittungen und Belegen zu überweisen.

4. Die Sicherung dieser Zahlungen, so dass sie unpfändbar sind.

5. Die Verlängerung des Fonds Ehemalige Heimkinder über das Jahr 2014 hinaus.

6. Regelmäßige, großformatige Anzeigen in überregionalen Medien, so dass die Informationen über den Fonds wirklich alle ehemaligen
Heimkinder erreicht.

7. Die Einbeziehung von Ehemaligen mit Behinderung, von Psychiatrisierten, von Säuglingen und Kleinkindern in die Gruppe derer, die vom
Fonds partizipieren können.

8. Eine „verwaltungsschlankere“ Lösung für den Fonds, die tatsächlich nicht nur die Auszahlungen beträchtlich beschleunigen würde, sondern
auch sehr viel billiger wäre.

9. Konkrete Aussagen dazu, was mit unseren in Anlaufstellen und Lenkungsausschüssen gesammelten persönlichen Daten geschieht.

10. Regelmäßige Veröffentlichungen von Zahlen – Wie viele Menschen wurden beraten, wie viele haben Zahlungen in welcher Höhe erhalten –
sowie Veröffentlichungen über die Arbeit der Ompudspersonen.

11. Berücksichtigung ehemaliger Heimkinder beim Fonds Sexueller Kindesmissbrauch – auch dann, wenn Sie Gelder beim Fonds Ehemaliger
Heimkinder beantragt haben. Bekanntermaßen schließt das eine (Zwangsarbeit etc.) das andere (sexuelle Gewalt) nicht aus.
o
Darüber hinaus fordern wir:
o

12. Klärung über den Verbleib von Sozialabgaben und Waisenrenten.

13. Verzicht auf Verjährungseinrede bezüglich Schadensersatz und Lohnersatz.

14. Zahlbarmachungsvorschrift für ehemalige Heimkinder analog dem Ghettorentengesetz. Denn auch wir mussten Zwangsarbeit für



verschiedenste Industriebetriebe leisten – dasselbe gilt für landwirtschaftliche Betriebe.

15. Die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Klärung der höchst zweifelhaften Vorgänge und Methoden, mit denen ehemalige
Heimkinder am Runden Tisch Heimerziehung hintergangen wurden.

Als logische Konsequenz daraus fordern wir eine sachliche und ergebnisorientierte Auseinandersetzung - in Augenhöhe - mit den:

Industriebetrieben. Es ist hinlänglich bekannt und durch Zeugenaussagen und Gutachten belegt, dass Heimkinder umfangreich für noch heute
bestehende Industriebetriebe arbeiteten.

Landwirtschaftlichen Betrieben. Auch hier ist aus Gutachten bekannt, dass Heimkinder umfangreiche Schwerstarbeit unter inhumanen
Konditionen leisten mussten.

Krankenversicherungsträgern. In Gutachten festgehalten wird die Schädigung von bis zu 800.000 Opfern, mit erklecklichen Spätschäden. Die
GKV hat eine Regressobliegenheit, die hier im Milliardenbereich liegt.

 

Heimkinderkonferenz 14.06. in Münster/Westf.
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wir laden Sie herzlich ein zu unserer Heimkinderkonferenz

"Ehemalige Heimkinder - Gewalt und Zwangsarbeit - Wann kommt die Entschädigung?"

Termin:
14.6.2014
10:30 Uhr – ca. 18:00 Uhr
Veranstaltungsort:
Cafe "Die Weltbühne"
Kommunikationszentrum im ESG-Haus
Adresse:
Breul 43
48143 Münster

Gemeinsam wollen wir mit verschiedenen Fachleuten und den Linken im LWL diskutieren und beraten, wie eine Entschädigung der ehemaligen
Heimkinder durchgesetzt werden kann. In der Konferenz wird das zentrale Thema sein, mit welchen konzertierten politischen Aktivitäten die
nachstehenden Hauptforderungen durchgesetzt werden können:

Anhörung im Bundestag

eine Rente analog dem Ghetto-Renten-Gesetz (ZRBG)

die Beteiligung der Industrie an dem aufzulegenden Fonds.

Es wird darüber hinaus die Frage gestellt, inwieweit eine geschlossene Unterbringung von Kindern Gewalt erzeugt. Und es wird am aktuellen
Beispiel der geschlossenen Einrichtung der Haasenburg eine verfehlte - schwarze ? - Pädagogik dargestellt und deren Folgen für die Kinder und
Jugendlichen.

Veranstaltungsablauf:
10:30 Uhr Einlass und Kaffeetrinken
11:00 Uhr Eröffnung und Begrüßung
Grußwort von Ulla Jelpke MdB für die Fraktion DIE LINKE im Bundestag
11:15 Uhr Geschlossene Unterbringung - Kontinuität eines Unrechtsystems (Dr. Burkhard Wiebel)
11:45 Uhr Die Haasenburg - Wenn nichts geschieht (Torsten Krause, MdL Brandenburg)
12:15 Uhr Der Bundestag und die ehemaligen Heimkinder (Heidrun Dittrich, ehem. MdB)

12:30 Uhr Mittagspause

13:15 Uhr Ehemalige Heimkinder - mit und ohne Behinderung - berichten über Zwangsarbeit in konkreten Firmen
14:15 Uhr Juristische Möglichkeiten zur Durchsetzung einer Entschädigung (Michael Witti)

14:45 Uhr Kaffeepause

15:15 Uhr Forderungskatalog des VEH
15:30 Uhr Podiumsdiskussion: Vorstand VEH, Torsten Krause, Björn Ludes, Michael Witti, Heidrun Dittrich, Burkhard Wiebel (Moderation)



17:30 Uhr Zusammenfassung, Aktivitäten
18:00 Uhr Schlusswort

Wir freuen uns auf eine spannende Veranstaltung und auf möglichst viele BesucherInnen!

Prof. Dr. Manfred Kappeler: Anvertraut und ausgeliefert
Sun, 08 Jun 2014 17:20:29, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung, category: fonds-
heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, post_tag: geschichte, category: geschichte-der-heimerziehung, post_tag: haasenburg, category:
haasenburg-gmbh, post_tag: heimgeschichte, post_tag: heimkinder, post_tag: prof-dr-kappeler, post_tag: runder-tisch-heimerziehung]

Vortrag im Rahmen der Ethik-Vorlesung an der Hochschule Esslingen (Fakultät Soziale Ar​beit) am 27.5.2014

Statt Hilfe und Unterstützung erfuhren sie Unrecht und Leid – Kinder und Jugendliche in der Heimerziehung der Vierziger-Siebzigerjahre.

Zunächst eine Vorbemerkung zu den Grundlagen meines Vortrags:

Berufserfahrung als junger Sozialpädagoge in der Heimerziehung in den Jahren 1960 – 1968

Supervisor von pädagogischen Fachkräften in Heimen und sozialpädagogischen Wohngemeinschaften

Lehrtätigkeit in Ausbildungs- und Studiengängen (Fachschulen, Fachhochschulen, Universitäten)

Beteiligung an der Kritik der Heimerziehung Ende der Sechzigerjahre (Heimkam​pagne) und an der Entwicklung von Alternativen

Wissenschaftliche und publizistische Arbeiten zur Heimerziehung (1. Veröffentli​chung 1964 in der Fachzeitschrift „Unsere Jugend“ – jüngste
Veröffentlichung in der Zeitschrift „Widersprüche“ im März 2014 und in der TAZ vom 3.3.2014)

Sachverständiger im Petitionsausschuss und im Familienausschuss des Bundestages

Mitglied im Fachbeirat des AFET (Bundesarbeitsgemeinschaft für erzieherische Hil​fen) 2004 – 2012

Mitglied im Fachbeirat der Berliner Anlauf- und Beratungsstelle für ehemalige Heimkinder (West und Ost)

Moderation der Berliner Gruppe ehemaliger Heimkinder bis Juli 2012

Unterstützung der Initiative ehemaliger Heimkinder für ihre Rehabilitation und Entschädigung seit 2005.

Mit der Gründung der Bundesrepublik im Jahr 1949 wurde auch die Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe und Jugendpflege (AGJJ – heute AGJ)
als Dachverband der Jugendhilfe gegründet. Gründungsmitglieder waren alle großen öffentlichen und freien Träger der Jugendhilfe. In der von Franz
Josef Strauß, dem damaligen Leiter des Referats Jugendhilfe im Bayrischen Innenministerium, unterschriebenen Gründungsurkunde heißt es:
„Durch die Arbeitsgemeinschaft soll die Tätigkeit der Behörden, der Verbände und Vereinigungen zusammengefasst und für die Jugendwohlfahrt
fruchtbar gemacht werden. Es sollen damit alle Kräfte, die in echter Verantwortung dem Wohl und der Förderung unserer Jugend dienen, nach den
Grundrechten, die im Grundgesetz der Bundesrepublik verankert sind, sich in wirksamer Weise für dieses Ziel frei entfalten können“. Aber trotz der
Bindung an das GG und obwohl der Schutz der Menschenwürde und der Persönlichkeitsrechte durch die Grundrechte in der Verfassung seit der
Gründung der Bundesrepublik Deutschland ohne Einschränkungen auch für die Säuglinge, Kleinkinder, Schulkinder und Jugendlichen galt die in
Heimen leben mussten. Für den Schutz diese Kinder und Jugendlichen, die die Fürsorge und Geborgenheit einer Familie entbehren mussten, hatte
der Staat eine besondere Verpflichtung: das staatliche Wächteramt nach Art. 6 GG, dessen Ausübung die wichtigste Aufgabe der Kinder- und
Jugendhilfe hätte sein müssen. Dennoch wurden sie in den Heimen der Jugendhilfe (damals Jugendfürsorge) wie bis 1945 weiterhin zu
Ausgelieferten, die keine Chance hatten, sich gegen die ihnen zugefügte Erniedrigung, Unterdrückung und Ausbeutung zu wehren. Es gab keine
Instanz, kei​ne Person die ihnen zugehört oder gar geglaubt hätte.

Nicht erst aus dem historischen Abstand von heute aus gesehen ist klar, dass die Jugendhilfe ihre Verpflichtung und Selbstverpflichtung auf die
Grundrechte der Verfassung, auf Menschenwürde und Menschenrechte, wie sie in dem Gründungsdokument der AGJJ aus dem Jahr 1949
formuliert wurde, in der Alltagspraxis der Heimerziehung während der ersten drei Jahrzehnte der Bundesrepublik nicht eingelöst hat.

Die mit den zentralen Grundlagen eines demokratischen und sozialen Rechtsstaates in krassem Widerspruch stehenden Zustände in der
Heimerziehung waren der Fachöffentlichkeit und der Kinder- und Jugendpolitik zu jedem Zeitpunkt der bundesdeutschen Nachkriegsgeschichte
bekannt. Es gab auch zu jedem Zeitpunkt einzelne Einrichtungen und Modellprojekte, die zeigen konnten, dass eine die Würde und die Rechte von
Kindern/Jugendlichen achtende, ihre individuelle Entwicklung fördernde Erziehungspraxis in Heimen möglich war. Aber die unselige „Tradition“ der
Fürsorgeerziehung als Zwangserziehung, die durch die NS-Jugendfürsorge noch eine Zuspitzung erfahren hatte, weltanschaulich-ideologische
Barrieren und fehlender politischer Wille verhinderten über dreißig Jahre die flächendeckende Umsetzung von Alternativen und führten dazu, dass
ca. 800 000 Mädchen und Jungen, ein erheblicher Teil von ihnen auch in Baden-Württemberg, in Heimen leben mussten, die zum Typus der Totalen
Institutionen (Goffman 1967) gehörten.



Erziehungsheime für Jugendliche
Lange bevor diese soziologische Kategorie für auf Zwang beruhende und ihre „Regeln“ mit Gewalt gegen die in ihr „untergebrachten“ Menschen
durchsetzende Systeme entwickelt wurde und zu einem festen Begriff in den Gesellschaftswissenschaften werden konnte, hatten Kritiker der
Heimerziehung im Nachkriegsdeutschland genau beschrie​ben, was eine Totale Institution ist und was sie den ihr Ausgelieferten antut.

Elisabeth Bamberger, die in den ersten Jahren nach Krieg und Faschismus das Jugendamt in München leitete, forderte schon 1948 die
Abschaffung der Fürsorgeerziehung und die Streichung des unbestimmten Rechtsbegriffs Verwahrlosung aus dem Jugendwohlfahrtsgesetz (JWG).
Die Praxis der Fürsorgeerziehung hielt sie für pädagogisch kontraproduktiv und politisch mit einer demokratischen Gesellschaftsordnung nicht
vereinbar. Sie kritisierte auch die bürokratische „seelenlose Aktenführung“ und Berichterstattung über Kinder, Jugendliche und ihre Familien in
Jugendämtern und Heimen.. In dem Standardwerk „Handbuch der Heimerziehung“ wurde 1955 der „Zwangscharakter“ der Fürsorgeerziehung
scharf kritisiert: „Sie erfordert eine rationale Durchgestaltung der Erziehung. Die Methode herrscht. Die Ordnung des Zusammenlebens erstrebt die
erhöhte Brauchbarkeit des Zöglings. Das Erzieher-Zöglings-Verhältnis ist autoritär. Lehrer, Meister und Erzieher fordern als Vertreter objektiver
Ansprüche Gehorsam. Deshalb gilt die gehorsame Unterordnung unter den Anspruch der Ordnung als Erziehungserfolg. Die menschliche Zuord‐
nung dient den Ordnungs-, Lehr- und Arbeitsansprüchen. Unerbittlich hart werden Ordnungs- und Arbeitsgewöhnung organisiert. Die Dressur
überwiegt das Bedürfnis, Einsicht zu wecken. Die Entschlossenheit der Macht, die das Ordnungssystem schützt, lässt überall den Strafcharakter
noch durchschimmern. Die eindeutige Ausrichtung auf ein arbeitshartes Leben macht die Anstalt klar, einfach und durchsichtig. Der Apparat
garantiert die Ordnung, die Leitung ordnet die Arbeit an, überwacht sie und bricht den Widerstand mit Gewalt. Drill, blinder Gehorsam und die
Entpersönlichung des Verkehrs werden auf die Spitze getrieben. Der Anstaltsapparat mit seinem pädagogisch unvorgebildeten Aufseherstab bildet
den äußeren Rahmen des versachlichten Lebens. Es wird unentwegt gearbeitet, um die Kraft der anderen Triebe zu schwächen. Die Arbeit richtet
sich gegen körperliche Verweichlichung. Schwere körperliche Arbeit wird bevorzugt. Die Ausbildung in spezialisierter Arbeit von Lehr- und
Anlernberufen wird als seltene Vergünstigung und als Arbeitsantrieb benutzt.“

Entgegen der Forderung der ehemaligen Heimkinder am Runden Tisch Heimerziehung (RTH) wurde diese „Arbeit“ von der Mehrheit der
Institutionenvertreter am RTH nicht als nach dem Grundgesetz verbotene Zwangsarbeit anerkannt, obwohl die im Abschlussbericht des Gremiums
dargestellten Fakten und alle bekannten Forschungsergebnisse die Bewertung als Zwangsarbeit rechtfertigen würden.. Diese Nichtanerkennung ist
einer der Gründe für die Verweigerung einer angemessenen finanziellen Entschädigung und eine der Hauptursachen für die große Unzufriedenheit
vieler ehemaliger Heimkinder mit den „Empfehlungen“ des RTH, die auf der Basis des Bundestagsbeschlusses vom Juli 2011 gegenwärtig durch
den Fonds Heimerziehung und die Anlauf- und Beratungsstellen der Bundesländer umgesetzt werden.

Der Reformpädagoge und Mitbegründer der Gilde Soziale Arbeit Professor Hanns Eyferth charakterisierte schon 1950 die Verhältnisse in den
Erziehungsheimen für Jugendliche folgendermaßen: „Sie richten sich auf eine Erziehung des durch Gehorsam erzwungenen vorschriftsmäßigen
Verhaltens. Hier wirken sowohl ältere traditionelle Erziehungsauffassungen von der selbstverständlichen Gehorsamspflicht, wie konfessionelle
Vorstellungen und schließlich militärische Vorbilder. Dabei haben wir aber nicht Aufseher, sondern Er​zieher vor uns“.

1970 veröffentlichte der in Sachen Erziehung renommierte Klett-Verlag (Stuttgart) eine empirische Studie zu drei Fürsorgeerziehungsheimen für
männliche Jugendliche in Baden-Württemberg: einem staatlichen, einem katholischen und einem evangelischen. Die Befunde seiner Untersuchung,
so der Autor Herrman Wenzel, seien lediglich eine Bestätigung seit langem bekannter Tatbestände. Je mehr Untersuchungen gleiche Missstände
und Mängel aufzeigten, desto gültiger und dringender werde das Postulat, in der Erziehungshilfe neue Wege zu gehen. Der Misserfolg der
Heimerziehung liege weitgehend im Versagen der Heime und Behörden begründet, das nicht mit fehlenden finanziellen Mitteln in den öffentlichen
Haushalten entschuldigt werden könne. Wenzel zitiert die scharfe Kritik einer Delegation der britischen Regierung an der Praxis der Heimerziehung
in Deutschland aus dem Jahre 1947 und vergleicht diese Kritik mit seinen Untersuchungsergebnissen. Sein Resümee: „Inzwischen sind mehr als
zwei Jahrzehnte verflossen; die Kritik der britischen Delegation hat aber nichts an ihrer Aktualität eingebüßt“.

1971 führte Professor Klaus Mollenhauer, einer der bedeutendsten Sozialpädagogen der „alten“ Bundesrepublik, eine empirische Untersuchung in
sechs Erziehungsheimen durch. Ich zitiere das Ergebnis dieser Studie: „Eine Erziehung, die an den spezifischen Erziehungsbedürfnissen der
Kinder und Jugendlichen orientiert wäre, konnte in keinem der untersuchten Heime beobachtet werden. Die ermittelten Zielvorstellungen und die be‐
obachteten ihnen zugeordneten Methoden sind zugeschnitten auf abstrakte Normen, Ein​stellungs- und Verhaltensmuster, ohne dass deren Gültigkeit
problematisiert würde, we​der generell, noch in Bezug auf die Population auf die sie gemünzt sind.

In diesem institutionellen und personellen Organisationszusammenhang werden die Kinder und Jugendlichen als Störfaktoren definiert. Wenn
Anpassung an die Erfordernisse der Organisation somit de facto als der Erziehungszweck des Heimes ausgemacht werden kann, so entspricht
dem, dass eine im eigentlichen Sinne pädagogische Konzeption ent​weder gar nicht oder nur in unzulänglichen Ansätzen vorhanden ist“.

Kinderheime
Die Situation in den Heimen für schulpflichtige Kinder beschreibt Prof. Hanns Eyferth 1950 in seinem Buch „Gefährdete Jugend“: In diesen Heimen
müssen die Kinder die ganze Hausreinigung, die grobe Küchenarbeit, das Holzhauen, die Botengänge und den größten Teil der Arbeit in den
Gärten und in der heimeigenen Landwirtschaft bewältigen. Durch die Arbeit der Kinder wurden Personalkosten eingespart. Die Kinderarbeit
beurteilte Eyferth als eine Gefährdung ihrer schulischen Bildung. Sie ließ den Kindern auch keine Zeit für selbstbestimmtes Spielen, dessen große
Bedeutung für die emotionale und intellektuelle Entwicklung von Kindern auch schon 1950 zu den gesicherten Erkenntnissen der
Entwicklungspsychologie und der Erziehungswissenschaft gehörte.

Es kann heute nicht mehr bestritten werden, dass die Kinder mit der ihnen abgezwungenen Arbeit die Binnenstrukturen der Heime aufrechterhalten
mussten, in die sie durch die Jugendämter eingewiesen wurden. Staatliche und kirchliche Träger der Jugendhilfe betrieben also in großem Umfang
verbotene Kinderarbeit. Diese gesetzwidrige Ausbeutung der Kinder ist eine der Hauptursachen für die den Heimkindern vorenthaltene schulische



und berufliche Bildung. Ein erheblicher Teil von ihnen wurde ohne Volksschul- bzw. Hauptschulabschluss aus der Heimerziehung entlassen. Nach
einer Untersuchung des Heimreformers Martin Bonhoeffer besuchten 1973 nur 1% der in Heimen lebenden Kinder und Jugendlichen eine
weiterführende Schule. Dass sehr viele ehemalige Heimkinder heute in Altersarmut leben müssen und auf Grundsicherung bzw. ALG II angewiesen
sind, ist darauf zurückzuführen. Wie die Zwangsarbeit von Jugendlichen ist auch die verbotene Kinderarbeit einer der Gründe für die Forderung der
ehemaligen Heimkinder am RTH nach einer finanziellen Entschädigung in Höhe von anrechnungsfreien 300 Euro mtl. gewesen, die bekanntlich von
der Mehrheit der Institutionenvertreter am RTH (Bund, Län​der, Kirchen) abgelehnt wurde.

Die einzige finanzielle Leistung aus dem Fonds Heimerziehung mit Bezug auf die während der Unterbringung in Heimen geleisteten Arbeit, ist die
sog. Rentenersatz- bzw. Rentenausgleichszahlung in Höhe von 300 Euro für jeden Monat, für den vom Heimträger keine Beiträge an die
Rentenversicherung abgeführt wurden. Das gilt aber nur für Jugendliche ab dem 14. Geburtstag, die nicht mehr dem Verbot der Kinderarbeit unter‐
lagen. Für die den Kindern abgezwungene Arbeit gibt es keinen Cent. Ein Beispiel: In ei​ner großen diakonischen Einrichtung mussten die Kinder ab
dem 10. Lebensjahr, nach dem Besuch der Heimschule am Vormittag, nachmittags an jedem Werktag vier Stunden in der Landwirtschaft der
Anstalt arbeiten. Die selbe Arbeit mussten sie auch nach dem 14. Geburtstag als Jugendliche verrichten. Ein mir bekannter Ehemaliger, der mit
siebzehn aus dieser Anstalt entlassen wurde, kann für die drei Jahre, die er als Jugendlicher in diesem Heim zur Arbeit gezwungen wurde, Geld aus
dem Fonds bekommen. Für die vier Jahre verbotener Kinderarbeit in diesem Heim bekommt er nichts. Ein anderer Ehemaliger, der schon als
Sechsjähriger in der heimeigenen Landwirtschaft eines kirchlichen Heimes arbeiten musste, dann als Vierzehnjähriger in eine Handwerkslehre „mit
Kost und Logis“ entlassen wurde, bekommt für die acht Jahre verbotener Kinderarbeit keinen Cent aus dem Fonds. Obwohl er ein begabtes Kind
war, durfte er nur die „Hilfsschule“ besuchen, aber auch nur dann, wenn es die jahreszeitlich schwankenden „Bedürfnisse“ der Landwirtschaft des
Heimes zuließen.

Diese vollständige Nichtanerkennung der erzwungenen Kinderarbeit in den Heimen durch den RTH, den Bundestag und die Bund-Länder-Kirchen-
Vereinbarung zur Errichtung des Fonds Heimerziehung hat neues schweres Unrecht gegenüber ehemaligen Heimkindern geschaffen, das eine
Quelle großer Enttäuschung und Unzufriedenheit ist.

Die Entschädigungsfrage
In den 40er bis 70er Jahren haben Hunderttausende Kinder und Jugendliche durch die ih​nen in den Heimen der Jugendhilfe der damaligen
Bundesrepublik abgezwungene Arbeit in der Haus- und Landwirtschaft der Heime selbst, in Eigenbetrieben der Heimträger und als an Fremdfirmen
Ausgeliehene mehrstellige Milliardenbeträge erwirtschaftet. Mit die​sem Geld wurden Jahr für Jahr die Budgets der Jugendhilfe entlastet und damit
zuletzt der Steuerzahler. Der RTH hätte diesen Sachverhalt mit einer wirtschaftswisssenschaftli​chen Expertise aufklären können und damit eine
Grundlage für eine politisch zu vertre​tene und der Öffentlichkeit zu vermittelnde angemessene finanzielle Entschädigung ehe​maliger Heimkinder
bekommen. Aber obwohl von den ehemaligen Heimkindern am RTH die Anerkennung der verbotenen Kinderarbeit und der Zwangsarbeit von
Jugendlichen vom ersten bis zum letzten Tag der Arbeit des RTH eingefordert wurde, obwohl die wirt​schaftliche Bedeutung dieser Arbeit von ihnen
immer wieder betont wurde und obwohl sie den direkten Zusammenhang zwischen der erzwungenen Arbeit und der ihnen vorent​haltenen Bildung
immer wieder dargelegt haben, wurde diese Expertise von der Leitung des RTH nicht in Auftrag gegeben und dem Bundestag empfohlen, die
diesbezüglichen Forderungen der ehemaligen Heimkinder zurückzuweisen. Der Versuch von mir und ande​ren Sachverständigen, in der die
Plenumsentscheidung vorbereitenden Sitzung des Fami​lienausschusses diese folgenreiche Fehlentscheidung zu korrigieren, scheiterte an der
Weigerung der Mehrheit der Abgeordneten des Bundestages, die „Empfehlungen“ des RTH noch einmal daraufhin zu überprüfen, ob sie, wie es
den ehemaligen Heimkindern am Beginn dieses Prozesses in Aussicht gestellt worden ist, wirklich einen angemessenen Beitrag zu ihrer
Rehabilitation und Entschädigung leisten und für den sozialen Frieden in dieser Gesellschaft förderlich sind.

Säuglings- und Kleinkinderheime
Obwohl für viele ehemalige Heimkinder ihre sog. Heimkarriere (ein schreckliches und zynisches Wort, weil mit Karriere eigentlich eine individuelle
Erfolgsgeschichte gemeint ist) in den Säuglings- und Kleinkinderheimen begann, spielten diese Heime in der „Aufarbeitung“ am RTH und in der
öffentlichen Debatte kaum eine Rolle. Das liegt unter anderem daran, dass die Erfahrungen der ersten drei bis vier Lebensjahre bei den meisten
Menschen im Gedächtnis nicht gespeichert werden. In den autobiografischen Berichten ehemaliger Heimkinder die von Geburt an in Heimen leben
mussten, finden sich daher kaum Hinweise auf die Praxis der Pflege und Erziehung von Säuglingen und Kleinkindern in diesen Heimen. Allerdings
sind die Auswirkungen der sog. Massenpflege international schon seit den Dreißigerjahren und in der Bundesrepublik verstärkt in den Fünfzigerjah‐
ren umfassend erforscht worden und unter dem Stichwort Hospitalismusschäden nicht nur unter Fachleuten seither bekannt.

In der internationalen Fachliteratur werden seit langem die depravierenden Langzeitfolgen der bis in die Siebzigerjahre üblichen Massenpflege in
Säuglings-mund Kleinkinderheimen genau beschrieben. Ihre Bedeutung für die Entstehung von Posttraumatischen Belastungsstörungen (PTBS) ist
durch die Psychotraumatologie belegt. Die Forschungsergebnisse zum Deprivationssyndrom zeigen, dass Heim- bzw. Klinikaufenthalte von Säug‐
lingen schon nach einer Dauer von wenigen Monaten schwere Traumatisierungen mit le​benslangen Folgen bewirken können.

Der AGJJ-Fachausschuss Erziehung im frühen Kindesalter befasste sich 1956 mit der Situation von Säuglingen und Kleinkindern in Heimen. In
seinem Bericht werden die Bedingungen der Massenpflege - „Der ganze Umfang des Mangels von dem das Heimkind betroffen wird“ – detailliert
beschrieben. Auch die Auswirkungen dieser Mangelsituation auf die kleinen Kinder werden klar und eindringlich dargestellt: „Kinder aus solchen
Heimen bleiben in ihrer körperlichen und geistigen Entwicklung weit zurück, sodass sie nicht selten wie Schwachsinnige wirken. (...) Nicht nur in der
äußeren Entwicklung nimmt es (das kleine Kind, M.K.) Schaden, es entbehrt entscheidende, die Person des Menschen prägende Erfahrungen. Die
Auswirkungen dieser menschlichen Verkümmerung, zum Beispiel Kontaktmangel, Misstrauen, vermindertes Selbstbewusstsein, Abwehrreaktion,
reichen tief und weit in das spätere Leben hinein. Wir wissen heute, dass die Gesamthaltung zum Leben von diesen ersten Erfahrungen abhängt“.
Der Ausschuss kam zu dem Fazit: „Aus solchen Erkenntnissen ergibt sich zwingend, dass das Problem der Heimerziehung der Säuglinge und
kleinen Kinder neu gesehen werden muss und nach neuartigen, besseren Lösungen verlangt“. Der Ausschuss forderte die Ersetzung der Säuglings-
und Kleinkinderheime durch Kleinstheime, Mutter-Kind-Einrichtungen, Ausbau des Pflegekinderwesens, einen Personalschlüssel von zwei
ausgebildeten Fachkräften für fünf Kinder und eine weitreichende Reform der Erzieherausbildung. Allen Mitgliedsverbänden der AGJJ, unter ihnen
alle großen freien und öffentlichen Träger der Heimerziehung und der Bundesregierung wurden die Ergebnisse der Arbeit dieses AGJJ-Auschusses
zugeleitet. In den AGJJ-Akten findet sich keine einzige Reaktion der Heimträger und der zuständigen Ministerien des Bundes der Länder und der
Landesjugendämter auf diesen erschütternden Bericht. Die Forderungen wurden insgesamt ignoriert. Auch vom Land Baden-Württemberg und den
kirchlichen Wohlfahrtsverbänden, die in staatlichem Aftrag mehr als 70% der Heime betrieben , kam keine Reaktion.



1958 veröffentlichte die Kinder- und Jugendpsychiaterin Annemarie Dührssen ihre aufsehenerregende empirische Studie Heimkinder und
Pflegekinder in ihrer Entwicklung. Die Ergebnisse ihrer Untersuchung bestätigten die Erkenntnisse des AGJJ-Ausschusses, waren allerdings
bezogen auf die traumatisierenden Folgen der Massenpflege in den Säuglings- und Kleinkinderheimen noch genauer und weitreichender. Die
Autorin kam zu folgendem Resümee: „Halten wir uns all die schlimmen Dinge vor Augen, dann wird uns deutlich, dass nur ein großzügig angelegtes
Doppelprogramm wirklich Abhilfe schaffen kann, bei dem die Vermehrung des Personalbestandes unbedingt mit sorgfältiger fachlicher Ausbildung
der notwendigen Hilfskräfte Hand in Hand geht. Dazu müssten umfangreiche wirtschaftliche Mittel zur Verfügung gestellt werden, was aber nicht
geschehen wird. (...) Womit wir unbedingt aufhören müssen, das ist die Beschwichtigung unseres Verantwortungsgefühls mit der Vorstellung, dass
die Schäden, die bei der bisherigen Form entstehen, nicht so schlimm seien, dass sie sich auswachsen oder dass sie letzten Endes konsti‐
tutionsbedingt seien.“ Dührssen kritisierte, dass sich die Verantwortlichen für die Misere der Säuglings- und Kleinkinderheime um ihr Versagen zu
verschleiern „mit Hilfe von nebelhaften Vorstellungen über wissenschaftliche Einsichten“ hinwegsetzten, „die mindestens seit einem halben
Jahrhundert zum Kenntnisstand der Medizin, der Psychologie und der Reformpädagogik gehören“. Während meiner 1959 begonnenen
sozialpädagogischen Ausbildung war dieses Buch für mich ein Schlüsseltext, der wesentlich zu meiner Sensibilisierung für die unhaltbaren
Zustände in der Heimerziehung und zu meinem Entschluss, nach der Ausbildung selbst in die Heimerziehung zu gehen und an der Veränderung
dieser Verhältnisse zu arbeiten, beigetragen hat. Leider traf die Voraussage von Annemarie Dührssen zu: die notwendigen Mittel wurden nicht zur
Verfügung gestellt; die menschenunwürdige und das zukünftige Leben von Säuglingen und kleinen Kindern zerstörende Praxis der Massenpflege
wurde, in vollem Bewusstsein der Folgen, nicht abgeschafft.

Auf dem zweiten Deutschen Jugendhilfetag im Jahr 1966 befasste sich eine Arbeitsgruppe unter der Leitung des Münchener Sozialpädagogen
Andreas Mehringer mit dem „Erziehungsheim als Bildungsträger“. In ihrem Bericht beklagen die Mitglieder der AG, dass die Heimerziehung
bezogen auf Säuglinge und kleine Kinder nach wie vor versage: „Der immer noch blühende Säuglingshospitalismus ist eine der stärksten Wurzeln
für Erfolgslosigkeit im Bildungsbemühen der Heimerziehung“. Und es sollte noch einmal ein gutes Jahrzehnt dauern, bis Ende der Siebzigerjahre
diese Heime endlich abgeschafft wurden.

Bei Tausenden Kindern wurden die durch die Heimerziehung hergestellten Hospitalismusschäden umgemünzt in Scheindiagnosen von erblich
bedingtem Schwachsinn, Lernbehinderungen, Schwererziehbarkeit etc. Die Kinder wurden zwischen Heimen der Jugendhilfe, der Psychiatrie und
Einrichtungen für behinderte Kinder hin und her geschoben und viele von ihnen wurden als „bildungsunfähig“ etikettiert. Diese Stigmatisierung haftet
ihnen ein ganzes Leben an. Diese „Zusammenarbeit“ zwischen Jugendhilfe und Psychiatrie und ihre schlimmen Folgen für die von ihr betroffenen
Kinder und Jugendlichen, einschließlich des Schicksals der in Heimen der sog. Behindertenhilfe untergebrachten, wurde vom RTH nicht aufgeklärt.
Für die ehemaligen Heimkinder, die in Heimen der „Behindertenhilfe“ leben mussten sah sich das Gremium nicht zuständig und zum Verhältnis von
Psychiatrie und Jugendhilfe hätten ihm, so heißt es im Abschlussbericht des RTH, keine Forschungsergebnisse zur Verfügung gestanden. Diese
Praxis war aber allen Fach​kräften und Verantwortlichn der Kinder- und Jugendhilfe jener Jahre bekannt.

Die Wege ins Heim
Kinder und Jugendliche wurden nicht erst hinter den Türen der Heime zu entrechteten Opfern von demütigender Willkür und Gewalt. Solche
Erfahrungen mussten sie schon während der ganzen Prozedur machen, an deren Ende die „Unterbringung“ stand. Darum ist die Frage, wie die
Kinder und Jugendlichen in die Heime kamen, von ebenso großer Bedeutung wie die Frage nach den Lebensbedingungen und der
Erziehungspraxis inden Heimen. Beides gehört zusammen, wenn es um eine realistische Beurteilung der Heimer​ziehung der Vierziger- bis
Siebzigerjahre geht.

Auf mannigfachen Wegen wurde die Aufmerksamkeit des örtlichen Jugendamtes auf Familien, Kinder und Jugendliche gerichtet. Die soziale
Kontrolle bezogen auf die Einhaltung der von der Mittelschicht geprägten normativen Erwartungen der Gesellschaft, war in der Bundesrepublik bis in
die Siebzigerjahre in Abwehr der kulturellen Liberalisierungstendenzen in der Gesellschaft sehr dicht. Vor allem in ländlichem und kleinstädtischem
und stark religiös bestimmtem Milieu wie in Bayern, war diese moralisch engherzige und bigotte Kontrolle unmittelbar wirksam. Nachbarn,
LehrerInnen, Kirchengemeinden, Lehrherren gaben Hinweise oder es handelte sich um Kinder/Jugendliche aus im Gemeinwesen bekannten
sogenannten Problemfamilien.

Eine immer von Heimerziehung bedrohte große Gruppe waren unehelich geborene Kinder, die besonders in religiös bestimmten Milieus von
vornherein als „Kinder der Sünde“ von „gefallenen Mädchen und Frauen“ diskriminiert wurden. Diese Kinder standen als „Amtsmündel“ von Geburt
an unter der Aufsicht des Jugendamtes und des Vormundschaftsgerichtes. Dieser Automatismus wurde erst um 1970 durch eine Verbesserung der
Rechtsstellung der „unehelichen Mutter“ gemildert. Sehr viele dieser Kinder wurden unmittelbar nach ihrer Geburt von ihren Müttern getrennt und in
Säuglings- und Kleinkinderheime gebracht, in denen ihr Anteil immer zwischen 70% bis 80% schwankte. In den Heimen für Schulkinder und
Jugendliche stellten sie immer eine große Gruppe. Ihr Schicksal in den zu 70% von den Kirchen bzw. ihren Orden und Wohlfahrtsverbänden be‐
triebenen Heimen, in denen als ErzieherInnen Nonnen, Ordensbrüder, Diakonissen und Diakone arbeiteten, die zum großen Teil keine
Fachausbildung hatten, war besonders bedrückend, da sie zusätzlich noch unter der nie endenden Diskriminierung als „Hurenkinder“ und „Kinder
der Sünde“ leiden mussten und ihre Mütter, von denen sie strikt ferngehalten wurden, von den religiösen ErzieherInnen als „unkeusche Flittchen“
deren sündiges Erbe sie in sich trügen, verteufelt wurden. Diese Kinder waren der Willkür der Jugendämter, die leider durch die
Vormundschaftsgerichte nicht gestoppt und kontrolliert wurden, schutzlos ausgeliefert und wurden in die Heime regelrecht „entsorgt“, wo sie ein
besonderes Schattendasein führten. Sie hatten i.d.R. überhaupt keinen Anschluss an eine Herkunftsfamilie, wussten oft nichts über ihre Herkunft,
und konnten sich auf Grund ihrer kompletten Heimsozialisation gegen die Willkür des Heimpersonals noch weniger wehren als andere Kinder und
Jugendliche. 1976 sorgte ein Untersuchungsbericht über „Vergessene Heimkinder“ für einen bundesweit diskutierten Skandal. Im Jugendamt einer
norddeutschen Provinzstadt wurde bei einer Aktenrevision entdeckt, dass 131 Ju​gendliche bereits 10 bis 15 Jahre in Heimen lebten, ohne dass seit
der Heimeinweisung jemals überprüft worden war, ob die Gründe für die damalige Entscheidung noch bestanden. Bei einigen Jugendlichen fanden
sich in den Akten keine Hinweise darauf, in wie vielen und welchen Heimen sie schon gewesen waren, bei anderen konnte nicht ermittelt werden
seit wann sie im Heim lebten und bei 39 Kindern fanden sich keine Angaben über die Gründe für die Heimunterbringung. Bei 81 Jugendlichen
fanden sich keine Entwicklungsberichte. Von all diesen „Versäumnissen“ waren überproportional die Jugendlichen betroffen, die als „Amtsmündel“
unter Amtsvormundschaft des Jugendamtes standen und für die die Vormundschaftsgerichte die letzte Verantwortung trugen. In der Folge dieses
Skandals wurden in weiteren Jugendämtern der Republik ebenfalls „Vergessene Heimkinder“ entdeckt, so dass diese Bezeichnung für einige Zeit
zu einem in der Jugend​hilfe geläufigen Begriff wurde.

Das wichtigste juristische Instrument bei den Entscheidungen der Jugendämter und Vormundschaftsgerichte über Heimeinweisungen von Kindern
und Jugendlichen, ja sogar von Säuglingen, war die Anwendung der unbestimmten Rechtsbegriffe Verwahrlosung und drohende Verwahrlosung,
(und wenn es um die Anordnung von Fürsorgeerziehung /FE ging oft in Verbindung mit Gefahr im Verzuge), die in § 63 des



Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes (RJWG) bzw. ab 1962 in § 64 JWG geregelt waren. Elisabeth Bamberger hatte die Tilgung der
Verwahrlosungsparagrafen aus dem RJWG gefordert, weil sie in der Praxis der Jugendämter und Gerichte völlig unkontrolliert mit den subjektiven
Vorstellungen von Moral, Sitte und Anstand der ihn handhabenden Beamten und Richter aufgeladen wurden, die ihrerseits weitgehend vom
„gesunden Volksempfinden“ und ihrer eigenen Mittelschichtsozialisation geprägt waren. In einer Veröffentlichung des Evangelischen
Reichserziehungsverbandes (EREV) schrieb 1958 ein Psychologe: „Man versteht unter Verwahrlosung, ganz allgemein gesagt, eine Summe von
Verhaltensweisen eines Menschen, die aus dem Rahmen des sozial Üblichen herausfallen. Verwahrloste Kinder und Jugendliche zeigen in ihrem
Verhalten auffällige Erscheinungen, die zwar in sich oft widersprüchlich sein können und individuell unterschiedliche Stärkegrade haben können, die
aber doch so viel Gemeinsames aufweisen, dass der Sammelbegriff ‚Verwahrlosung’ durchaus gerechtfertigt erscheint (...). So sind Verwahrloste
zunächst einmal in jedem Fall unfähig, sich in die Gemeinschaft einzugliedern, sich den sozialen Ordnungen und Verbindlichkeiten zu fügen und
verantwortlich zu handeln. Sie erscheinen ohne Pflichtbewusstsein, sie sind egozentrisch und unberechenbar, launisch, undiszipliniert und Ge‐
mütsregungen sind, mindestens nach außen hin, selten ersichtlich. Ihr Mangel an Halt, an Willen, an Leistungsbereitschaft, an echter Kontaktfähigkeit
kennzeichnet sie in ihrem Verhalten zur Umwelt. Sie haben einen Hang zum Stehlen, Lügen, Betrügen und zu sexuellen Fehlhaltungen; ihre
egoistische Anspruchshaltung treibt sie zu frechem, rohem, oft brutalem Benehmen. (...) Damit sie ihre materiellen Wünsche befriedigen können und
weil sie sittlichen Forderungen gegenüber taub sind, verfallen sie leicht der Prostitution. Ihr Verhältnis zur Arbeit ist gekennzeichnet durch einen
Mangel an Ausdauer. Sie bummeln, schwänzen die Schule, bleiben der Arbeit fern, wie es ihnen passt. Schon bei geringen Belastungen,
Anforderungen oder Reibungen in den zwischenmenschlichen Beziehungen kommt es zu Weglaufen und nächtlichem Herumstreunen. Sie weichen
fortwährend der Wirklichkeit aus, die sie als Last und Einengung empfinden“. Der Autor konfrontiert in diesem „Fernschulungsbrief“ seine
LeserInnen – ErzieherInnen in Heimen der Diakonie – um ihnen einen Spiegel vorzuhalten. Im „Banne moralpädagogischer Auffassungen“, schreibt
er, beurteilen Erzieher das Verhalten ihrer Zöglinge von einem „moralisch-wertenden Standpunkt aus“ mit Vokabeln wie „faul, arbeitsscheu,
verschlagen, diebisch, lügnerisch, heimtückisch, mannstoll, sittlich verkommen, frech, unverschämt, schmutzig, gemeinschaftsstörend usw.“. Alle
diese Vokabeln habe er „in zahlreichen Beurteilungsberichten an die Behörden lesen“ können – ein ganzes Wörterbuch der diskriminierenden,
demütigenden und verächtlich machenden pädagogischen Sprache, die bis weit in die Siebzigerjahre hinein in Einrichtungen und Behörden der
Jugendhilfe gesprochen wurde. Sie kennzeichnete einen hermetischen Kreis von Ämtern, Gerichten, Trägern und Heimen , in den die Heimkinder
unentrinnbar eingeschlossen waren. Diese Sprache der Verunglimpfung, gesprochen von Personen mit öffentlichem Ansehen „die es ja wissen
mussten“, produzierte und verstetigte das öffentliche Bild vom „verwahrlosten und schwererziehbaren Heimkind“, das den solchermaßen
Stigmatisierten ein Leben lang anhaftet und eine der Hauptursachen für das jahrzehntelange Schweigen der ehemaligen Heimkinder war, das mit
ihrer 2003 begonnenen Initiative für ihre Rehablitierung und Entschädigung, die auch zu unserer heutigen Veranstaltung geführt hat, jetzt endlich ge‐
brochen wird.

Zu den „Wegen ins Heim“ wäre noch viel zu sagen. Besonders zu den oft brutalen und täuschenden Methoden der „Überführung“, „Überstellung“,
„Zuführung“, „Aufgreifung und Rückführung“ (nach erfolglosen Fluchten) – aber dazu reicht die Zeit für diesen Vortrag nicht. Ich habe in der Zeitschrift
für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe (ZJJ) Nr.3/ 2011 ausführlich darüber berichtet. Heute will ich zu den „Wegen ins Heim“ Sonja Djurovic
zitieren, die als ehemaliges Heimkind am RTH mitgearbeitet hat. Sie berichtet aus eigener Erfahrung: „1964, ich war gerade 14 Jahre, entschied
ein Gericht in Bayern, dass ich in einem geschlossenen 'Mädchenerziehungsheim' untergebracht werden soll. Ich selbst war die Letzte, die darüber
informiert wurde. Ich erfuhr erst avon, als ich von zu Hause abgeholt wurde. Es war eine schlimme Situation für mich (…). Ich wude mit der
Heimeinweisung dafür bestraft, dass der Freund meiner Mutter mich täglich sexuell nötigte, zu vergewaltigen versuchte und mich immer wieder
verprügelte (…). Wie in tausenden von Akten von Heimindern der damaligen Zeit, stand auch in meiner Akte, dass eine 'sittliche Verwahrlosung'
drohe und ich nicht anpassungsfähig sei (…). Diese Ungerechtigkeit und große Missachtng der Wahrheit war sehr schmerzlich für mich. Sie betraf
nicht nur die Ignoranz einem Kind gegenüber – es war so, als hätte ich keine Rechte, als sei ich wertlos. Ich fühlte mich hilflos, machtlos und allein
gelassen (…). Eines morgens (…) kam eine Mitarbeiterin des für mich zuständigen Jugendamtes, um mich abzuholen. (…). Ich wurde abgeholt und
wusste nicht einmal wohin die Reise ging. Ich musste auf dem Rücksitz eines Autos sitzen. Der Fahrer und die Jugendamtsmitarbeiterin saßen vor‐
ne im Wagen. Sie schwiegen. Es herrschte eine eisige Kälte. Keine meiner Fragen wurde beantwortet. Nach einer schier endlos langen Fahrt
gelangten wir zum Ziel der Reise, einem geschlossenen Mädchenheim. Ich wurde der Oberschwester des von Diakonissen geführten Heimes
übergeben wie ein Paket. Ihr wurden meine Unterlagen ausgehändigt. Dann fiel die Türe hinter mir ins Schloss und ich war gefangen in einer
'Erziehungsanstalt'“. (Djurovic, Sonja, Im Mädchenerziheungsheim – Erlebnisse, Erfahrungen und Folgen geschlossener Unterbringung, in: Sozial
Exra 2/2014).

Schlussbemerkung
Für Alles was ich hier vorgetragen habe werden die Belege in den Archiven der Landesjugendämter, des zuständigen Ministeriums, der
Jugendämter, der kirchlichen Träger und im Staatsarchiv zu finden sein. Ganz bewusst habe ich nur „politisch unverdächtige“ Quellen zitiert und
darauf verzichtet, aus den umfangreichen Materialien der von der Außerparlamentarischen Opposition der späten Sechzigerjahre getragenen
Heimkampa​gne zu berichten, der nicht zuletzt das historische Verdienst zukommt, mit ihrer radikalen Kritik der Heimerziehung wichtige Anstöße zu
ihrer Reform und zur Veränderung des Jugendhilferechts gegeben zu haben. Diese Reform war ein langer Weg. In dem schließlich 1990/91 in Kraft
getretenen Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG / SGB VIII) wurden der „Verwahrlosungsbegriff“, die „Fürsorgeerziehung“ und die „Geschlossene
Unterbringung“ ersatzlos gestrichen.. Allerdings sehe ich mit Trauer und mit Beklemmung, dass, während wir hier in der Hochschule Esslingen uns
des Leids und des Unrechts vergewissern, dass den heute zwischen fünfzig und achtzig Jahre alten Frauen und Männern in ihrer Kindheit und
Jugend in Heimen der Jugendhilfe angetan wurde, in diversen Bundesländern sukzessive wieder freiheitsentziehende Maßnahmen in der
Jugendhilfe gegen Jugendliche angeordnet werden und die Geschlossene Unterbringung – jetzt als „verbindliche Unterbringung“ oder als
„pädagogisch-therapeutische Intensivmaßnahme“ sprachlich kosmetisiert – wieder hoffähig wird. Auch das unsägliche Wort „Verwahrlo‐
sung/verwahrlost“ wird von Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe zunehmend wieder gesagt, so, als hätte es die einhellige Kritik der Jugendhilfe
der Siebziger- und Achtzigerjahre an dieser verwahrlosten und verwahrlosenden Sprache nie gegeben. Wenn diese Entwicklung nicht gestoppt
wird, wird sich die Kinder- und Jugndhilfe in zwanzig oder dreißig Jahren mit dem Unrecht und Leid befassen müssen, was Kindern und Jugendli‐
chen gegenwärtig und zukünftig in ihren Einrichtungen zugefügt wird. Dazu ein Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit: In der „Hausordnung“ von
Heimen des Trägers „Haasenburg“, die im vergangenen Herbst vom Landesjugendamt Brandenburg, nach anhaltender Kritik in den Medien und
sehr langem Zögern, geschlossen wurden, heißt es:

1. „Ich höre auf alle Erzieher und Mitarbeiter der Haasenburg!

2. Dem Erzieher gegenüber antworte ich mit >JA< oder >NEIN< und nenne ihn beim Namen!

3. Es herrscht angemessene Lautstärke in den Wohnräumen, der Schule, auf dem Gelände und auf dem Pausenhof!



4. Ich rede nicht über das Weglaufen und mache es auch nicht!

5. Ich diskutiere nur in angemessenen Situationen, mit einem angemessenen Ziel in ausgemessenem Tonfall!

6. Ich halte Distanz und habe keinen Körperkontakt!

7. Wenn die Jugendlichen wartend in der Reihe stehen, ist der Mund geschlossen und der Blick ist nach vorn gerichtet. Es wird ca. eine
Armlänge Abstand zum Vordermann gehalten!

8. Die Jugendlichen laufen erst dann los, wenn die Erzieher es sagen und nur so weit wie es gesagt wird!

9. Die Jugendlichen laufen immer rechts neben dem Erzieher!

10. Während der Dienstzeit ist der Mund geschlossen. Nach Arbeitsmaterial wird angemessen gefragt! (…)“

„Ich habe die Regeln der Haasenburg gelesen und verstanden und ich bin bereit, sie während meines Aufenthaltes einzuhalten. Verstöße gegen die
Regeln der Haasenburg haben Konsequenzen!“. (Zitiert in Sozial Extra 2/2014, S. 51.)

Alles was ich hier vorgetragen habe war, ich wiederhole es, zu jedem Zeitpunkt der Nachkriegsgeschichte der Jugendhilfe den Leitungen der
Einrichtungen, den Verantwortlichen in Trägern und Behörden, den zuständigen PolitikerInnen bekannt. Genauer: Es hätte ihnen bekannt sein
können und müssen, wenn sie das Schicksal der Heimkinder wirklich interessiert hätte, wie sie immer behaupteten. Dass die Mittel für die immer
geforderte tiefgreifende Reform der Heimerziehung im boomenden Wirtschaftswunderland Bundesrepublik Deutschland, nicht bereitgestellt wurden,
ist eine gesellschaftliche und historische Schuld, die mit dem Fonds Heimerziehung nicht hinreichend anerkannt und in der Hauptsache – der
angemessenen Entschädigung der heute noch lebenden ehemaligen Heimkinder – mit den Leistungen des Fonds Heimerziehung nicht einmal im
Ansatz abge​golten wird.

Freilich, die bescheidenen Leistungen dieses Fonds sollten offensiv in Anspruch genom​men werden und die MitarbeiterInnen der Anlauf- und
Beratungsstellen in den Ländern sollten die Frauen und Männer offensiv, kreativ und unbürokratisch und mit voller Wertschätzung unterstützen, wenn
sie zu ihnen kommen, um einen Antrag zu stellen. Das wird nicht immer leicht sein, denn die berechtigte Unzufriedenheit und der Ärger mit dem
Ausmaß und den Regularien des Fonds wird sich zuerst ihnen gegenüber artikulieren. Sie sollten die Kritik und Unzufriedenheit aber nicht
beschwichtigen und vertuschen, sondern sie weiterleiten und veröffentlichen und sich selbst dessen bewusst sein, dass sie mit den Mitteln des
Fonds zwar akute Notsituationen ehemaliger Heimkinder lindern können und sollen, dass damit aber deren berechtigte Forderungen nach einer
umfassenden Rehabilitierung, die ohne eine wirkliche Entschädigung nicht möglich ist, nicht erfüllt werden.

 

Heimkinderkonferenz in Münster - ein Resumé
Mon, 16 Jun 2014 17:21:57, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: fonds-heimkinder, category:
geschichte-der-heimerziehung, category: in-eigener-sache, post_tag: medikamente, post_tag: medikamententest, post_tag: medizinische-
versuche, post_tag: rentenersatzleistungen]

Es war eine gute und wichtige Veranstaltung und wir möchten uns bei all denen bedanken, die auf den oftmals gar nicht so kurzen Weg gemacht, um
teilzunehmen, zuzuhören, zu diskutieren und miteinander zu reden!

Sehr auffallend war, dass die Aufmerksamkeit der Anwesenden nicht so sehr auf bzw. von ihrem eigenen schrecklichen Erleben geprägt war,
sondern vielmehr davon, wie wir weiter vorgehen wollen und müssen, um politischen Druck aufzubauen, eine Lobby schaffen können.

Sehr gut fand ich übrigens, dass ein MdB der Linken da war, der dem Kongress Grüße der Bundestagsfraktion ausrichtete. Wir werden uns - in
Zusammenarbeit mit den LWL-Linken - alle Mühe geben, den Kontakt zur Bundestagsfraktion weiter auszubauen und zu vertiefen! Der erste Schritt
ist getan!

Überaus positiv ist auch der Ansatz, die Forschung über Medikamentengaben in den Heimen voranzutreiben (s. oben geposteten Artikel im hpd)
und die damit einhergehenden Kontakte zu Krankenkassen. Denn diese tragen bislang die horrenden Spätschäden, wo doch ansonsten das
Verursacherprinzip gilt. Auch hier gilt es, mitzuwirken. 

Darum an dieser Stelle ein Aufruf:

Beteiligt euch am Ausfüllen des Formulars über die Medikamentengaben, die ihr im Heim bekommen habt. Die Namen der Medikamente sind
wichtig - wer sie nicht weiß und keine Unterlagen dazu hat, sollte das Formular dennoch ausfüllen und die Medikamente, ihre Wirkungen und
Nebenwirkungen so gut wie möglich beschreiben.

[gview file="http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/06/Fragebogen_Heimkinder.pdf"]

Das Formular bitte ausdrucken, ausfüllen und an die darauf genannte Adresse schicken. Zur Erläuterung: Sylvia Wagner ist Mitglied im VEH e.V.,
selbst Heimkind und sie ist Apothekerin... Ideale Kombination also, um diese Forschung zu betreiben!

Das Formular kann/sollte auch kopiert und weiter gereicht werden, so dass eine möglichst große Zahl von Überlebenden erreicht wird! Wir werden
es auch noch einmal in unserem nächsten Rundbrief veröffentlichen.



Alle Texte der Vorträge auf dem Kongress werden im Übrigen so bald wie möglich auf unsere Homepage zum Nachlesen bzw. Runterladen gestellt
werden.

Link zu den Wortbeiträgen soweit sie bereits eingeschickt wurden.

"Unsere Menschenwürde wurde zertreten"
Mon, 16 Jun 2014 18:08:06, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, post_tag: entschadigung, post_tag: fonds-
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MÜNSTER. (hpd) In Zusammenarbeit mit der Partei DIE LINKE veranstaltete der Verein ehemaliger Heimkinder e.V. (VEH) am 14. Juni
2014 im westfälischen Münster seine erste bundesweite Konferenz. Der VEH setzt sich für eine angemessene Entschädigung
ehemaliger Heimkinder ein, die in den 1950er bis 1970er Jahren in deutschen Kinderheimen misshandelt und durch Zwangsarbeit
ausgebeutet wurden.

“Wir reden hier über ungefähr 800.000 Betroffene in Westdeutschland und ungefähr 400.000 Betroffene in der ehemaligen DDR - das ist schon ’ne
ganz schöne Hausnummer”, sagt die Zweite Vorsitzende des VEH Heidi Dettinger. Rund 75 Prozent der Heimkinder in Westdeutschland waren in
Institutionen kirchlicher Trägerschaft, die übrigen 25 Prozent in staatlichen oder privaten Heimen untergebracht. In vielen der Einrichtungen war es
üblich, Kinder unter Einsatz von körperlicher und psychischer Gewalt zu brechen, und ihnen durch Zwangsarbeit “eine Hinführung zur Arbeit zu
ermöglichen”. De facto wurden die Kinder als billige Arbeitskräfte an Landwirtschaft und Industrie verliehen. Acht bis zehn Stunden täglich mussten
sie in sengender Sonne Rüben zupfen oder das Wirtschaftswunder durch das Zusammenschrauben von Bauteilen befördern. Die Kinder sahen für
ihre Arbeit nie einen Pfennig. Der Billiglohn floss direkt an die Heime und ihre Träger.

Weiterlesen

Nägel in den Aachener Dom
Thu, 19 Jun 2014 04:17:07, admin, [category: uncategorized]

Wassenberg, den 16. Juni 2014
Sehr verehrte Damen und Herren,

der "Heimkinderverband Deutschland" hat den "Verein ehemaliger Heimkinder e.V." und die "Initiative gegen Gewalt und sexuellen Missbrauch an
Kindern e.V." angefragt, ob diese bereit sind, an einer gemeinsamen Initiative "Gedenknägel im Aachener Dom - Mahnzeichen gegen
Kindesmissbrauch und Misshandlung durch Beschäftigte der Katholischen Kirche" teilzunehmen als Mitorganisator.

Mit diesem Brief bitten wir den Aachener Bischof Dr. Heinrich Mussinghoff, den Aachener Dom für die Befestigung der "Mahn- und
Erinnerungsnägel" zugänglich zu machen. In welchem Umfang und Zeitpunkt dieses möglich ist wird beim Bistum angefragt.

Wir bitten zum Entwurf des nachstehenden Presseartikels bis zum 30. Juni Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob Interesse an der Teilnahme und
Unterstützung an der Organisation der Gedenkfeier besteht.

Mit freundlichen Grüßen
Johannes Schumacher
(https://www.facebook.com/VEHeV/posts/883038848376782)

Dieses Schreiben richtet sich an:

Bistum Aachen

Bischof Dr. Heinrich Mussinghoff

franz.kretschmann@bistum-aachen.de

Deutsche Bischofskonferenz (DBK) Bonn

pressestelle@dbk.de

Oberbürgermeister Marcel Philipp Aachen

http://www.dielinke-lwl.de/index.php/politik/reden/185-dokumentation-der-konferenz-qehemalige-heimkinder-gewalt-und-zwangsarbeit-wann-kommt-die-entschaedigungq-am-14-juni-2014
http://hpd.de/node/18820
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Interessierte Bürgerinnen und Bürger

Rechtsgutachten des Fonds für die Tonne!
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UNPFÄNDBARKEIT DER KIRCHLICHEN ENTSCHÄDIGUNGSZAHLUNG

http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/06/Papierm�ll-II.jpg


(...)

Im Übrigen ist die Zahlung des Bischöflichen Ordinariats auch deshalb nicht Gegenstand der Masse geworden, weil ein entsprechender Anspruch
des Schuldners gemäß § 851 Abs. 1 ZPO, § 399 BGB nicht pfändbar war.

Ansprüche wegen immaterieller Schäden sind allerdings seit 1.07.1990 uneingeschränkt übertragbar und pfändbar, nachdem durch das Gesetz zur
Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und anderer Gesetze vom 14.03.1990 § 847 Abs. 1 Satz 2 BGB aF mit Wirkung ab 1.07.1990 gestrichen
worden war. Es ist deshalb allgemein anerkannt, dass Schmerzensgeldansprüche pfändbar sind und gegebenenfalls in die Insolvenzmasse fallen.
Dies gilt auch für Ansprüche gegen die Katholische Kirche, soweit sie auf den Ersatz immaterieller Schäden gerichtet sind.

Ob für Ansprüche wegen Verletzung des Persönlichkeitsrechts etwas anderes gilt, wie das Landgericht Frankenthal annimmt, erscheint zweifelhaft.
Der Bundesgerichtshof hat dies bislang dahingestellt sein lassen. Dies bedarf auch hier keiner Entscheidung.

Der Pfändbarkeit steht jedenfalls § 851 Abs. 1 ZPO, § 399 BGB entgegen, weil die Leistung des Bischöflichen Ordinariats an einen Dritten, hier
den Insolvenzverwalter zur Masse, nicht ohne Veränderung ihres Inhalts hätte erfolgen können.

Eine Forderung ist dann nicht übertragbar, wenn die Leistung an einen anderen als den ursprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres
Inhalts erfolgen kann. Dies ist dann anzunehmen, wenn die Leistung auf höchstpersönlichen Ansprüchen des Berechtigten beruht, die er nur selbst
erheben kann, wenn – anders als bei höchstpersönlichen Ansprüchen – ein Gläubigerwechsel zwar rechtlich vorstellbar, das Interesse des
Schuldners an der Beibehaltung einer bestimmten Gläubigerperson aber besonders schutzwürdig ist, oder wenn ohne Veränderung des
Leistungsinhalts die dem Gläubiger gebührende Leistung mit seiner Person derart verknüpft ist, dass die Leistung an einen anderen Gläubiger als
eine andere Leistung erschiene. In allen diesen drei Fallgruppen ist die Abtretbarkeit ausgeschlossen, weil andernfalls die Identität der
abgetretenen Forderung nicht gewahrt bliebe.

Hier liegt ein Fall der zweiten und der dritten Fallgruppe vor. Die geschuldete Leistung ist mit der Person des Gläubigers derart verknüpft, dass die
Leistung an einen anderen Gläubiger, hier den Kläger als Insolvenzverwalter, sie als eine andere Leistung erscheinen lassen würde. Das Interesse
des Schuldners, hier der Katholischen Kirche, an der Beibehaltung der Gläubigerperson für die freiwillige Leistung ist besonders schutzwürdig.

Ein Anspruch auf Erbringung einer materiellen Leistung gegen das Bistum entstand nicht von Gesetzes wegen, sondern durch eine
Ermessensentscheidung, welche die betroffene kirchliche Körperschaft nach dem genannten Beschluss der Deutschen Bischofskonferenz auf der
Grundlage einer Empfehlung der zentralen Koordinierungsstelle beim “Büro für Fragen sexuellen Missbrauchs Minderjähriger im kirchlichen
Bereich” der Deutschen Bischofskonferenz zu treffen hatte (vgl. Abschnitt C Ziffer – III 3 des genannten Beschlusses der Deutschen
Bischofskonferenz). Diese knüpft an den festgestellten sexuellen Missbrauch des Antragstellers an, für die nach staatlichem Recht Ansprüche
infolge Verjährung nicht mehr durchgesetzt werden konnten. Die Zuerkennung lag im Ermessen der kirchlichen Institutionen.

Die Entschädigung sollte unter dem Gesichtspunkt der Billigkeit – trotz eingetretener und in Anspruch genommener Verjährung zivilrechtlicher
Ansprüche – dem Opfer persönlich zugute kommen. Die zuerkannte materielle Leistung dient allein dem Zweck, in Anerkennung des Leids des
Opfers die Folgen seiner Traumatisierung zu mildern und dem Opfer bei der Bewältigung belastender Lebensumstände zu helfen. Die mit der
Zahlung beabsichtigte Entlastung kann nur eintreten, wenn die Leistung aus der Sphäre des Schädigers herrührt, es also bei dem ursprünglichen
Schuldner und dem ursprünglichen Gläubiger der materiellen Leistung verbleibt. Dies stellt ein besonderes schutzwürdiges Motiv des
Leistungsschuldners dar. Wie das Beschwerdegericht hierzu zutreffend festgestellt hat, erscheint es ausgeschlossen, dass die Katholische Kirche
die Leistung zugebilligt hätte, wenn anstelle des Insolvenzschuldners der Treuhänder den Betrag für die Masse vereinnahmen könnte.

Die Insolvenz- und Massegläubiger haben durch den sexuellen Missbrauch des Schuldners weder materielle noch immaterielle Einbußen erlitten.
Die Auszahlung des freiwillig erbrachten Betrages an die Masse würde deshalb den Zweck und Leistungsinhalt grundlegend verändern.

zit.  nach: Rechtslupe, Nachrichten aus Recht und Steuern

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 22. Mai 2014

[gview file="http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/06/Bundesgerichtsurteil-vom-22.05.2014-ix_zb__72-12.pdf"]

Dieses Urteil dürfte sich 1:1 auf Zahlungen des Fonds anwenden lassen.

Und was lernen wir daraus?

Selbst durch sogenannte "Rechtsgutachten" sollen die Überlebenden deutscher Heimkinderhöllen noch über den Tisch gezogen
werden!

http://dejure.org/gesetze/BGB/399.html
http://www.rechtslupe.de/stichworte/insolvenz
http://www.rechtslupe.de/zivilrecht/zahlungen-der-deutschen-bistuemer-in-der-insolvenz-des-missbrauchopfers-377443
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Westpol, 29.06.2014

Ein düsteres Kapitel: Zu Tausenden wurden junge Menschen aufgrund fadenscheiniger Gutachten zu Unrecht in die Psychiatrie gesteckt. Offiziell
sind sie heute rehabilitiert. Doch eine finanzielle Entschädigung lässt auf sich warten. Der Bund ist bereit, die Länder blockieren. NRW macht keine
Ausnahme. Hier bedient man sich eines alten Spiels: Die Verantwortlichkeit wird hin und her geschoben.

Das Video:
http://www1.wdr.de/fernsehen/regional/westpol/sendungen/psychiatrieopfer102.html

Weiteres zum Thema:

[gview file="http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/06/kinderpsychiatrie122.pdf"] [gview file="http://www.veh-
ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/06/kinderpsychiatrie124.pdf"]

http://www.wdr.de/tv/monitor/sendungen/2014/0410/hoelle.php5

Aktuelle Meldungen vom Lenkungsausschuss!
Mon, 30 Jun 2014 18:10:53, admin, [category: uncategorized, post_tag: ehemalige-heimkinder, category: fonds-heimkinder, post_tag: fonds-
heimkinder]

27.06.2014 - Keine Erklärung mehr notwendig bei Auszahlungen mit Postbarschecks und auf Drittkonten

Der Bundesgerichtshof hat in einem mit den Fonds Heimerziehung vergleichbaren Fall entschieden, dass Wiedergutmachungsleistungen für
Verletzungen der Persönlichkeitsrechte nicht gepfändet werden können (BGH-Beschluss vom 22. Mai 2014, AZ IX ZB 72/12). In dem Fall ging es
um Ausgleichszahlungen der katholischen Kirche für Opfer von sexuellem Missbrauch. Die Lenkungsausschüsse der Fonds „Heimerziehung West“
und „Heimerziehung in der DDR“ gehen von einer Übertragbarkeit des Urteils auf die Leistungen der Fonds Heimerziehung aus, die somit ebenfalls
nicht pfändbar sind.

Die Lenkungsausschüsse haben daher beschlossen, das bisherige Verfahren zur Auszahlung von Fondsleistungen mittels Postbarschecks
und/oder auf Drittkonten aufzuheben. Ab sofort ist das Einholen einer Erklärung zur Vermögenslage der/des Betroffenen nicht mehr erforderlich.
Vereinbarte und für schlüssig erklärte Fondleistungen können unabhängig vom Weg, den die/der Betroffene wählt, nach Vorlage
zahlungsbegründender Unterlagen ausgezahlt werden.

Es wurde ein Infoblatt erstellt, das in kurzer, verständlicher Form die Rechtsgrundlagen für die Nicht-Pfändbarkeit von Fondsleistungen darstellt.
Dieses Infoblatt kann zum Beispiel verwendet werden, wenn sich Insolvenzverwalter, Gläubiger, Banken etc. der Betroffenen weigern, die Nicht-
Pfändbarkeit ohne Weiteres anzuerkennen. Im Infoblatt sind außerdem die Rechtsgrundlagen für die Nicht-Anrechnung der Fondsleistungen auf
Sozialleistungen dargestellt. Das Infoblatt ist über die Anlauf- und Beratungsstellen erhältlich und kann hier heruntergeladen werden.

[gview file="http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/06/Infoblatt_Fonds_Heimerziehung_DDR.pdf"] [gview
file="http://www.veh-ev.eu/home/vehevinf/public_html/wp-content/uploads/2014/06/Infoblatt_Fonds_Heimerziehung__West.pdf"]

Guter Wille und leere Kassen
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FONDS FÜR EHEMALIGE HEIMKINDER
Otto Langels/Deutschlandfunk/03.07.2014



Mit dem Fonds Heimerziehung will die Bundesregierung Opfer von Gewalt und Misshandlung in Kinderheimen entschädigen. (picture
alliance/dpa/Hendrik Schmidt)

Sowohl in der jungen Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg als auch in der DDR wurden Kinder in Heimen gedemütigt,
verprügelt und misshandelt. Die Opfer leiden bis heute. Die Politik will mit Geld helfen – doch die Betroffenen brauchen etwas anderes.

"Ich bin 14 Jahre im Heim gewesen, also vom Baby an, es war überall das gleiche Unrechtsystem, Bestrafung, körperliche Züchtigung, bis aufs Blut
Exzesse. Wir waren ständig eingesperrt, um das ganze Gelände herum war ein zwei Meter hoher Stacheldrahtzaun mit oben Bewehrung, damit
auch niemand aus dem Heim abhaut."

Was Dirk Friedrich in seiner Kindheit erlebte, mussten unzählige Heimkinder in den frühen Jahren der Bundesrepublik ertragen. Sie wurden
gedemütigt, erniedrigt, geprügelt, misshandelt, ausgebeutet und missbraucht, in kirchlichen wie in öffentlichen Einrichtungen.

Doch nicht nur im Westen, auch in der DDR sperrte ein rigides Erziehungssystem Kinder und Jugendliche weg, beeinträchtigte massiv ihre
Entwicklung und zwang sie zur Arbeit, zum Beispiel Oliver Perner.

"Ich war sieben Jahre im Heim, erst im normalen Heim, öfter im Durchgangsheim, weil ich ständig abgehauen bin, weil es nicht auszuhalten war im
Heim. Danach bin ich nach Torgau gekommen, das war vergittert, verschlossen, das war die schlimmste Einrichtung, die es für Jugendliche in DDR-
Zeiten gab. Das war dann die Hölle da."

Erst vor rund einem Jahrzehnt wurden die schwierigen und zum Teil menschenunwürdigen Lebensbedingungen vieler Heimkinder öffentlich bekannt.
Im Februar 2009 konstituierte sich auf Empfehlung des Deutschen Bundestags der "Runde Tisch Heimerziehung", an dem Vertreter der Politik, der
Kirchen, der öffentlichen Träger und der ehemaligen Heimkinder Platz nahmen. Knapp zwei Jahre lang berieten sie unter dem Vorsitz der früheren
Bundestagsvizepräsidentin Antje Vollmer über Hilfen für Betroffene. Im Januar 2011 stellte Vollmer den Abschlussbericht vor.

"Für die individuell Geschädigten schlagen wir einen Fonds vor. Dieser Fonds heißt jetzt Fonds für ehemalige Heimkinder. Der soll ausgestattet
werden mit 120 Millionen Euro."

Weiterlesen bzw. den Beitrag hören

Beratungen des VEH e.V. sind KOSTENLOS!
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post_tag: veh-e-v]

AUS GEGEBENEM ANLASS

teilen wir allen ehemaligen Heimkindern mit,
dass Beratungen und Hilfestellungen (persönlich oder telefonisch) des Vereins selbstverständlich

KOSTENLOS

sind! Egal, ob Sie Mitglied im VEH e.V. sind, oder nicht! Sollte jemand für Beratungen von Ihnen Geld fordern, bitte wir um Mitteilung - entweder auf
unserer Facebookseite (https://www.facebook.com/VEHeV), an folgende Mailadressen

d.friedrich@veh-ev.eu
h.dettinger@veh-ev.eu

oder auch telefonisch
06106-15379
05032-964647

http://www.deutschlandfunk.de/fonds-fuer-ehemalige-heimkinder-guter-wille-und-leere-kassen.724.de.html?dram:article_id=290836
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